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Warum befassen wir uns ausgerechnet mit den "Vertriebenenverbänden"? Wir be- 
trachten diese Verbände als die mitgliederstärksten revanchistischen Organisatio- 
nen in der BRD und einen entscheidenden Faktor in der Außenpolitik des wieder- 
erstarkten imperialistischen Deutschlands gegenüber den Staaten Osteuropas, deren 
Bevölkerung immer wieder Opfer dieser Politik wurden. 

Die "Vertriebenen" sind in der deutschen Bevölkerung und den politischen Partei- 
en fest verankert. Ihre Position in der BRD-Gesellschaft ist nicht zuletzt auch juri- 
stisch durch das Bundesvertriebenengesetz zementiert. Auf politische Mehrheiten 
und breite Mobilisierungen gegen sie ist nicht zu hoffen. 

In der radikalen Linken in Berlin interessiert dieses Thema eigentlich keine/n. Da- 
bei ist der alljährliche "Tag der Heimat" eine der größten Versammlungen von Re- 
aktionären und Revanchisten in dieser Stadt. Unsere Mobilisierung gegen den "Tag 
der Heimat" des BdV 1995 mobilisierten außer einigen Antifas vor allen Dingen 
die Polizei und den Verfassungsschutz, die den Vorbereitungskreis und die durch 
ihn organisierte Info-Veranstaltung sorgfältig abhorchten und ausspähten. | 

So erfreute sich unsere Demonstration im September 1995 vor der Sömmeringhalle 
in Berlin-Charlottenburg am "Tag der Heimat" und die genannte Veranstaltung im 
Rathaus Charlottenburg wenige Tage vorher zwar der Beachtung in der bürgerli- 
chen und Vertriebenen-Presse, aber nur wenige Insider fanden den Weg ins Rat- 
haus, und die Teilnahme an der Demonstration war trotz zahlreicher Flugblätter, 
Plakate und Presseveröffentlichungen nut sehr gering. Der Demonstration wurde 
von der Polizei verboten, mit dem Lautsprecherwagen den VEN der 
Vertriebenen zu beschallen, und zuletzt wurde die Demonstration von ee vi 
kurz vor Ende auseinandergeprügelt. Es gab zahlreiche Verhaftungen und vet etz- 


te. ine Demonstration für 
Voriahr nicht zu wiederholen, wurde eine Eee 
Um das Desaster vom J ht mehr in Angriff genommen. Wir, ein 


das Jahr 1996 vom Vorbereitungskreis nic | no! | 
Teil der Vorbereitungsgruppe von 1995, denken, daß eine langfristigere inhaltliche 


Informationsarbeit und Diskussionsanstöße (nicht nur) innerhalb der Berliner Lin- 
ken notwendig sind, um eine politische Praxis zu entwickeln, die es möglıch 


macht, die "Vertriebenen"-Verbände, ihre Politik und ihre Treffen wirkungsvoller 
anzugehen und zu behindern und mehr Menschen gegen sie auf die Straße zu brin- 


gen (1) Bu | 
Diese kleine Broschüre soll ein Beitrag dazu seın. 


(1) Unter dieser Vorgabe ist auch unser Text, der sich mit praktischer Arbeit und Aktionen gegen die "Ver- 
triebenen" beschäftigt, zu lesen. Mit ihm wollen wir klarmachen, daß es nicht darum gehen kann, abzu- 
warten und die Hände in den Schoß zu legen, bis alles ausdiskutiert ist. 
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Nie wieder Heimat ! 


Die Umsiedlung der deutschen Täter 
war richtig und notwendig ! 


Dokumentation des Eröffnungsbeitrags der Informations- 
veranstaltung "Der BdV im braunen Sumpf - Öffentliche 
Gelder für Revanchisten?" vom 25.8.1 995 im Bürgersaal 
des Rathauses Berlin-Charlo ztenburg 


Wir benutzen den Begriff deutsche Täter, da die 
Eigencharakterisierung als "Vertriebene", die 
. von den Revanchistenverbänden und -organısa- 
tionen, ihren Anhängern und Lobbyisten ın Par- 
teıen und Parlamenten benutzt wırd, die Täter- 
und Mittäterschaft der Umgesiedelten ın eine 
Opferrolle umlügt. Die von diesen Maßnahmen 
Betroffenen hatten z.B. ın der Tschechoslowa- 
kei 1937 kurz vor der Annexion des sogenann- 
ten "Sudetenlandes" durch die faschistische 
Wehrmacht zu 90% die natıonalsozialıstische 
Sudetendeutsche Partei gewählt und damit ihr 
vollstes Einverständnis mit der faschistischen 
reichsdeutschen Politik gezeigt. Deshalb halten 
wir die Betrachtung der Deutschen durch ihre 
Opfer und die Antihitler-Koalition als Täterkol- 
lektiv in der historischen Situation als richtig 
und die Umsiedlungen, die sich gegen dieses 
Kollektiv wandten, als gerechtfertigt. 

In allen von den Deutschen besetzten Gebieten 
in Osteuropa, ın denen "Volksdeutsche" lebten, 
beteiligten sich diese wie selbstverständlich an 
der Unterdrückung, Vertreibung und Ausrot- 
tung der nıchtdeutschen und damit in ihren Au- 
gen minderwertigen Bevölkerung. Die Propa- 
gandisten des deutschen Herrenmenschentums, 
die mit den deutschen Panzern eintrafen, konn- 
ten von Anfang an auf eine sich deutsch gebär- 
dende Zivilbevölkerung setzen, die keinerlei Di- 
stanz zu den verbrecherischen Plänen und Taten 
der deutschen Soldaten und SS-Männer, der Po- 
lizeieinheiten des SD und der neueingesetzten 
Verwaltungen setzte. Man fand sıch schnell zu- 
recht ın der Rolle des Herrschervolkes, das sich 


seine ehemaligen Nachbarn zu Arbeitssklaven 
auf dem eigenen, bisweilen neuen Bauerngut, 


oder ın dem mit der Kriegswirtschaft rasch ex- 


pandıerenden Betrieb machte, und auch der ari- 
sche Tagelöhner erhob sich nicht ungern als 
Aufseher über seine vormaligen polnischen Kol- 
legen. In den schon vor 1939 zum Reich gehö- 
renden Gebieten mit einer polnischen Minder- 
heit wurde diese zu feindlichen oder uner- 
wünschten Ausländem und somit als entrechtet 
erklärt und vertrieben oder zu Zwangsarbeiten 
in der Kriegsindustrie und der Landwirtschaft 
herangezogen. Die Vermichtung der jüdischen 
Bevölkerung, durch SS, SD und Wehrmacht 
kaum verdeckt ausgeführt, fand wie im Reich 
unter den Augen der Bevölkerung statt. Bald 
stellten die Volksdeutschen überall die Mehrheit 
der Menschen - der Menschen, die noch lebten: 
und sich frei bewegen konnten. 

Auf den Konferenzen von Jalta und Potsdam 
beschlossen die Alliierten der Antihitler-Koali- 
tion die Zerschlagung Hitler-Deutschlands in 
seiner territorialen und politischen Form. Ein 
Großdeutschland, ein großes und übermächtiges 
Deutschland, das zum dritten Male der Lage 
wäre, einen Weltkrieg zu entfesseln, den Holo- 
caust an 6 Millionen Juden, den millionenfa- 
chen Mord an den Menschen seiner Nachbar- 
staaten zu begehen, sollte und durfte es nicht 
mehr geben. Also beschlossen sie große Ge- 
bietsabtrennungen im Osten und die Einschrän- 
kung der eigenstaatlichen Souveränität als eın- 
zige Möglichkeit, der "Deutschen Bestie" die 
Grundlagen für eine Wiederholung zu nehmen. 


Es war Deuts:’hland, das diese Verbrechen, aıe- 
ses Unrecht begann, also kat es auch dis Konse- 
quenzen zu tragen. 

Es war kein Opfer, sondern Täter, also waren 
diese Maßnehmen gerechtfertigt. 

Sie wurden von allen Alliierten über ıdeologi- 
sche Gräben hinweg zusammen zetragen und 
begründeten sich aus der gemeinsamen Erfah- 
rung nit dem besiegten Aggressor und dem an- 
tifaschistischen 

Konsens, der sie zu- 
mindestens bis 1945 
verband. 

Das Motto des BDV 
ist dieses Jahr "50 
Jahre Flucht, Vertrei- 
bung, Deportation, 
Unrecht bleibt Un- 
recht." 

Welches Unrecht? 
Das Unrscht, das die 
Deutschen begingen? 
Das Unrecht, das 
viele Mitglieder des 
BDV persönlich mıt- 

trugen? Nein, davon ist hier nicht die Rede. Die 

Täter machen sıch zu Opfern. Sie lügen die 
Konsequenzen ihres eigen Tuns um. In ihrem 
immer noch völkıschen und faschistoid über- 
heblichen Denken der Herrenmenschen werden 
ihre Opfer zu Tätern. Sie trieben Millionen 
Menschen die Flucht, ın den Tod und rechtfer- 

tigten dies auch heute noch mit ihrem "Deutsch- 


sein". 
Flucht. Sie reden von Flucht. Sicher mußten sıe 


flüchten. Die Wehrmacht trieb die Zivilbevölke- 
rung vor sich her und zerstörte sämtliche Infra- 
struktur. Diese Taktik der verbrannten Erde 
sollte den Vormarsch der Roten Armee aufhal- 
ten, die Flüchtlingstrecks den sowjetische Pan- 
zern die Straßen blockieren. Und sicher wußten 
sie, wovor sie flüchteten, vor ihrem eigenen Un- 
recht. Aber der Vormarsch der Roten Armee 
war gerechtfertigt. 

Sie reden von Deportation. Dieser Begniff ıst 
mit Bedacht gewählt und enthält eine weitere 
Geschichtslüge: Er soll ganz bewußt an die De- 
portation der Juden in die Gaskammermn erin- 
nern und die Umsiedlung der Deutschen damit 
gleichsetzen. Die Deportation der Juden endete 
im sechsmillionenfachen Tod; die Umsiedlung 
z.B. der Pommern meist auf einem Bauernhof 
in Niedersachsen und ım späteren BRD Wiırt- 
schaftswunder. 


und tschechoslowakischen Beuörden lag die 


Erfahrung zugrunde, daß die deutschen Bevöl- 
kerungsteile sucht willens gewesen waren, friea- 
iıch mit den anderen Menschen zusammen zu 


leben, und das ist entscheidend: Es ist den Op- 


fern nicht zuzumuten, mit ihren ehemaligen 


Henkern zusammen zu leben, seien sie nun ın 


ger Mehrheit oder Minderheit Denn das zwi- 
schen den "Volksdeut- 
schen" und den Verbre- 
chen des deutschen 
Staates kaum eine Di- 
stanz bestand, hatten 
dıe Jahre der Besat- 
zung und faschisti- 
schen Schreckensherr- 
schaft gezeigt. Auch 
sahen sıe sich nicht 
fähıg und willens, die 
Deutschen umzuerzie- 
ben, und deshalb 
schickten sıe sie dahin, 
wo sie hıingehörten - 
heim ins Reich. 

In den Benesdekreten wird dies genau bezeich- 
net. Die Tschechoslowakeı hatten alle entschä- 
digungslos zu verlassen, die Nazis waren, und 
das waren nach den Wahlen von 1937 fast alle. 
Dem von deutschen Nachkriegspolitikern und 
selbstmitleidigen Tätern immer wieder lamen- 
tierend so benannten "Unrecht der Vertreibung" 
ging die Barbarei der Deutschen voraus, und 
was wie aufgerechnet wird, ıst einzig und allein 
die vollkommen gerechtfertigte Sache der Op- 


fer. 
Wir sehen in all diesen Umsiedlungsaktionen le- 


gitime, gerechtfertigte Entscheidungen, und die 
revanchistische Politik der sogenannten "Ver- 
triebenen" beweist, daß dies auch nach 50 Jah- 
ren noch stimmt. Noch immer wollen sıch die 
Täter von ihren Opfern entschädigen lassen. 
Und schon wieder baut die Bundesregierung 
Hand in Hand mit den Revanchisten-Verbänden 
deutsche Herrenmenschenkolonien auf und ver- 
sieht sie mit deutschen Pässen, z.B. ın Polen. 
Und die sogenannten Vertriebenen rütteln wie- 
der an den Grenzen. 

Unsere Aufgabe sollte es sein, diese Grenzen 
als Friedensgrenzen gegen die Revanchısten zu 
verteidigen und für alle, die ın die BRD vor ma- 
terieller Not und Verfolgung flüchten, durchläs- 
sig zu machen. 


Nie wieder Heimat! .: 


Kleine Chronologie der "deutschen" (1) 
Aggression gegenüber Osteuropa 
bis zum 19. Jahrhundert 


Ab etwa 600 n. Chr. besıedeln slawı- 
sche Stämme (Abodriten, Sorben, Veneter 
und Pomoranen) die Gebiete östlich von 
Elbe und Saale. 5; 


In der Regierungszeit von Kaiser Karl 
d. Gr. (742-814) beginnt dıe sogenannte 
Missionierung der Wenden, Tschechen, 
Abodriten und Elbslawen. Ziel ıst dıe Er- 
weiterung des Einflusses des Frankenrei- 
ches mittels der Verbreitung der christli- 
chen Ideologie. 


Unter Kaiser Otto I. werden 948 die Bı- 
stimer Havelberg und Brandenburg er- 
richtet, die als Stützpunkte für die Expan- 
sion des Reiches nach Osten dienen. 


983: Großer Slawenaufstand, ın dem es 
gelingt, die brutale Unterdrückung durch 
die deutschen Feudalherren für nahezu 
150 Jahre abzuschütteln. 


1004: Im Krieg gegen Polen erobern die 
Truppen des Kaisers Heinrich IT. Böhmen. 


Im hohen Mittelalter verbessert sich im 
Zuge von technisch-organisatorischen Ent- 


wicklungen die landwirtschaftliche Pro- 
duktivität in Mittel- und Westeuropa. Es 


setzt Bevölkerungswachtum ein, das die 
Grundlage für die vom Feudaladel betrie- 
bene Siedlungsbewegung nach Osten dar- 
stellt. Diese Bewegung kommt erst wäh- 


rend der Zeit der großen Seuchen ım 14. 


Jahrhundert zum Erliegen. 


11/12. Jahrhundert: Verschiedene deut- 
sche Territorialfürsten erweitern ihren 
Machtbereich ım Nordosten des Reiches 


(Mecklenburg, Pommern, Schlesien). Um 
ihre Herrschaft gegenüber der slawischen 
Bevölkerung zu festigen und ihre Einkünf- 
te zu steigern, veranlassen sie die Neu- 
gründung von Städten und Dörfern. Er- 
richtet werden diese von deutschen Sied- 
lerInnen aus dem Rest des Reiches, die in 
der ersten Zeit weitreichende Privilegien 
genießen. Teilweise werden deutsche Sied- 
lerInnen auch von slawischem Feudaladel 
ıns Land gerufen (Polen, Böhmen, Mäh- 
ren, Ungam). 5 


Kaiser Friedrich II. erteilt 1226 dem 
Deutschen Orden den Auftrag, das außer- 
halb des Reiches gelegene Gebiet der 
heidnischen' Pruzzen zu erobern. Bis 1230 
werden ım Baltikum Kurland und Livland 


besetzt; ein Vorstoß nach Rußland schei- 


tert Jedoch nach der Niederlage des Ordens 
gegen eın russisches Heer auf dem zuge- 
frorenen Peipussee (1242). 

Der polnische Herzog Konrad von Ma- 
sowien bittet den Orden um Hilfe im 
Kampf gegen die Pruzzen und überläßt 
diesem dafür das Kulmerland. Die folgen- 
den Feldzüge des Ordens sind von umfas- 
senden Metzeleien gegen die Urbevölke- 
rung geprägt; bıs 1283 sind dıe Pruzzen 
nahezu ausgerottet. Zur Herrschaftssiche- 
rung werden in Preußen nach bewährtem 
Muster planmäßig neue deutsche Siedlun- 
gen angelegt, im Baltikum hingegen bilden 
die deutschen Eroberer nur eine dünne 
Oberschicht, die von der Auspressung der 
einheimischen Bevölkerung lebt. 

Mit der Erwerbung von Pommerellen 
(1309) gerät der Orden in den Konflikt mit 
Polen, darüberhinaus streben die 'christli- 
chen’ Ordensritter die Dominanz über den 


Ostseehandel an und. geraten so in Kon- 
kurrenz mit den Handelsherren der Hanse. 
Der Niedergang des Deutschen Ordens 
wird durch: dessen Niederlage‘ gegen das 
polnisch-Iitauische Heer bei Grun- 
wald/Tannenberg 14i0 eingeleitet. Nach 
dem Frieden von Torun/Thom 1466 wird 

25 Ordensland der polnischen Krone un- 
terstellt und 1525 
in das weltliche 
Herzogtum Preu- 
ßen umgewan- 
delt. 1561 ver- 
liert der baltısche 
Ordensstaat seine 


Selbständigkeit. 

Nach dem ee 
Tode des böhmi- Prager Fe 
schen Königs 


Wenzel III. wird Böhmen 1306 als Reichs- 
gut eingezogen. 


Nachdem der böhmische Prediger Jan 
Hus, der sich scharf gegen die deutsche 
Oberschicht und die Privilegien von Adel 
und Klerus wendet, 1415 während des 
Konzils in Konstanz als Ketzer verbrannt 
wird, kommt es zu langanhaltenden Hus- 
sitenkriegen. Diese Auseinandersetzungen 
werden überwiegend von städtischen Ple- 
bejerinnen und unterdrückter Landbevöl- 
kerung getragen. 

Das tschechisch-hussitische Volksheer, 
innerhalb dessen teilweise eine Art 'Kom- 
munismus' mit Gütergemeinschaft prakti- 
ziert wird, wehrt dabei fünf Angriffe von 
Reichs- und Kreuzzugsheeren ab und zieht 
seinerseits durch Sachsen, Schlesien, 
Brandenburg bis nach Pommern. Der so- 
zialrevolutionäre Impuls des Hussitentums 
wird dabei auch in anderen Teilen des 
Deutschen Reichs aufgenommen, SO daß 
es zu verbreiteten Unruhen kommt. 


14./15. Jahrhundert: Die Habsburger le- 
gen den Grundstein ihrer späteren Macht- 
position, indem durch den Einsatz diplo- 
matischer bzw. militärischer Mittel ım 
Südosten des Reiches große zusammen- 
hängende Territorien (speziell in Oster- 
reich, Ungarn und Böhmen) geschaffen 
werden. 


Im 16. Jahrhundert ıst das katholische 
Habsburg treibende Kraft der Gegenrefor- 
matıon, weil die religiöse Spaltung dem 
kleineren Feudaladel die Möglichkeit bie- 
tet, sich dem Machtanspruch der Habsbur- 
ger zu entziehen. Als diese die von den 
Böhmen ım Zuge der Hussitenkriege er- 
kämpfte relative Autonomie angreifen, 
kommt es 1613 
nach dem soge- 
nannten Prager 
Fenstersturz, bei 
dem  kaiserlich- 
habsburgische 
Gesandte aus der 
Prager Burg ge- 
worfen werden, 
zu einem Auf- 
stand ın Böhmen. 
Dies bildet den 
Anlaß für den Dreißigjährigen Krieg. 
Nachdem Böhmen den kaiserlichen Trup- 
pen 1623 unterliegt und direkt an die 
Habsburger Dynastie gebunden wird, 
kommt es zu einer gewaltsamen Rekatholi- 
sierung und Regermanisierung. 


1618 fällt das frühere Ordensland und 
jetzige polnische Herzogtum Preußen an 
das Kurfürstentum Brandenburg. 


Nachdem im späten Mittelalter das tür- 
kisch-osmanische Reich auf dem Balkan 
kontinuierlich nach Nordwesten expan- 
dierte, erklärt sich das Haus Habsburg zur 
'Verteidigerin des Abendlandes‘ gegen die 
"Ungläubigen'. Die zum Ende des 17. Jahr- 
hunderts einsetzenden Angriffe der habs- 
burgischen Truppen erobem weite Gebiete 
des Donauraums (Ungam, Serbien, Kroa- 
tien, Teile von Rumänien) und bilden die 
Grundlage des österreichischen Vielvöl- 
kerstaates, in dem die Deutschen die domi- 
nierende Gruppe sind. In der Folge veran- 
laßt Habsburg erneut deutsche Siedlungs- 
züge in den Balkan. 


Die von der Machtpolitik rıvalısierender 
polnischer Fürstencliquen bedingte Schwä- 
che des polnischen Zentralstaates bewirkt 
eine zunehmende Einmischung ausländi- 
scher Mächte in die polnischen Angelegen- 
heiten. Zwischen 1772 und 1795 kommt es 


schließlich zur Zerschlagung und Auftei- 
lung Polens zwischen Preußen, Österreich 
und Rußland. Österreich sichert sich dabei 
Galızıen, Preußen bringt große Gebiete ın 
Nordwestpolen in seine Gewalt. 


Als 'Gegengift' zu:den Ideen der Franzö- 
sischen Revolution, die die Privilegien des 
Feudaladels angreifen und dıe Herrschaft 
der Bourgeosie vorbereiten, fördern und 
verbreiten die Machthaber der deutschen 
Staaten antiaufklärerisch-reaktionäres Ge- 
dankengut. Dabei entsteht u.a. dıe kultu- 
relle Strömung der Romantik, in der sıch 
die Grundzüge der völkischen Ideologie 
herausbilden. Diese dient den Herrschen- 
den dazu, eine angeblich homogene Nation 
zu konstruieren und bildet gleichzeitig eın 
konstituierendes Moment des spezifischen 
Chauvinismus, Rassismus und Antisemi- 


tismus ım entstehenden deutschen Zentral- 


' staat 


Im 19. Jahrhundert kommt es ımmer 
wieder zu politischen Unruhen und militä- 
rischen Aufständen in Polen, Böhmen und 
Ungam gegen die deutsch-österreichische 
Vorherrschaft. | 

Nach der Niederlage Österreichs im 
Krieg gegen Preußen 1866 wird Ungam 
eine formale Gleichberechtigung zugestan- 
den, in den anderen Regionen wie Böhmen 
wird die österreichische Dominanz aber 
kaum angetastet. 

Das ständisch-autoritäre Preußen be- 
treibt in den besetzten polnischen Gebieten 
eine antıpolnische Politik auf der Basıs 
von deutschem Großgrundbesitz (Junker- 
tum) und Kampf gegen die polnische 
Sprache und Kultur. 


(1) Es sollte klar sein, daß von der Existenz einer "Deutschen Nation’ keine Rede sein kann; sie ist nichts als ein 
ideologisches Konstrukt. Die Anführungszeichen im Titel sollen das verdeutlichen. 


Nie wieder Heimat ! 


Am 7.10.1939, fünf Wo- 
chen nach dem deutschen 
Überfall auf Polen, unter- 
zeichnete Hitler einen Er- 
laß, der den Chef der ss 
Heinrich Himmler zum 
"Reichskommissar für die 
Festigung deutschen 
Volkstums" machte und 
ihn dadurch mit der "Zu- 
rückführung" der Reichs- 
und "Volksdeutschen" aus 
dem Ausland und mit der 
"Ausschaltung des schädli- 
chen Einflußes volksfrem- 
der Bevölkerungsteile" be- 
auftragte. (1) Himmler 
wurde außerdem zur "Ge- 
staltung neuer Siedlungs- 
teile" ermächtigt. 


Hitler und Stalin hatten am 
23.8.1939 in einem geheimen 
Zusatzprotokoll zum deutsch- 
sowjetischen Nichtangriffspakt 
Osteuropa ın Interessensgebiete 
aufgeteilt. 

Nach dem Sieg über die polnı- 
sche Armee wurde dann im Ok- 
tober ohne Zögern mit der "Ein- 
deutschung" der besetzten west- 
polnischen Gebiete begonnen. 
Die SS war als Terrororgan für 
die "Sicherheit" im Lande zu- 
ständig. Dabei wurden durch 
den Holocaust, aber auch infol- 
ge von Massenmorden an z.B. 


Der Generalplan Ost - 
Zur Germanisierungspolitik des NS- 
Regimes in den besetzten Ostgebieten 


1939-45 


der Intelligenz über sechs Mil- 
lionen polnische Bürger umge- 
bracht, d.h. jeder fünfte Ein- 
wohner kam ums Leben. 

Himmler hatte schon 1939 "Ei- 
nige Gedanken über dıe Behand- 
lung der Fremdvölkischen ım 
Osten" zu Papier gebracht, die 


die Essenz der deutschen Ger- . 


manisierungs- und Ostpolitik 
enthielten. Die Grundidee be- 
stand darın, die Bevölkerung des 
Ostens zunächst ın möglichst 


ben als die vierklassige Volks- 
schule. Das Ziel dieser Volks- 
schule hat lediglich zu sein: Ein- 
faches Rechnen bıs höchstens 
500, Schreiben des Namens, ei- 
ne Lehre, daß es ein göttliches 
Gebot ıst, den Deutschen gehor- 
sam zu sein und ehrlich, fleißig 
und brav zu sein. Lesen halte 
ıch nicht für erforderlich. Außer 
dieser Schule darf es ım Osten 
überhaupt keine Schule geben." 


(2) 


viele Teile zu zersplittern und 
die in deutschen Augen "ras- 
sisch minderwertigen" - das war 
die überwiegende Mehrheit - zu 
unterdrücken. Hımmler sah die 
Lösung seiner Probleme in der 
Erziehung, Sichtung und Sie- 
bung der Jugendlichen. Er 
schlug vor: "Für die nıchtdeut- 
sche Bevölkerung des Ostens 


darf es keine höhere Schule ge- 
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In der weitergeführten Version 
Himmlers sollte dann "diese Be- 
völkerung [...] als führerloses 
Arbeitsvolk zur Verfügung ste- 
hen und Deutschland jährlich 
Wanderarbeiter und Arbeiter für 
besondere  Arbeitsvorkommen 
stellen." (3) Dieses Vorhaben 
bezog sich besonders auf das 
"Generalgouvernement", also 
den mittleren und südlichen Teil 


Polens (Bezirke Warschau, Kra- 
kau, Radom und Lubin). Juri- 
stısch war das Generalgouver- 
nement ein "Nebenland" des 
Deutschen Reiches, d.h. eine 
Art Kolonie. 40/41 gab Hımm- 
ler den Befehl, eine Gesamtkon- 
zeption auszuarbeiten, die den 
Rahmen der Germanisierungs- 
polıtık in den bereits annektier- 
ten und noch zu erobernden Ost- 
gebieten zwischen Oder und 
Ural abstecken sollte. 


Spielwiese der 
Schreibtischtäter 


An der Ausarbeitung waren 
mehrere Dienststellen der 5S 
beteiligt, in erster Linie der Chef 
der Planungsabteilung Konrad 
Meyer. Der sandte 
Reichsführer SS die |... 
befohlene Denkschrift |:.: 
"Generalplan Ost - 
Rechtliche, wırtschaft- 
liche und räumlıche 
Grundlagen des Ost- 
aufbaus". (4) | 
Die Grundskizze des ['“ 
Generalplan Ost war |.“ 
diese: Die "deutschen |"* 
Ostkolonien" sollten [#" 
durch die Besiedlung 
auf "Lehenshöfen", die 
von Hitler vergeben 
wurden, germanisiert 
und "heim ins Reich" 
geholt werden. In diesen "Sıed- 
lungsmarken" sollten unter Lei- 
tung eines "Markhauptmannes" 
Siedlungspolitik und -planung, 
Siedlerauslese und -einsatz, 
Siedlungsdurchführung, -ver- 
waltung und -finanzierung be- 
trieben werden. Als Siedlungs- 
marken waren zunächst das Pe- 
tersburger Land, Krim und 
Chersongebiet, das Memel- und 
Narewgebiet und außerdem 36 
"Siedlungsstützpunkte" geplant. 
Die Kosten des Projektes, das ın 
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Ende Mai 1942 dem PETE 


fünf Fünfjahresabschnitten voll- 
zogen werden sollte, wurden mit 
45,7 Milliarden Reichsmark ge- 
plant. Sie sollten durch Mittel 
des Reichshaushalts, durch Kre- 
ditschöpfung, durch "Tributlei- 
stungen der besiegten Gegner" 
und durch eine "OÖststeuer" be- 
schafft werden. | 
Unter der Überschrift "Men- 
schenbesatz für die Eindeut- 
schung der eingegliederten Ost- 
gebiete" hieß es ım Generalplan: 
"Die Eindeutschung wird als 
vollzogen angenommen, wenn 
einmal der Grund und Boden ın 
deutsche Hand übergeführt wo- 
rden ıst, zum anderen, wenn die 
beruflich (so!) Selbstständigen, 
dıe Beamten, Angestellten, ge- 
hobenen Arbeiter und die dazu- 
gehörigen Familien deutsch 
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sınd." Dieser "Menschenbedarf" 
sollte aus dem Altreich, durch 
Umsiedler aus Übersee, durch 
"germanische" Siedler aus Euro- 
pa und durch "Eindeutschungs- 
fähıge" ın den besetzten Ostge- 
bieten selbst gedeckt werden. 
(5) 

Im Juli 1942 hatte Himmler ge- 
gen den Widerstand der zivilen 
deutschen Behörden ın Krakau 
die Einsiedlung von 27.000 
"Volksdeutschen" ım Kreis Za- 
mosc, dem ersten deutsche 
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"Großsiedlungsgebiet" im Gene- 
ralgouvernement angeordnet. Im 
November 1942 wurde der Be- 
fehl in Form eines Überfalls 
ausgeführt. Tausende polnischer 
Bauern wurden zwangsevaku- 
ıert, um Platz für dıe "Volks- 
deutschen" zu schaffen. Die Fol- 
gen waren aber zurückgehende 
Ablieferquoten der Landwirt- 
schaft und die Zunahme des pol- 
nischen Widerstands. Im Früh- 
jahr 1943 wurde die Zamosc- 
Aktion eingestellt. 

Die ın den vom Generalplan Ost 
betroffenenen Gebieten lebende 
Bevölkerung, dıe nicht dem na- 
tıonalsozialistischen Rassenideal 
entsprach, sollte mit Enteignung 
und Entrechtung, mit Pflicht zur 
Sklavenarbeit für die neuen 
Siedler, mıt Deportation (nach 
Sıbiren) und durch 
Ausrottung vertrieben 
bzw. vemichtet wer- 
sr den: "Es sei zu erwä- 


ge: ©) gen, ob nicht durch die 


Industnialisierung des 
baltıschen Raumes 
| zweckmäßigerweise 

| die rassisch uner- 
wünschten Teile der 
“| Bevölkerung ver- 
schrottet werden könn- 


Funktionäre wollten 
sıe nach Rußland ab- 
schieben, andere 
träumten von einer 
Dreiklassengesell- 

schaft, bei der die "Fremdvölkıi- 
schen” ım Lande bleiben konn- 
ten. So herrschte über das 
Schicksal der betroffenen Men- 
schen keine Klarheit. Geplant 
war die Umsetzung des General- 
plan Ost ın 30 Jahren. Himmler 
erschien dieser Zeitraum als zu 
lang und er verkürzte die "Ein- 
deutschung" erst auf 25 und 
dann auf 20 Jahre. Differenzen 
zwischen den unterschiedlichen 
Vorstellungen der SS und des 
Östministeriums und Zweifel an 


der Umsetzung des Planes 
scheinen aber nicht der m 
fakter für das Scheitern der P 

sung 2ewesen zu 
Hauptproblem war eher die feh- 
lende Motivation und Stärkung 
des "Siedluigstriebes", denn das 
"Volk ohne Raum” arängte bei 
weiten nicht so heftig m die 
neuen Siedlungsräume, wıe die 
Propagandisten des Nationalso- 
zialismus verkündsten und wie 
die Vollstrecker des Germanisie- 
rungswahnes wünschten: "Wie 
aus dem Plan hervorgeht, soliten 
14 Millionen Fremdvölkische ın 
dem Raum verbleiben. Ob diese 
jedoch innerhalb der vorgesehe- 
nen Zeit von 30 Jahren wirklich 
umgevolkt und eingedeutscht 
werden, erscheint mehr als 
zweifelhaft, da auch nach dem 
vorliegenden Plan die Anzahl 
der deutschen Siedler nicht ge- 
rade beträchtlich ist." (7) 
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Der Zynismus und die 
Brutalität deutscher 
Schreibtischtäter zeigt 
sich auch an folgen- 
dem Zitat: "Im Ostmi- 
nisterium interessiert 
nun aber ganz beson- 
ders die Frage, wo die 
rassisch unerwünsch- 
ten Polen verbleiben 
sollen. Mehr oder mın- 
der 20 Millionen Polen 
in Westsibirien 
zwangsweise geschlos- 
sen anzusetzen, bedeutet zwei- 
fellos eine ständige, kompakte 
Gefahr des sibirischen Raumes, 
ein Herd des ständigen Aufruhrs 
gegen die deutsche Ordnungs- 
macht [...] Das man die Polen- 
frage nicht in dem Sinne lösen 
kann, daß man die Polen wie dıe 
Juden liquidiert, dürfe auf der 
Hand liegen. Eine derartige Lö- 
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sung der ! Polenfrage würde das 
deutsche Volk kıs in die ferne 
Zukunft belasten und uns über- 
ali gie Sympathien nehmen, zu- 
mal auch andere Nachbarvölker 
damit rechnen müßten, 521 zege- 
bener Zeit ähnlich behandelt zu 
werden [...]| Mehrere Millionen 
der uns gefährlichsten Polen ım 
Wege der Auswanderung in 
Südamerika unterzubringen, er- 
scheint nıcht unmöglich." (8) 

Es muß an dieser Stelle noch- 
mals hervorgehoben werden: 
Der Generalplan Ost sah bis zu 
20 Millionen Menschen als 
"überflüssig", d.h. als zur Er- 
mordung bestimmt, an! 
riimmler war mit dem Plan, der 
ihm ım Juli 1942 vorgelegt wur- 
de, nıcht recht zufrieden. Er 
fühlte sıch falsch verstanden: 
"In dem Zwanzigjahresplan 
müsse die totale Eindeutschung 
von Estland und Lettland sowie 
des gesamten Generalgouverne- 
ments enthalten sein" (9) Der 
Vorschlag, nur mit Stützpunk- 
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ten zu arbeiten, gefiel Himmler 
ebenfalls nıcht. Er stellte sıch 
die Germanisierung des Ostens 
flächendeckend vor. Von diesen 
Visionen und Wunschträumen, 

beı deren Realisierung etliche 
Millionen Menschen vertrieben, 
versklavt und vernichtet werden 
sollten, ließen die Anhänger des 
Grermanisierungswahns auch 
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nicht ab, als sich das "Kriegs- 
glück" längst gewendei hatte. 
Noch ım August 1944 verkün - 
dete Himmler unter stürmi- 
schem Beifall: "Über das Prob- 
lem, daß wır die Hunderttausen- 
de von Quadratkilometer [...], 
ae wir verloren haben, ım 
Osten wıeder holen, brauchen 
wir uns überhaupt nicht zu un- 
terhalten. Das ıst ganz selbst- 
verständlich. Das Programm ist 
unverrückbar. [...] Wenn es den 
Kosaken geglückt ıst, sich für 
den russischen Zaren bis ans 
Gelbe Meer durchzufressen und 
das gesamte Gebiet allmählich 
zu erobern, dann werden wir 
und unsere Söhne es ın drei 
Teufels Namen fertigbringen, 
Jahr für Jahr, Generation für 
Generation unsere Bauerntrecks 
auszurüsten und von dem Ge- 
biet, das wir zunächst hinter der 
militärischen Grenze haben, im- 
mer einige hundert Kilometer 
zunächst mit Stützpunkten zu 
versehen und dann allmählıch 
flächenmäßig zu be- 
siedeln und die ande- 
ren herauszudrängen. 
Das ist unsere Aufga- 
be." (10) 

Im gleichen Monat er- 
reichte die Rote Ar- 
mee Ostpreußen, und 
wenig später begann 
die Flucht aus den 
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Ostgebieten. 
Nach der mılitäri- 
schen Zerschlagung 


des Natıonalsozialıs- 
mus sollte gemäß des 
Willens der Alliierten 
das deutsch-polnische Problem 
durch die Vertreibung aller 
Deutschen aus Polen auch aus 
dem künftigen polnischen Ter- 
rıtorium radıkal gelöst werden. 
Angesichts der deutschen Herr- 
schaft auf polnıschem Boden 
und der deutschen Besatzungs- 
politik 1941-44 in Rußland wa- 
ren Regungen des Mitleids für 


die künftigen Betroffenen der 
Vertreibung unwahrscheinlich. 
(11) 


Der Drang von Nationalsozia- 


lısmus und Kapital nach Osten: 


und die Methoden, mit denen er 


für kurze Zeit verwirklicht wur- - 


de, zerstörten auch die Grund- 


lagen des Zusammenlebens der 
deutschsprachigen Bevölkerung 
in Rumänien, in Ungarn, in der 
Tschechoslowakei, ın Jugosla- 
wien und ın Rußland mit ıhrer 
Umgebung, so daß auch diese 
Menschen zu großen Teilen ihre 


bisherigen Wohnorte verlassen 
mußten. 

Diese Umsiedlung war dabei 
nichts anderes als die sinnvolle 
und gerechtfertigte Konsequenz 
aus der deutschen Greuelherr- 
schaft über die Staaten Osteuro- 
pas! ° ir 
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Nachdem sich im östlichen 
Mitteleuropa schon in der 
Schlußphase des 2. Welt- 
krieges Teile der deut- 
schen Zivilbevölkerung auf 
den Weg nach Westen 
machten, weil sie - teils 
aus Überzeugung, teils aus 
Angst vor Rache für die 
deutschen Greuel in Ost- 
europa - die Existenz un- 
ter der Nazibarbarei der 
Befreiung durch die Rote 
Armee vorzogen, wurde ın 
den Jahren nach 1945 die 
verbliebene deutsche Be- 
völkerung gemäß den Be- 
schlüssen des Potsdamer 
Abkommens (1) vor allem 
aus Polen und der Tsche- 
choslowakei weitgehend 
ausgesiedelt. 


Im Laufe dieser Aktionen trafen 
bis 1949 in der späteren BRD 
etwa 7.6 Mio. 'Heimatvertriebe- 
ne’ ein, das entspricht gut 16% 
der Gesamtbevölkerung. Regio- 
nal stellte dieser Personenkreis 
noch deutlich höhere Anteile: So 
wurden in Bayern 21%, in Nie- 
dersachsen 27% und in Schles- 
wig-Holstein immerhin 34% ge- 
zählt. 

Dies führte wegen der Kriegs- 
zerstörungen und der hohen Ar- 
beitslosigkeit in den jeweiligen 


Regionen zu enormen sozialen 
Spannungen, so daß dıe allııer- 
ten Siegermächte eine Radıkalı- 
sierung der Vertriebenen nach 
rechts oder gar nach links be- 
fürchteten. Um dieser Gefahr zu 
begegnen, erließen die Alliierten 
ein Koalitionsverbot für die 
Vertriebenen. Von diesem 
Schritt erhoffte man sıch (ver- 
geblich, wıe sıch ın der Folge 
zeigen sollte) eine Integration 
der Unzufriedenheit ın die von 
den Alliierten lızensierten Par- 
teineugründungen. 

Trotzdem wurde das Koalıtions- 


Potsdamer Abko 


verbot schon bald unterlaufen, 
und mit dem Erlahmen des nie 
besonders intensiven Entnazifi- 
zierungsschwungs sowie dem 
Beginn des Kalten Krieges 
schossen auf lokaler und regio- 
naler Ebene die ersten informel- 
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Ale wieder Heimat! 


Der "Biock der Heimaivertriebenen 
und Entrechteten" (BHE) als 

a parlamentarischer Arm des 

es Revanchismus 


len Zusammenschlüsse der Ver- 
trıebenen aus dem politischen 


- Boden. Die Ziele dieser Organi- 


sationen bewegten sich von An- 
fang an zwischen den sich wı- 
dersprechenden Polen der Sozi- 
alpolıtık und des Revanchısmus: 
Es wurde sich einerseits für die 
materielle und politische Ein- 
gliederung der Klientel an den 
neuen Wohnsitzen engagiert. 
doch wurde andererseits stets 
die Rückkehr ın die Vertrei- 


bungsgebiete beschworen. 
Die Initiative zur Gründung der 
Vertriebenenverbände ging häu- 


fig von alten Nazı-Kademn aus, 
die hier ein ıdeales Betätigungs- 
feld sahen. Dies war eine zu- 
treffende Einschätzung, weil bei 
den Vertriebenen ein breit getra- 
gener und verbissener antikom- 
munistischer Grundkonsens vor- 


Theodor Oberländer 
- Ein deutscher Lebenslauf 


1905 


1923 
1933 


1934-37 


bis 1940 


1940 


1942 


1943 


1948 
1950 
1953 
1954 
1955 
1956 
1958 
1957-61 
1931 


geboren in Meinigen; Studium der Land- und Volkswirtschaft, 
Promotion 

Teilnahme am Hitler-Putsch in München 

Eintritt in die NSDAP; in der SA erreicht Oberländer den Rang 
eines Hauptsturmführers 

Reichsführer des 'Bundes deutscher Osten‘, Vorsitzender des 
VDA-Landesverbandes Ostpreußen 

Professur in Danzig, Greifswald und Königsberg; Propagandıst 
der NS-'Bevölkerungspolitik' 

'Ostexperte' und Offizier der ukrainischen Wehrmachtseinheit Nachtigall‘, bei deren Einmarsch 
in Lwow Ende Juni 1941 es zu Massenmorden mit bis zu 5000 Toten kommt. Oberländer wırd 
deshalb am 29.4.1960 in der DDR in Abwesenheit zu lebenslänglicher Haft verurteilt. Das Ur- 
teil wird 1993 in der BRD aufgehoben. 

Offizier im Bataillon 'Bergmann', das im Kaukasus eingesetzt wırd und dort die Zivilbevölke- 
rung terrorisiert 

Professur in Prag, Schulung des NS-Führungsnachwuchses; gegen Ende des Krieges wird Ober- 


länder in den Stab der mit den Nazis kollaborierenden und. extrem antıkommunistischen "Russı- 


schen Befreiungsbewegung" des Generals Wlassow berufen 

FDP-Mitglied 

Übertritt zum BHE 

BHE-MdB und Bundesvertriebenenminister (erzwungener Rücktritt 1960) 

Vorsitzender des BHE 

Austritt aus dem BHE 

Eintritt in die CDU 

Bundespräsident Heuss überreicht Oberländer das Großkreuz des Bundesverdienstordens 
CDU-MdB, dito 1963-65 

Mitunterzeichner des neonazistischen "Heidelberger Manifests'; Oberländer war/ist außerdem 
Mitglied der rechtsextremen "Gesellschaft für freie Publizistik’ und hat Kontakte zur "Antikom- 
munistischen Weltliga' 

Ehrenerklärung der CDU/C SU-Bundestagsfraktion für Oberländer 

Anläßlich des "Tages der Heimat’ ın Berlin wırd Oberländer von VDA-Verwaltungsratsmitglied 
Eberhard Diepgen für "Verdienste um den Deutschen Osten’ geehrt | 

Eröffnung eines Ermittlungsverfahrens gegen Oberländer wegen der 1942 nahe dem kaukası- 
schen Kislowodsk durch ihn vollzogenen Erschießung emer gefangenen russischen Lehrerin 


herrschte, 


der nicht nach den 
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Ursachen der Vertreibung - dem 
deutschen Vernichtungskrieg ge- 
gen Osteuropa - fragte, sondem 
sich an dem 'bolschewistischen 
Terror' festmachte, als dessen 
Opfer sie sich sahen. Diese 


vorgebliche  'Erlebnisgemein- 
schaft' trug auch dazu beı, die 
faschistische Volksgemein- 


schaftsideologie zu konservie- 
ren, wodurch sich ein weiterer 
Anknüpfungspunkt für Nazi- 
Funktionäre ergab. 

Ein wesentlicher Grund für das 
verbreitet reaktionäre Bewußt- 
sein der Vertriebenen geht je- 
doch über die konkreten Erleb- 
nısse während der NS-Zeit hi- 
naus und ıst ın der rückständi- 
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gen sozialökonomischen Siıtua- 
tion ın den ÖOstgebieten des 
Deutschen Reiches zu sehen. 
Diese waren relativ schwach ın- 
dustrialisiert und weitgehend ag- 
rarisch-kleinbürgerlich struktu- 
riert, was häufig zur Folge hat- 
te, daß sich dort der krisenhafte 
Einbruch des Kapitalismus ın 
kollektivem Konservativismus 


niederschlug. Belegt wird dies 
u.a. durch die Resultate der 
Reichstagswahlen in 'Ostelbien' 
vor 1932, wo reaktionäre Par- 
teien, aber auch die NSDAP 


Tune” 
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Extremismus... 


eine Vielzahl ihrer Hochburgen 


hatten. 
Doch wieder zurück in die 
Nachkriegszeit. Obwohl das 


Koalitionsverbot seit 1948 zu- 
nehmend aufgeweicht wurde, 
gelang es keinem Parteigrün- 
dungsversuch der Vertriebenen, 
eine Lizenz der Alliierten zu er- 
halten, so daß die Bundestags- 
wahl 1949 ohne die Teilnahme 
einer derartigen Revanchisten- 
organisation stattfand. Erst nach 
der offiziellen Gründung der 
BRD entstanden eine Reihe teils 
konkurrierender, teils kooperie- 
render Vertriebenenparteien. 
Während dabei der offen nazi- 
stische Ansatz die BRD frontal 
ablehnte und am Fortbestand 
des Deutschen Reichs festhielt 
(2), betonte eine zweite Fraktion 
des Vertriebenenspektrums den 
sozialpolitischen Schwerpunkt 
und verlegte sich darauf, die 
Integration ihrer Klientel ir die 
BRD anzustreben. 
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Auf der Basis dieser zweiten 
Position erfolgte dann, ıinıtulert 
u.a. von Waldemar Kraft, Dr. 
Alfred Gille und Hans-Adolf 
Asbach (3), am 8.1.1950 in Kiel 
die Gründung des BHE (4). 
Schon im Juli des selben Jahres 
feierte der BHE bei der Land- 
tagswahl ın Schleswig-Holstein 
einen spektakulären Erfolg: Er- 
reicht wurden 23,4% der Stim- 
men, was dem BHE den Mini- 
sterpräsidentenstellvertreterses- 

sel sowie zwei Ministerposten 
einbrachte. 

Dieser Wahlsieg sorgte für den 
bundesweiten Durchbruch des 
BHE, so daß 1951 die Partei 
unter dem Vorsitz von Kraft ın 
der gesamten BRD konstituiert 
werden konnte. Hier profilierte 
sie sich schnell als 'pressure 
group' für die materiellen Inter- 
essen der Vertriebenen, die sıe 
erfolgreich in den Auseinander- 
setzungen um den sogenannten 
Lastenausgleich (5) vertrat. 

Der enorme Aufschwung des 
BHE hatte zur Folgs, daß Teile 
des rechtsextremen Spektrums 
der Partei beitraten, weil sich 
hier eine Massenbasis auftat; 
außerdem kam 8s bald zu Rei- 
bereien mit den Landsmann- 


schaften der Vertriebenen, die 


sich trotz häufiger personeller 
Überschneidungen dem Hege- 
monialanspruch des BHE über 
die Vertriebenenbewegung nicht 
unterwerfen wollten. 

Den Höhepunkt der Entwick- 
lung erreichte der BHE bei der 
Bundestagswahl 1953, als er 
70, der Stimmen erhielt und mit 
27 Mandaten in das Parlament 
einzog. Trotzdem wurde dieses 
Ergebnis mit Enttäuschung ver- 
bucht, hatten doch lediglich 1/3 
der Vertriebenen für den BHE 
votiert und so die Zahl der Sitze 
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unter die erwarteten 'mindestens 
40' gedrückt. 

Die BHE-Fraktion trat darauf- 
hin der Regierungskoalition bei, 
was der.Partei zwar bald har- 
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sche Kritik von seiten der lands- 
mannschaftlichen Hardliner we- 
gen des Westintegrationskurses 
Adenauers, aber auch zweı Mi- 
nisterposten für Kraft (Besonde- 
re Aufgaben) und Prof.Dr. 
Theodor Oberländer (Bundes- 
vertriebenenminister - siehe 
auch Kasten!) eintrug. 
Adenauer bezog den BHE in 
seine Regierung ein, um sich so 
eine breitere Parlamentsmehr- 
heit zu verschaffen, ging es 
doch Anfang der 50er Jahre 
besonders auf dem Gebiet der 
Wiederaufrüstung um verfas- 
sungsändernde Maßnahmen, zu 
denen eine 2/3-Mehrheit ım 
Bundestag benötigt wurde. 


Erstickung a la 
Adenauer 


Mit dieser Einbindung der 
BHE-Spitze in den bürgerlichen 
Machtblock setzte jedoch auch 
der Niedergang der Vertriebe- 
nenparteı ein. So brachte die 
pragmatische Orientierung auf 
die Adenauersche Westbin- 


dungspolitik ıinneror- 
ganisatorisch dıe 'Ei- 
sejifresserfraktion' 
auf, die einen 'Ver- 
zicht auf die Ostge- 
biete' witterte. We- 
sentlicher war ındes- 
sen, daß das einset- 
zende westdeutsche 
Wirtschaftswunder' 
für eine zunehmende 
ökonomische Inte- 
gration der Vertriebe- 
nen in die BRD-Ge- 
sellschaft sorgte. Mit 
dieser Entwicklung 
ging dem BHE jedoch 
das bis dahin prägende Polı- 
tikfeld verloren. 

Nachdem 1954 Kraft durch eine 
Palastrevolte entmachtet und 
stattdessen Oberländer zum Par- 
teivorsitzenden gekürt wurde, 
trat 1955 eine Parlamentarier- 
Gruppe um eben diese beiden 
Funktionäre (K.-O.-Gruppe) 
spektakulär aus dem BHE aus. 
Hintergrund dessen waren 
schwere taktischa - in den 
grundsätzlichen revanchisti- 
schen Zielen herrschte durchaus 
Einigkeit! - Differenzen ınner- 
halb der Partei anläßlıch der 
Frage einer 'Europäisierung‘ der 
Saar. Diese äußerten sich darın, 
daß die K.-O.-Gruppe den Kurs 
Adenauers unterstützte, weıl sie 
hierin die Voraussetzung von 
Wiederbewaffnung, Souveräni- 
tät und Großmachtpolitik sah, 
während ihre Opponenten um 
Frank Seiboth und Linus Kather 
(6) diese Linie wütend mit dem 
Argument bekämpften, daß mit 
dieser Preisgabe deutschen Bo- 
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dens' Fakten für die Gebiete ım 
Osten geschaffen werden wür- 
den. Im Ergebnis dieses Macht- 
kampfes setzte sich dıe ultra- 
nationalistische Seiboth-Kather- 
Fraktion durch, und der BHE 
ging ım Bundestag in die Op- 
position. 

Angesichts des Bedeutungsver- 
lusts des Sozialen für die Politik 
der Parteı versuchte die BHE- 
Führung ın der zweiten Hälfte 
der 50er Jahre, den BHE an der 
nationalen Frage’ neu zu profi- 
lieren, und dıe noch nie beson- 
ders versöhnlichen Reden der 
Vertriebenenpolitiker wurden 
noch schriller. Der Versuch, die 
Klientel mit knallhartem Revan- 
chismus bei der Stange zu hal- 
ten, scheiterte jedoch (7), weil 
die Bundesregierung zumindest 
verbal nie den Anspruch auf die 
Ostgebiete aufgegeben hatte, so 
daß den Angriffen auf die 'Ver- 
zichtspolitik' Adenauers und 
dessen "Ausverkauf der Heimat' 
dıe Überzeugungskraft fehlte. 


B 
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Darüberhinaus exi- 
stierte ein offensichtli- 
cher Rıß zwischen der 
aggressiv vorgetrage- 
nen Kritik an der Re- 
gierung und der gleich- 
zeitigen pragmatischen 
Zusammenarbeit mit 
der CDU auf parla- 
mentarischer Ebene. 
Konsequenterweise 
verfehlte der BHE 
1957 mit nur: noch 
4.6% den Wiederein- 
zug ın den Bundestag. 
Das Sıechtum der Par- 
teı verstärkte sich, was 
sich ın Mitgliederschwund und 
abnehmendem Einfluß auf die 
Staatspolitik zeigte. Als Flucht 
nach vorne versuchte die BHE- 
Führung um Seiboth, vor der 
Bundestagswahl 1961 mit einer 
gleichfalls gescheiterten rechts- 
konservativen Organisation, der 
vor allem in Niedersachsen ver- 
ankerten Deutschen Partei, zu 
fusionieren, um so die 5%- 
Hürde nehmen zu können. 

Der Versuch endete in einem 
Debakel: Nur 2.38% der Wähler- 
Innen entschieden sich für die 
neue "Gesamtdeutsche Parteı', 
die, kaum gebildet, als Folge der 
Niederlage wieder rapide zerfiel. 
Der wesentliche Teil der Mit- 
glieder wurde von der CDU ab- 
sorbiert, und ein weiterer, klei- 
nerer Teil ging ım faschistischen 
Sumpf unter, aus dem dann ın 
der zweiten Hälfte der 60er 
Jahre die NPD hervorquellen 
sollte. 


(1) Während der Konferenz von Potsdam (Juli-August 1945) der alliierten Siegermächte wurden u.a. konkrete 
V’ereinbarungen über die Aussiediung der deutschen Bevölkerung aus dem östlichen Mitteleuropa getroffen. 

(2) Die bekannteste neonazistische Partei jener Zeit war die 1952 verbotene 'Sozialistische Reichspartei' SRP. 
(3) Waldemar Kraft, 1940-45 Geschäftsführer der 'Reichsgesellschaft für Landbewirtschaftung'‘, 1943 NSDAP- 
Mitglied, Ehren-Hauptsturmführer der Allgemeinen SS. 
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Dr. Alfred Gille, 1933 SA-, 1937 NSDAP-Mitglied 
Hans-Adolf Asbach, 1933 NSDAP-, 1934-35 SA-Mitglied, 1954-39 Abteilungsleiter der Deutschen Arbeitsiiant. 


ehemalige Nazis bzw. SS-Mitgiieder in sein Amt geholt hatte. 
(4} Der voliständige Name dieser Organisation lautete seit dem 14.11.52 'Gesamtdeutscher Biock / Block der 
Heimatvertriebenen und Entrechteten‘, kurz: SB/BHE. 
(5: Im 'Lastenausgleich' ging es um eine Entschädigung nicht etwa der Opfer des deutschen Faschismus, son- 


dern derjeniger deutscher Bevölkerungsgruppen, die infolge der Krieges Eigentums- bzw. Vermögensverluste 


hatten. 
(8) Frank Seiboth, Miiiglied der Sudetendeutschen Partei, 1939 Gauleiter für Schulung und Leiter des NS-Schu- 


lungslagers im Sudetengebiet. 
Dr. Linus Kather entwickelte erst in der Nachkriegszeit im Zuge seiner hochrangigen Positionen in Vertriebenen- 
varbänden und Parlament (1949-54 Mag TDU, 1954-57 MdB BHE) deutlich rechtsextremistische Neigungen. 


1969 kandidierte er anläßlich der Bundestagswahl für die NPD. Außerdem beteiligte er sich 1970 an der neofa- 


schistischen 'Aktion Widerstand‘. 
(7) Nachdem der BHE 1954 sein 
1960 kontinuierlich auf ca. 91.000 zurück. 


a höchste Mitgliederzah! von etwa 165.000 erreicht hatte, ging diese Zahl bis 
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Wie wieder Heimat! 


Kurzer Überblick über die Geschichte 
des "Bund der Vertriebenen" (BdV) 


In der bundesrepublikanischen Geschichtsschreibung werden die Vertriebenenorgani- 
sationen eher verharmlost. Die Version des "Bund der Vertriebenen", Flucht und Ver- 
treibung der deutschen Bevölkerung aus den vom deutschen Faschismus überfallenen 
osteuropäischen Ländern sei Unrecht gewesen und habe gegen das Völkerrecht versto- 
Ben, wird in der deutschen (Außen-)Politik voll übernommen. Wen wundert es, sind es 
doch in erster Linie erzkonservative Unionspolitiker, die an den Schaltstellen der 
Landsmannschaften und des "Bund der Vertriebenen" sitzen. In der offiziellen ge- 
schichtlichen Darstellung und vor allem auch in der BdV-Seibstdarstellung fehlen Hin- 
weise auf die personelle und ideologische Kontinuität der Landsmannschaften und des j 
BdV aus der Zeit des Nationalsozialismus. Es waren Nazis, die die Gründung der Ver- 

triebenenorganisationen vorantrieben und die politischen Inhalte bestimmten. Gerne 
sehen BdV-Funktionäre sich als Humanisten und weisen den Vorwurf des Revanchis- 
mus und der Kriegstreiberei mit dem Hinweis auf die Charta der deutschen Heimatver- 
triebenen vom 5. August 1950, in der der Verzicht auf "Rache und Vergeltung" fest- 
geschrieben ist, von sich. Im folgenden möchten wir jedoch u.a. belegen, daß Lands- 
mannschaften und ıhr Dachverband - der BdV - in einem gut abgestimmten Zusam- 


menspiel mit der Bundesregierung selbstverständlich eine revanchistische Politik be- 


treiben. 


Nach der militärischen Zer- 
schlagung des deutschen Fa- 
schismus (8. Maı 1945) machte 
man sich ın den Westzonen so- 
fort wieder auf den Weg, die 
politik des Revanchısmus zu or- 
ganisieren. 

Für die geplante Gründung von 
Vertriebenenorganisationen und 
anderen Zusammenschlüssen 
von Flüchtlingen bestand zu- 
nächst ein Koalitionsverbot so- 
wie eine Lizenzpflicht für Publi- 
kationen seitens der West-Alli- 
‘orten. Mit Recht wurde damals 
befürchtet, daß diese Zusam- 
menschlüsse wiederum das Ge- 
dankengut der deutsch-nationa- 
listischen Expansionsbestrebun- 
gen verbreiten würden, und 
zwar in der Tradition der "Heı- 


matbünde" und des faschisti- 
schen "Bund Deutscher Osten". 
Dieses Koalitionsverbot wurde 
Ende 1948 aufgehoben, da es 
sowieso auf lokaler Ebene un- 
terlaufen worden war. 


Kirchen als 
burtshelfer 
Revanchismus 


Ge- 
des 


In dieser Situation spielten 
kirchliche Stellen eine zentrale 
Rolle, indem sie für die späteren 
großen Vertriebenenorganisatio- 
nen die organisatorische Start- 
hilfe gaben; sie haben "vielfach 
die Bedeutung einer schützenden 
und tarnenden Glocke über den 
zunächst noch verbotenen lands- 
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mannschaftlichen- und anderen 
Gruppenbildungen der Vertrie- 
benen gewonnen" (Dr. Max Hil- 
debert Boehm in seinem Buch 
"Die Vertriebenen in Deutsch- 
land" [Band 1]). (1) 

Mit der scheinbar harmlos, eher 
humanistisch klingenden Be- 
gründung: "Flüchtlingsangele- 
genheiten sollen grundsätzlich 
von Flüchtlingen wahrgenom- 
men werden" (2), forderte der 
CDU-Zonenausschuß im Au- 
gust 1946 die Zulassung einer 
Vertriebenenorganisation für die 
britische Zone. Weiter hieß es: 
"Den Flüchtlingen darf das 
Recht, sich zur Selbsthilfe zu- 
sammenzuschließen, nicht ver- 
sagt werden". (3) Es läßt sich 
erahnen, was Selbsthilfe für sie 


bedeuten sollte, wenn man dann 
im "Sudetendeutschsi", der of- 
fıziellen Zeitung der Sudeten- 
deutschen Landsmannschaften 
(SL}, in der Ausgabe vom 22. 
Juli 1966 folgendes !esen konn- 
te: "Deutsche Politik muß die 
Raumung der russisch, pomisch 
und tschechisch besetzten Zonen 
zum Ziele haben.” 
In den Jahren 1948/49 gründe- 
ten sich die - bis heute einfluß- 
reichsten - Landsmannschaften 
der Sudetendeutschen, der Ost- 
preußen, der Schlesier sowie der 
Pommern. Gerade sıe waren es, 
und sind es auch heute noch, die 
am aggressivsten auf ihr "Recht 
auf Heimat" pochen. Ziemlich 
deutlich wird das u.a., wenn der 
vormalige Landesobmann der 
Sudetendeutschen Lands- 
mannschaft Frank Sei- 
both ım Jahre 1958 fol- 
gendes von sich gibt: 
"Der deutsche Osten war 
nıcht nur ın der Vergan- 
genheit die Komkammer 
des Reiches. Er wırd es 
wıeder einmal sein müs- 
sen, und er wird außer- 
dem deutsche Menschen 
aufnehmen müssen, damit 
wır ın der Enge des hal- B 
ben Deutschlands nicht | 
ersticken." (4) 
Vor 1945 konnte Seıboth 
auf eine passable NS-Karriere 
zurückblicken: SS-Hauptsturm- 
führer, _Gauhauptstellenleiter, 
Gauschulungsleiter, HJ-Gebiets- 
führer im Sudetenland und Mit- 
glied der NSDAP-Gauleitung 
Reichenberg (Liberec). 
Auch anhand von Aussagen des 
Bundesvorsitzenden der Lands- 
mannschaft Schlesien, Herbert 
Hupka, wird es immer wieder 
deutlich, wohin Vertriebenenpo- 
litik will. So verkündete er 1984 
folgendes: "Das Deutsche Reich 
existiert fort. [...] Ostdeutsch- 
land umfaßt nicht nur Östdeut- 
schland jenseits von Oder und 


Neiße, also den heute unter pol- 
rischer und sowjetischer Herrs- 
chaft sterenden Teıl des Deut- 
scher Reiches, sondern auch das 
Sudetenland und die deutschen 
Sıedlungsgebiete zwischen ÖOst- 
see und Schwarzem Meer." (5) 
Linus Kather, damaliger stell- 
verttetender CDU-Vorsitzender, 
unterstützte ım März 1949 die 
Gründung eines "Gesamtver- 
band(es) der Ostvertriebenen für 
dıe britische Zone". 
Laut BdV-Selbstdarstellung 
schlossen sıch dann am 9. April 
1949 die auf Länderebene orga- 
nısierten neugegründeten Grup- 
pierungen der Vertriebenen zum 
"Zentralverband der vertriebe- 
nen Deutschen" (ZvD) zusam- 
men. 


Bei jedem Revanchistentreffen .. 


Am 24. August 1949 gab es eı- 
nen weiteren Zusammenschluß, 
nämlich den der auf westdeut- 
scher Ebene organisierten heı- 
matpolitischen Verbände zu den 
"Vereinigten Ostdeutschen 
Landsmannschaften" (VOL). 

Bevor dann am 27. Oktober 
1957 der Bund der Vertriebenen 
- Vereinigte Landsmannschaften 
und Landesverbände (BdV) ge- 
gründet wurde, gab es noch die 
Zwischenstationen, ın dem der 
ZvD in den "Bund der vertriebe- 
nen Deutschen" (BvD) - 18. No- 
vember 1951 - und der VOL ın 
den "Verband der Landsmann- 
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schaften” {VdL) - 18. August 
1952 - aufging. Die endgültige 
Konstituierung® des BüY fand 
am 14. Dezember 1958 ın West- 


Berlin statt. 


Rontinuitäten 
von Krüger ... 


Der erste BdV-Präsident Dr. 
Hans Krüger war natürlich - 
wie sollte es auch anders sein - 
ein strammer Nazi, der nach 
1945 ın der CDU Unterschlupf 
gefunden hatte und von dort 
auch Unterstützung für seine 
weitere politische Karriere be- 
kam. Wähend seiner BdV-Präsi- 
dentschaft setzte Krüger im 
Auftrage der CDU die Politik 
des Revanchismus im 
Vertriebenenverband 
durch. 

Über seinen 
schrieb die "Rheinische 
Post" am 18. November 
1963: "Kaum eine Regie- 
rungserklärung wurde in 
den letzten Jahren von 
Bonn konzipiert, für die 
nıcht der erste und bisher 
einzige BdV-Präsident ım 
Kanzleramt, meist unbe- 
merkt von der Öffent- 
lichkeit,  vorgesprochen 


und Wünsche geäußert 
hätte, die dann mehr- 


oder minder deutlichen Nieder- 


schlag fanden.” 
Im Dritten Reich war der Blut- 


und Sonderrichter Hans Krüger 
ein Spezialist bei der Durchset- 
zung der faschistischen Ausrot- 
tungspolitik, der u.a. sechs Mil- 
lionen polnische Bürger zum 
Opfer fielen. Unmittelbar nach 
dem faschistischen Überfall auf 
Polen wurde Krüger NSDAP- 
Ortsgruppenleiter und Richter 
ım okkupierten Konitz (Choj- 
nice) und ım November 1949 
zum Oberamtsrichter beim dor- 
tigen Amtsgericht ernannt sowie 


Einfluß 


1942 als "Stellvertreter in erster 
Linie" an das neugebildete Son- 
dergericht berufen. In den offizi- 
ellen Vernehmungen nach 1945 
sagte der polnische Bürger Pa- 
bich aus, daß bereits in den er- 
sten Wochen von Krügers 
Amtstätigkeit "rund 2000 Polen 
aus Chojnice umgebracht wur- 
den, die bis zu ihrer Ermordung 
in Krügers Amtsgerichtsgefäng- 
nıs eingekerkert waren." (6) Und 
weiter heißt es in den Zeugen- 
aussagen: "Nach jeder Visite 
durch Krüger ım Gefängnis 
wurden die Inhaftierten sortiert 
und ein Teil von ihnen zur Hın- 
richtungsstätte ın das "Tal des 

Todes' gefahren, wo sie ermor- 
det wurden." (7) Die Überleben- 

den bezeugten, daß Krüger "der 
Schreck des Gefängnisses" (8) 

war. 

Um es noch einmal zu 
verdeutlichen: Dr. Hans 
Krüger war Faschist und 
Nationalsozialıst aus 
vollter Überzeugung. 
Frühzeitig bekannte er 
sich zu Hitler und nahm 
natürlich auch - wie er 
selber angab - am 9. No- 
vember 1923 am NHit- 
lerputsch gegen die Wei- 
marer Republik teıl. Ab 
1933 war er aktives Mit- 
glied der NSDAP und 
verschiedener anderer national- 

sozialistischer Organisationen. 

Besonders aktıv war Krüger in 

dem nach 1933 von den Nazis 

gegründeten und dominierten 

"Bund Deutscher Osten" 

(BDO), der ganz speziell in den 

osteuropäischen Länden die 

subversive Wühlarbeit koordi- 
nierte und somit maßgeblich an 
der Vorbereitung des faschisti- 
schen Angriffskrieges von Nazı- 
deutschland beteiligt war. Der 
"Bund der Vertriebenen" kann 
durchaus als die Nachfolgeorga- 
nisation des faschistischen 
"Bund Deutscher Osten" be- 


zeichnet werden, und zwar gera- 
de auch aufgrund vielfältiger 
personeller Kontinuitäten aus 
der Zeit des Nationalsozialis- 
mus. 

Am 16. Oktober 1963 wurde 
der erste BdV-Präsident Dr. 
Hans Krüger von dem damalı- 
gen Bundeskanzler Ludwig Er- 
hard als "Vertriebenenminister" 
ins Bonner Kabinett berufen. 
Allerdings mußte Krüger schon 
nach drei Monaten seinen Hut 
nehmen. Enthüllungen der DDR 
und Polens über seine Naziver- 
gangenheit lösten weltweite Pro- 
teste aus und zwangen den Bon- 
ner Kanzler zur Entlassung 
Krügers. Trotz allem behielt 
Krüger weiter sein Mandat und 
saß weiterhin als Abgeordneter 
für die CDU-Fraktion ım Bun- 
destag. 


Le 
Dr 
. 
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„. Deutschtümelei und Trachtentanz 


Diese etwas ausführlichere Be 
schreibung des ersten BdV-Prä- 
sıdenten soll ein wenig verdeut- 
lichen, welche Leute in West- 
deutschland sofort wieder das 
Ruder an sich rissen. Es ist of- 
fenkundig, daß an der Spitze der 
westdeutschen Revanchistenver- 
bände und -ministerien Personen 
standen, dıe sich schwerer Ver- 
brechen gegen den Frieden und 
dıe Menschlichkeit schuldig ge- 
macht hatten. Diese Tatsachen 
werden ım offiziellen BdV-Wer- 
befaltblatt (natürlich) schlicht- 
weg unterschlagen, obwohl sie 
u.E. zum besseren Verständnis 
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der Vertriebenenpolitik beitra- 
gen würden. | | 
Weitere Präsidenten des BdV 
nach Krüger waren Wenzel 
Jaksch (Vorsitzender der Seli- 
ger-Gemeinde, 1953-66 hessi- 
scher SPD-MdB), am 1. Febru- 
ar 1964 gewählt und am ZT. 
November 1966 tödlich verun- 
glückt, der vor 1945 "Führer der 
Sudetendeutschen Sozialdemo- 
kraten" war, und Reinhold Rehs 
(12. März 1967 bis zum 15. 
März 1970). Im Gegensatz zum 
folgenden vierten BdV-Präsiden- 
ten Herbert Czaja waren Jaksch 
und Rehs eher unauffällig. 


«. über Czaja u 


Herbert Czaja wurde am 15. 
März 1970 von der BdV-Bun- 
“desversammlung zum 
Nachfolger von Rehs (der 
nıcht mehr kandidierte) 
gewählt. Seine Präsident- 
schaft endete am 23. Ap- 
ri 1994. Mit Czaja, der 
langjährigess MdB war, 
stand ein Deutschtümler 
und völkisch-nationalisti- 
scher CDU-Hardliner 24 
Jahre lang an der Spitze 
des BdV. Als gleichzeiti- 
ger Sprecher der "Lands- 
mannschaft der Ober- 
schlesier" fand er sich mit der 
Nachkriegsordnung in Europa, 
die in dem Potsdamer Abkom- 
men von den Alliierten festge- 
legt worden war, nicht ab. Das 
Deutsche Reich in den Grenzen 
von 1937 existiert für ihn wei- 
ter, und dementsprechend zieht 
sich Czajas politisches Handeln 
wie ein brauner Faden durch die 
letzten Jahrzehnte. 
Die im 2+4-Vertrag von der 
Bundesregierung anerkannte 
polnische Westgrenze (Oder- 
Neiße-Grenze) ist für Czaja ein 
rotes Tuch. So skandierte er auf 
dem "Tag der Oberschlesier" im 


Juli. 1992 lauthals: "Anpasser, 


Maulwürfe, Wühimäuss, Ver- 


zichtler giöt es überall! Aber 
wir lassen uns unser Oberschie- 


sien nicht nehmen, weder von 


Warschau noch von Bonn!". Im 
rebruar 1990 drohte Üzata laut 
TAZ mit "anhaltenden natıonalı- 
stischen Unruhen” und auf dem 
Bundestreffen der "Oberschle- 
sıer" ım Juni 1990 peitschte er 
auf emer Kundgebung zigtau- 
sende Fwiggestrige ein: "Die 
Oberschlesier verlangen nicht 
Gebiete Polens und keine 'Er- 
oberung’ " Es gehe "um ein 
Viertel von jenem Deutschland, 
das der Versailler Vertrag uns 
belassen hat, [...] um alte deut- 
sche Provinzen, Regionen und 
Stämme, ın denen über acht 
Jahrhunderte Deutsche unerhört 
Wertvolles geleistet haben." 
Nach dem "völker- und men- 
schenrechtlichen Delikt der 
Massenvertreibung" seien en 
"Ausgleich" und vorweg "wirk- 
same Volksgruppenrechte unab- 
dingbar" . Sonst drohe der "Un- 
ruheherd des Revisionismus”. 
(TAZ, 25.6.90) | 

Für die "Antikommunistische 
Weitliga' (WACL) war Czaja ın 
der BRD der Ansprechpartner: 
"Wir stehen in Verbindung mit 
sämtlichen Vertriebenenverbän- 
den. Der maßgebende Mann ist 
für uns dabei deren Präsident, 
der Bundestagsabgeordnete Dr. 


Anmerkungen: 


(1) In dem Buch "Deutschtum erwache!” 
Hildebert Boehm u.a. als "VdA-Rechtsextremis 
"geopolitischer Volksbiologe" und "Propagandist der nat 


“ Czaja" - so sagte der BR.D-De- 


legierte im WACL Schall im 
Junı 1988. (Quelle: BdV-Orga- 
nısationsprofil, Lupe e.V. 1995) 
inzwischen bekleidet Herbert 
Czaja keine politischen Ämter 
mehr, er hat sich gewissermalsei; 
zur Ruhe gesetzt. Dafür hat der 
"Vertriebenenrentner" eın Buch 
mit dem Titel "Unterwegs zum 
kleinsten Deutschland? Margı- 
nalien zu 50 Jahren Ostpolıtik" 
auf den Markt geschmissen. Die 
über 1000 Seiten zeigen es uns 
noch einmal ganz klar, Herbert 
Czaja ist und bleibt eın erzreak- 
tıionärer Revanchist. 


.. bis Wittmann 


Wie auch kaum anders zu er- 
warten war, hat Czaja einen 
würdigen Nachfolger gefunden. 
Am 23.4.1994 wurde der baye- 
rischa CSU-Bundestagsabge- 
ordnete und gebürtige Sudeten- 
deutsche Fritz Wittmann ın Ber- 
lin zum neuen BdV-Chef ge- 
wählt. Die Grenzen Deutsch- 
lands sind für Wittmann diejeni- 
gen von 1937 (SZ, 26.7.89), 
und Schlußstriche lehnt Witt- 
mann mit Verweis auf "Sitte 
und Treue" ab, was er beson- 
ders bezüglich des "deutschen 
Eigentums an Grund und Bo- 
den" in den östlichen Nachbar- 
ländern verstanden wissen will. 
In diesem Zusammenhang droh- 


2) Kurt Hirsch. Rechts von der Union, S. 172, München 1989. 


3) ebenda, S. 173 
4) Kurt Hirsch. a.a.O., S. 176 


_ BdV-Präsident, 


von W. von Goldenbach und H.-R. 
t des Weimarer Außenministeriums" (S. 200 f.) sowie als 


ionalsozialistischen Rassegesetze" (S. 263) auf. 


te er-ın seiier Einstandsrede als 
"das verletzte 


Rechtsbewußtseın der Heımat- 
vertriebenen zu heilen" (TAZ, 
25.4.94) 


a} uk 


Fritz Wittmann 
Der BdV wird also auch unter 
Wittmann nıcht nur das bleiben, 
was er immer gewesen Ist - 
nämlich eine friedensgefährden- 
de Vereinigung -, er wird dieses 
Potential künftig auch nutzen, 
um durch völkisch-revanchıstı- 
sche Wühlarbeit Osteuropa 
nach Kräften zu destabilısıeren. 
Die Konsequenz kann da nur 
lauten: Die Machenschaften von 
BdV und anderen Revanchisten- 
verbänden aufdecken und be- 
kannt machen! 


Minow (Berlin 1994) taucht Dr. Max 


6) Braunbuch: Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundesrepublik, S. 291 2. überarbeitete Auflage. Berlin 1965 


/) ebenda 


( 

( 

( 

(5) ebenda, S. 176 
( 

( 

(8) ebenda 
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‚Nie wieder Heimat! 


> Die Sudetendeutsche 
Landsmannschaft (SL) 
Sl Entstehung / Geschichte / Struktur 


Die Sudetendeutsche Landsmannschaft (SL), eine der aggressivsten revanchistischen 
Landsmannschaften im BdV, durch Schirmherrschaft der Regierung Bayerns seit 1954 
kräftig unterstützt, macht alljährlich mit ihren Pfingsttreffen ("Sudetendeutscher Tag") auf 
sich aufmerksam. Da sınd immer wieder Außerungen zu hören wie "das Unrecht der Ver- 
treibung", "die offene deutsche Frage",  Selbstbestimmungsrecht auch für Sudetendeut- | 
sche", "Recht auf Heimat", "Gerechtigkeit schafft Frieden" sowie die Forderung "Rückga- 
be des Sudetengebiets an die Sudetendeutschen". Wer oder was ist ein Sudetendeutscher? 
Die SL definiert das in ıhrer Satzung wie folgt: (34) Bu 
"1. Sudetendeutscher ist ein Deutscher, der in einer Gemeinde der Länder Böhmen, Mäh- 
ren oder Schlesien geboren ist oder das Heimatrecht hatte. 
2. Als Sudetendeutscher gilt ein Deutscher, der von mindestens einem Eltern- oder Groß- 
| elternteil, der Sudetendeutscher ist, abstammt oder mit einem Ehegatten, der Sudeten- 
deutscher ist oder als Sudetendeutscher gilt, verheiratet ist. 
3, Als Sudetendeutscher gilt auch ein Deutscher, der in einer Gemeinde der Länder Böh- 
| men, Mähren oder Schlesien längere Zeit gewohnt hat und seine Verbundenheit mit 
der deutschen Volksgruppe bekundet. | 2 
A. Einem Sudetendeutschen gleichgestellt ist auch ein Deutscher 
| detendeutschen Landsmannschaft (83) bejaht und seine Ver 
tendeutschen Volksgruppe durch den Erwerb der Mit 
Landsmannschaft bekundet." (Jahrweiser für Amisträ 
Im Vertrag über die gegenseitigen Beziehungen der Cs 
1973 heißt es in Artikel IV: "2) Sie erklären, daß sie gegeneinander keinerlei Gebietsan- 
sprüche haben und solche auch in Zukunft nicht erheben werden." Merkwürdig ist, daß die 
Politik der SL, die gegen die von der BRD abgeschlossenen völkerrechtlich gültigen Ver- 
träge verstößt, von führenden Politikern aus CDU/CSU verbal und finanziell unterstützt 


wird. Im folgenden soll über die SL bezüglich ihrer Entstehung, Gliederung, Aktivitäten 
und ihrer Unterstützung durch CDU/CSU informiert werden. 


‚ der den Zweck der Su- 
bundenheit mit der sude- 
gliedschaft der Sudetendeutschen 
ger der SL, 1986) | 

SR und der BRD vom Dezember 


schlossene Ausweisung der 


rden die 
Warum wu Deutschen aus der wiederherge- 


Doppelmonarchie Österreich- 


Deutschen aus der 
Tschechoslowakei 
ausgewiesen? 


Da die SL ständig behauptet, 
daß die in dem Potsdamer Ab- 
kommen (August 1945) be- 


stellten Tschechoslowakei "Un- 
recht" gewesen sei, kommen wir 
nicht daran vorbei, uns die poli- 
tischen Ereignisse zwischen 
1918 und 1945 ins Gedächtnis 
zu holen. Als Ergebnis des er- 
sten Weltkrieges zerfiel die 
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Ungarm. Die Tschechen und 
Slowaken erkämpften sich nach 
jJahrhundertelanger Unterdrük- 
kung wieder staatliche Selbstän- 
digkeit und nationale Unabhän- 
gigkeit. Im Friedensvertrag der 
Siegermächte des ersten Wek- 
krieges vom 6. September 1919 


in St. Germain mit Österreich 
wurden die Errichtung der CSR 
bestätist und dıe Grenzen zwi- 
schen Österreich und der Tsche- 
choslowakeı festgelegt. Die 
Grenzen Deutschlands wurden 
ım Vertrag von Versailles fest- 
gelegt. 

Als Antwort auf den Vertrag 
von St. Germain wurden ın Tei- 
len der deutschen Minderheit 
Forderungen nach Anschluß an 
"Deutsch-Österreich" bzw. die 
Errichtung eines "eigenen Staa- 
tes Böhmen-Mähren" laut. Die 
Alliierten und die Regierung der 
CSR wiesen diese Forderungen 
zurück. Die CSR gewährte aber 
der deutschen Minderheit demo- 
kratische Rechte, weitgehende 
Kulturautonomie u.a.m.. Seit 
Kriegsende bildeten sıch unter 
den Deutschen ın der CSR na- 
tıonalistische und faschıstische 
Gruppierungen und Parteien, 
welche die neu gegründete CSR 
zerschlagen wollten, so z.B. die 
völkısche "Deutsche Nationalso- 
zialistische Arbeiterpartei" 
(DNSAP) und die von Dr. Ru- 
doif Rıtter Lodgman von Auen 
geführte "Deutsche Nationalpar- 
tei" (DNP) 


Dr. Rudoif Ritter Lodgman 
von Auen (Jahrgang 1877) 


1911 Mitglied des Österrei- 
chısch-Ungarıschen 
Reichsrates ın der 
Donaumonarchie 
Landeshauptmann von 
Böhmen und Mähren 
Vorsitzender der 
"Deutschen National 
partei" DNP 
(bis 1925) 
Präsıdiumsmitglied der 
"Arbeitsgememschaft 
zur Wahrung sudeten- 
deutscher Interessen" 
Sprecher der SL 
(bis 1959) 


Am Tag des Eınmarschs der 
NS-Wehrmacht in die CSR ım 
Oktober 1938 sandte von Auen 
ein Telegramm an Hitler, ın dem 
es u.a. hieß: "Am Tage des Eın- 
marsches der deutschen Trup- 
pen in Teplitz-Schönau begrüße 
ich Sıe, meın Führer, als Vertre- 
ter des Reiches aus übervollem 
Herzen [...] Sıe, mein Führer, 
haben uns Vaterland und Hei- 
mat, dem deutschen Volk die 
Selbstachtung und den Glauben 
an seine nationale Idee gege- 
ben." Dr. Lodgman von Auen 
unterzeichnete mit "einst Lan- 
deshauptmarın von Deutschböh- 


2 


men". 
Die DNP zerfiel Mitte der 
zwanziger Jahre, viele Mitglie- 
der schlossen sich der 
DNSAP an. Die SB“ 
DNSAP hat sich An- | & 9, 
fang . Oktober 1933, 4 | 
einen Tag vor ihrem 
Verbot durch dıe Re- 
gierung der CSR, auf- 


gelöst. 
Am 1. Oktober 1933 
rief der Tumlehrer 


Konrad Henlein zur 
Gründung der "Sude- 
tendeutschen Heimat- 
front" (SHF) auf: "Ich 
rufe daher über alle Parteien 
und Stände hinweg zur Samm- 
lung des gesamten Sudeten- 
deutschtums auf und stelle mich 
an die Spitze dieser Bewegung.” 
Der SHF schlossen sich die Mit- 
glieder der aufgelösten faschisti- 
schen Parteien sowie die mit- 
gliederstarke "Sudetendeutsche 
Turnerschaft" an. Was hier un- 
ter "turnen" zu verstehen ist, 
führte Henlein 1939 bei einer 
Sitzung des Verbandsturnrates 
aus: "Der allgemeine Tumbe- 
trieb ist die Grundlage zur 
Schaffung eines wehrkräftigen 
Körpers. [...] Der wehrkräftige 
Mann muß vor allem lemen: a) 
Marschieren [...], b) Gelände- 
tumen [...], ec) Kleinkaliber- 
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De. ER 
u, 


schießen [...], d) Kartenlesen." 


(Jahn, Rudolf: Konrad Henlein, 


Karlsbad-Drahowitz 1938, 
5.83) Die engsten Berater Hen- 
leıns waren Mitglieder des "Ka- 
meradschaftsbundes" (KB). Die 
Funktion des KB innerhalb der 
SHF war ähnlıch der späteren 
Funktion des "Witikobundes" 
(WB) ın: der SL. Einige KB- 
Mitglieder waren später auch 
beım WB, so z.B. Walter Brand 
(Leiter der Kanzleı Henleins, 
1950-52 Vorsitzender des WB) 
und Walter Becher (1956-58 
WB-Vorsitzender). 

Die SHF wurde aus dem faschı- 
stischen Deutschland durch den 
"Volksbund für das Deutschtum 
im Ausland” (VDA) und den 
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Kundgebung der SHF 1934 


"Volksdeutschen Rat" (VR) un- 
terstützt und entwickelte sıch 
zur fünften Kolonne Hitlers, dıe 
den Staat Tschechoslowakei 
zerschlagen sollte. 

Zu den Wahlen am 19. Maı 
1935 mußte die SHF sıch ın 
"Sudetendeutsche Partei" (SdP) 
umbenennen. Die SdP wurde 
von fast 70% der deutschen 
Minderheit ın der CSR gewählt 
und wurde stärkste Parteı ım 
Prager Parlament. Henlein hatte 
sich um keinen Parlamentssitz 
beworben, Führer der SdP- 
Fraktion wurde Karl Hermann 
Frank (früher DNSAP). 

Nach der Gründung der SHF er- 
klärte Henleın am 8. Oktober 
1933, daß die Deutschen und 
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45. März 1939: Einmarsch der Wehrmacht in Prag 


die Tschechen in diesen Ländern 
jahrhundertelang nebeneinander 
gelebt und ın guten wie schlech- 
ten Zeiten ıhr Schicksal gemein- 
sam getragen hätten. Die Sude- 
‚tendeutschen 'empfänden viel zu 
sehr die Kraft ıhrer Vergangen- 
heit, um ernsthaft an eine Zer- 
reißung dieses Gebietes denken 
zu können. 

Diese eher loyalen Töne wurden 
mit der Zeit immer provozieren- 
der. So 'proklamierte Henlein 
auf dem Parteitag der SdP am 
24. April 1938 das "Karlsbader 
Programm", in dem es u.a. hieß: 

- Anerkennung der sudetendeut- 
schen Volksgruppe als Rechts- 
persönlichkeit zur Wahrung die- 
ser gleichberechtigten Stellung 
im Staate. 

- Feststellung und Anerkennung 
des sudetendeutschen Siedlungs- 

gebietes. 

- volle Freiheit des Bekenntnis- 
ses zum deutschen Volkstum 
und zur deutschen Weltanschau- 
n_ Aktivitäten der SdP waren 
zeitlich sehr genau mit denen 
der Hitlerfaschisten abgestimmt. 
Henleins SdP steigerte ihre Ak- 
tivitäten unmittelbar nach dem 
Einmarsch der Wehrmacht in 
Österreich am 13. März 1938 
und der Einverleibung dieses 


Landes ın das "Deutsche 
Reich". Ende Juli 1938 mar- 
schierten unter Führung Hen- 
leıns in Breslau 30 000 sudeten- 
deutsche Tumer und Turmnerin- 
nen ın grauer Uniform an Hitler 
vorbei und skandierten: "Ein 
Volk, ein Reich, ein Führer" 
und: "Heim ins Reich". 


Im Oktober 1938 nach dem Ein- 


marsch der Wehrmacht in wei- 
ten Gebieten der CSR wurde der 
NSDAP-Gau "Sudetenland" mit 
Henlein als Gauleiter errichtet, 
womit der CSR ein Drittel ihres 
Gebietes und ihrer Bevölkerung 
und ca. 40% ihrer Industrie ver- 
loren gingen. Im März 1939 
folgte die Einverleibung des 
Rests der Tschechoslowakei 
durch die Errichtung des "Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren". 
Der Umstand, daß Hitler- 
Deutschland große Teile der 
CSR-Bevölkerung als Arbeits- 
kräfte brauchte, um den Expan- 
sionskrieg vorzubereiten und 
führen zu können, bewahrte die 
Bewohner der CSR vor dem 
Schicksal, das ihnen der "Füh- 
rer" schon 1932 zugedacht hat- 
te. Der Plan der Vertreibung 
und Vernichtung der Tschechen 
blieb jedoch weiterhin gültig. 
Ein solcher Plan wurde im April 
1944 ın Karlsbrunn von Reichs- 
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protektor Karl Hermann Frank 
einem auserwählten Kreis von 
NSDAP-Funktionären vorgetra- 
gen: "Das Femziel nationalso- 
zialistischer Reichspolitik in 
Böhmen und Mähren muß auf 
die Wiedergewinnung des Bo- 
dens und der auf ihm siedelnden 
Menschen für das deutsche 
Volkstum und für die Reichs- 
idee gerichtet sein. Um dies er- 
reichen zu können, gibt es zwei 
Möglichkeiten: entweder 

A. die totale Aussiedlung der 
Tschechen aus Böhmen und 
Mähren in ein Gebiet außerhalb 
des Reiches 

oder 

B. bei Verbleiben des Großteils 
der Tschechen in Böhmen und 
Mähren die gleichzeitige An- 
wendung. vielfältigster der Assi- 


milation und Umvolkung die- 


nenden Methoden nach einem 
X-Jahresplan. Dabei können 
drei Grundlinien verfolgt wer- 
den: 

l. Die Umvolkung der rassisch 
geeigneten, also biutmäßig für 
uns erwünschten Tschechen. 

2. Die Aussiedlung von rassisch 
unverdaulichen Tschechen und 
aller destruktiven Elemente der 
reichsfeindlichen Intelligenz- 
schicht. | 

3. Die Neubesiedlung dadurch 
frei gewordenen Raumes mit fri- 
schem Blut." 

("Neue Kommentare", 7- 
8/1975, S.10/11) | 

Unter den Teilnehmern dieses 
Treffens waren u.a. auch Perso- 
nen, dıe später eine bedeutende 
Rolle in der SL spielten: 

- Dr. Franz Böhm, der ehemali- 
ge Leiter des Gaugerichts der 
NSDAP, Vorsitzender des Bun- 
desvorstands der SL, ab März 
1963 bis zu seinem Tod 1975 
Vizepräsident des BdV. 

- Rudolf Staffen, ab 30. Januar 
1944. NSDAP-Gauamtsleiter 
und Abschnitsleiter im Gau Su- 
detenland, bis zu seinem Tod 


Miglted der 
sarımlung und des SL-Bundes- 
vorstands, Si-Rundesreferent 
für binnendeutsche Aufklärung. 
- Rudolf Wenzel, ehemals Mit- 
glied acs Führungsrates der 
SdP, NSDAP-Reichstagsabge- 
ordneter, seit 1939 SS-Sturm- 
bannführer, Mitglied der SL- 
Bundesversammlung, _aktıver 
Mitarbeiter ın der SL-Bundes- 
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geschäftsstelle. 

Das faschistische Deutschland 
verlor den Krieg, dıe Tschecho- 
slowakeı wurde wıederherge- 
stellt. Nicht zuletzt wegen des 
aktıven Mitwirkens der Henlein- 
Faschisten an der Zerschlagung 
der bürgerlichen CSR und der 
faschistischen Greueltaten bıs 
1945 verfügten die Alluterten ım 
Potsdamer Abkommen unter 
Artikel XIN "die Überführung 
der deutschen Bevölkerung oder 
Bestandteile derselben, die ın 
Polen, Tschechoslowakei und 
Ungam zurückgeblieben sınd, 
nach Deutschland". 


Wie ist die Sude- 
tendeutsche 
Landsmannschaft 
entstanden? 


Landsmannschaftliche Zusam- 
menschlüsse der Umsıedler wur- 
den von den Alliierten untersagt, 
da deren Ziel die Revision der 
allıerten Abmachungen war. 


SL-Bundesver- 


45: Die Rote Armee befreit Prag 


Adenauer. Er 


Ausgenommen von diesem Koa- 
lıtionsverbot waren örtliche Zu- 
sammenschlüsse der Umsiedler 
zum Ziel der besseren Eıngliede- 
rung der Neubürger. 

in den westlichen Besatzungszo- 
nen wurde dieses Koalitionsver- 
bot der Alliierten unterlaufen. In 
"christlichen Hilfsstellen" und 
"Hilfskomitees" begannen sude- 
tendeutsche 
die politische und or- 
ganisatorische Pla- 
nung der SL. In der 
Münchner "Hilfsstel- 
le der Sudetendeut- 
schen" war von An- 
fang an Dr. Walter 
Becher tätig, ehe- 
mals Redakteur beim 
NSDAP-Gauorgan 
"Die Zeit", später 
langjähriger _ Spre- 
cher der SL. 

Von 1946 bis 1951 
wurden drei "sudetendeutsche 
Gesinnungsgemeinschaften” 
gegründet, deren führenden Re- 
präsentanten gemeinsam die 
Gründung der SL vorbereiteten: 
die christliche "Ackermann-Ge- 
meinde" (16.8.1946), der völkı- 
sche "Witikobund" (9.11.1947) 
sowie die sozialdemokratische 
"Seliger-Gemeinde" (10.11. 1951). 
Unterstützt wurden diese V orbe- 
reitungen vor allem vom späte- 
ren Bundeskanzler Dr. Konrad 
beantragte am 
10.4.1947 im Deutschen Zonen- 
beirat der britischen Zone, "die 
britische Militärregierung zu 
bitten, das Verbot der Bildung 
von _ Vertriebenen-Organisatio- 
nen aufzuheben". 


Die "Eichstätter 
Erklärung" 


Am 14.7.1947 gründeten Rı- 
chard Reitzner (SPD), Hans 
Schütz (CSU), Dr. Emil Franzel 
(CSU), Dr. Walter Becher 
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Henlein-Faschisten. 


(BHE (Bund der Heimatvertrie- 
benen und Entrechteten)/CSU) 
und Dr. Ziegler ın München die 
"Arbeitsgemeinschaft zur Wah- 
rung sudetendeutscher Interes- 
sen", die später in "Sudetendeut- 
scher Rat" umbenannt wurde. 
Nach seiner Übersiedlung von 
der sowjetischen ın dıe amerika- 
nısche Besatzungszone trat Dr. 
Lodgman von Auen dieser "Ar- 
beitsgemeinschaft" bei und wur- 
de am 27.7.1948 ın das Präsidi- 
um aufgenommen. Trotz Koali- 
tionsverbot wirkte dıese Arbeits- 
gemeinschaft nicht nur im Stil- 
len, sondern nahm zu intematio- 
nalen Ereignissen Stellung, wie 
z.B. in dem Memorandum über 
die "besondere politische und ju- 
rıstische Lage der Sudetendeut- 
schen", welches sie 1948 der 
Londoner Konferenz der alliier- 
ten Mächte zukommen ließen. 
Im Dezember 1949, dem Jahr. 
in dem Adenauer zum Kanzler 
der ersten Bundesregierung 
avancierte, trafen sich Reprä- 
sentanten der dreı sudetendeut- 
schen Gesinnungsgemeinschaf- 
ten in Eichstätt. Dort einigte 
man sich auf dıe "Eichstätter 
Erklärung", in der es u.a. heißt: 

"Unsere unabdingbare Forde- 
rung ist die Rückgabe der Hei- 
mat ın den Sprach- und Sıed- 
lungsverhältnissen von 1937. 
[...] Keine Neugestaltung Euro- 
pas kann an dem zentralen Pro- 
blem einer neuen staatsrechtli- 
chen Ordnung des Donauraumes 
und der übrigen von der Sowjet- 
unıon seit 1945 besetzten und 
beherrschten Gebiete vorüberge- 
hen. Gleichzeitig aber geht es 
um die Herstellung emes tragba- 
ren Verhältnisses zwischen 
Deutschland und seinen westsla- 
wischen Nachbarn. Die Voraus- 
setzung auch dafür wäre die Be- 
reitschaft der Tschechen und 
Polen, den vertriebenen Deut- 
schen ıhre Heimat zurückzuge- 
ben." 


Diese Erklärung wurde von 17 
Personen unterzeichnet, z.B. 
von: Hans Schütz (MdB CSU), 
Dr.Hermann Götz (MdB CDU), 
Wenzel Jaksch (SPD), Richard 
Reitzner (MdB SPD), Dr. Wal- 
ter Becher, Dr. Walter Brand 
(ehemals Chef der Kanzlei Hen- 
leın), Ing. Friedrich Brehm (ehe- 
mals Hauptabteilungsleiter im 
Rasse- und Siedlungshauptamt 
der SS, SS-Sturmbannführer) 
und Dr. Walter Hergl (ehemals 
SS-Sturmbannführer, Gau- 
hauptstellenleiter im NS-Gau- 
amt für Kommunalpolitik, Spe- 
zialist für "rassenpolitische Ein- 
bürgerung") 

Am 14.2.1950 empfing Bundes- 
kanzler Adenauer die sudeten- 
deutschen Mitglieder des Bun- 
destags Hans Schütz (CSU), 
Richard Reitzner (SPD) sowie 
Dr. Walter Zawadil-Veith 
(FDP) und bekam von ihnen die 
"Eichstätter Erklärung" über- 
reicht. 


Die "Detmolder 
Erklärung" 


Am 24./25. Januar 1950 fand in 
Detmold eine Beratung der Ver- 
treter der inzwischen gegründe- 
ten "sudetendeutschen lands- 
mannschaftlichen Landesver- 
bände von Bayern, Hessen, 
Nordrhein/Westfalen, Nieder- 
sachsen-Bremen und Schleswig/ 


„1 
y 


Holstein-Hamburg" statt. Dort 


wurde der "Hauptverband der 


Sudetendeutschen Landsmann- 
schaft für ganz Westdeutsch- 
land" gegründet, dessen vorläu- 
figer Sprecher Dr. Rudolf Lodg- 
man von Auen wurde. Bei die- 
sem Treffen wurde die "Detmol- 
der Erklärung" verabschiedet, in 
der auch "wesentliche Gedanken 
der Eichstätter Erklärung" auf- 
genommen wurden. In dieser 
heißt es u.a.: 

"Die Sudetendeutsche Lands- 
mannschaft betrachtet sich als 
dıe außerhalb der Heimat gege- 
bene Gestaltung der sudeten- 
deutschen Volksgruppe und die- 
se als Glied des deutschen Vol- 
kes. [...] Die sudetendeutsche 
Volksgruppe betrachtet es als 
ihre Aufgabe, sich dem deut- 
schen Volke zu erhalten, ihr 
Heimatbewußtsen und den 
Rechtsanspruch auf ihre Heimat 
wachzuhalten und ihr grenz- 
deutsches Erfahrungssut dem 
Deutschtum zu vermitteln. Ihr 
Ziel ist die Wiedergewinnung 
der Heimat. [...] Sie will zum 
Zeitpunkt einer Gestaltungs- 
möglichkeit, die ihr die Wieder- 
gewinnung ihrer Heimat ver- 


spricht, geschlossen bereitste- 
hen." 
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Das Prager Abkom- 
men und die "Ob- 
hutserklärung für 
die Sudeten- 
deutschen" 


Am 23.6.1950 stellten die Re- 
gierungen von CSR und DDR in 
Ihrer Prager Erklärung u.a. fest: 
"Unsere beiden Staaten haben 
keine Gebiets- oder Grenzan- 
sprüche. [...] ihre Regierungen 
betonen ausdrücklich, daß die 
durchgeführte Umsiedlung der 
Deutschen aus der CSR unab- 
änderlich, gerecht und endgültig 
gelöst ıst." Darauf antwortete 
der Deutsche Bundestag mit der 
am 14.7.1950 gegen die Stim- 
men der KPD beschlossenen 
"Obhutserklärung für die Sude- 


»tendeutschen", worin es u.a. 


heißt: "Das Prager Abkommen 
ist nicht vereinbar mit dem un- 
veräußerlichen Anspruch des 
Menschen auf seine Heimat. 
Der Deutsche Bundestag erhebt 
deshalb feierlich Einspruch ge- 
gen dıe Preisgabe des Heimat- 
rechtes der in die Obhut der 
Deutschen Bundesrepublik ge- 
gebenen Deutschen aus der 
Tschechoslowakei und stellt die 
Nichtigkeit des Prager Abkom- 
mens fest." Auf diese "Obhuts- 
erklärung" aus dem Jahre 1950 
beruft sich die SL bis in die 
heutige Zeit. 


Hans-Chrisispn 
Seebohm, erster 
Bundesminister als 
Funktisnär der SL 


Am 23. März 1950 trafen sich die 
damals amtierenden Vorstands- 
mitglieder des "Witikobundes" 

Zawadıl-Veith, Ing. Staffen 
und Dr. Brand mit dem Bundes- 
verkehrsminister Dr. Ing. Hans- 
Christopb Seebohm (Deutsche 
Partei, später CDU). Die "Witiko- 
nen" baten Seebohm, an führender 
Stelle m der SL mitzuarbeiten. 
Wenige Wochen später, beim "1. 
Sudetendeutschen Tag" ın Kemp- 


Die Gliederungen der SL 


ten, schörte 


gan Ssebohm bereits zu 
den Hauptreanem und wurde 
vom hHauptvorstand zum Steil- 
vertrete; ges Sprechers der SL 
gewählt. Er wurde Mitghed des 
"Sudetendeutschen Rates", Prä- 
sıdent der SL-Bundesversamm- 
lung, Mitglied des Präsidiums 
des BdV. 1959 wurde Bundes- 
minıster Seebohm als Nachfol- 
ger von Lodgman von Auen 
Sprecher der SL. Somit war die 
SL nicht nur durch einige Funk- 
tıonäre ım Bundestag, sondern 
auch am Bonner Kabiınettstisch 
vertreten. Seebohm war zwar 
keın "Vertriebener", doch be- 
weıst ein Artıkel ım NSDAP- 
Gauorgan "Die Zeit" vom 3. 


der SL 


Die SL ıst auf verschiedenste Weise gegliedert. 


Zum einen besteht die Gebietsgiiederung auf Bun- 
des-, Landes-, Kreis- und Ortsebene, zum anderen 
bestehen sogenannte Heimatgliederungen, dıe sıch 
Heimatkreisen und Heı- 


Heimatlandschaften, 
matgemeinden aufteilen. 
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Organigramm der Sudetendeuischen Landsmannschaft 


| Bayerische Staatsregierung | 
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Januar !239 seme wırischaftli- 
chen Interessen. Der Artıkei be- 
richtet üuder die "Arısıerung der 
Britannia-Kohlenwerke A.G." 
und dort heißt es: "Die Verwal- 
tungsratsmitglieder [...] haben 
ihre Mandate ın dem Verwal- 
tungsrat der Britannıa Kohlen- 
werke AG ın Königswerth beı 
Falkenau und der Vereinigten 
Britannia Kohlenwerke AG 
Seestadt bei Brüx niedergelegt. 
In den Verwaltungsrat der beı- 
en Gesellschaften sind durch 
Kooptierung getreten: [...], und 
Bergassessor Dr. Hans-Chn- 
stoph Seebohm..” 


Der Bundesvorstand 


Der Bundesvorstand der SL versteht sıch als "Re- 
sierung der Sudetendeutschen Volksgruppe ım 


Die Bundesversammlung der SL 
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‚ Parteien im E BENAERAG 
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Die Bundesversamm- 
lung der SL, das 
höchste Gremmum der 
SL, versteht sıch als 
"Exilparlament” und 
wird alle vier Jahre 
von Mitgliedern der 
SL und der "Heimat- 


gliederungen" ge- 
wählt. Die Bundes- 
versammlung der SL, 
der auch eın paar 
Vertreter der Sude- 
tendeutschen Lands- 
mannschaft Oster- 


reich (SLÖ) angehö- 

ren, tagt regelmäßig 
im Münchener Maxi- 
milıaneum, dem Par- 


lamentsgebäude des 
Landes, das die 
"Schirmherrschaft 


über dıe sudetendeut- 


sche Volksgruppe" übernommen hat. Dort wird 
dann neben der bayrischen auch die sudetendeut- 
sche Fahne aufgezogen. Der Präsident der Bun- 
desversammlung war 1986 Walter Stain. Stain 
war Minister in der Bayerischen Staatsregierung 
(1954 bis 1962), Mitglied im "Block der Heimat- 
vertriebenen und Entrechteten" (BHE) und wurde 
im Oktober 1986 zum Bundesvorsitzenden des 
"Witikobundes" gewählt. 


Der "Sudetendeutsche Rat e.V." (SR) 


Wie schon er- 
wähnt, wurde der 
SR am 14.7.1947 
gegründet. Der 
SR kümmert sich 
um die sogenann- 
te sudetendeut- 
sche Heimatpolı- 
tık, die Vertre- 
tung und Wer- 
bung ihrer revan- 
chistischen For- 
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derungen auf 
Territorien der 
CSSR. Der SR 


nennt in einem 
Faltblatt aus dem 
Jahr 1986 noch 
eine weitere Auf- 
gabe: die "Koor- Ä 

dinierung der heimatpolitischen Bestrebungen der 
Sudetendeutschen mit den Auffassungen der ım 
Bundestag vertretenen politischen Parteien." Der 
SR besteht aus 30 Mitgliedern, die eine Hälfte 
gewählt von der Bundesversammlung der SL, die 
andere Hälfte benannt von ım Bundestag vertrete- 
nen Parteien. Der SR publiziert "Manifeste", 
"Dokumentationen" und Erklärungen, welche auch 
in politischen Kreisen der USA, Kanada, Groß- 
britannien und in den skandinavischen Ländern 
verbreitet werden. Die Geschäftsstelle des SR 
befindet sich in dem "Sudetendeutschen Haus", 
Hochstraße 8, 81669 München. 


Maximilianeum in München 
. » (Tagungsort der SL-Bundesversammlung) 


Die Heimatgliederungen der SL 


Die Heimatgliederungen sind unterteilt in Heimat- 
landschaften, Heimatkreise und Heimatgemeinden. 
Die Heimatlandschaften (z.B: " Adlergebirge", 
"Böhmerwald", "Egerland", "Kuhländchen") set- 
zen sıch aus Heimatkreisen zusammen, "die durch 
ein gemeinsames landschaftlich stammliches Kul- 
turerbe der Heimat miteinander verbunden sind". 
In den Heimatkreisen sind jene Heimatgemeinden 
zusammengefaßt, die "den politischen Land- und 
Stadtkreisen der 
Heimat _entspre- 
chen sollen"... Die 
Heimatgemeinden 
bemühen sich mit 
Hilfe von 
matsortskarteien! 
so viel wie mög- 
lich ehemalige Be- 
wohner der Orte in 
der Tschechischen 
Republik sowie 
ihre Nachkommen 
zu erfassen und 
für die Tätigkei- 
ten der sudeten- 
deutschen Orga- 
nisationen und 
deren :Politik zu 
interessieren. 

Die sogenannten 
"Gemeinde-, Landschafts- und Heimatkreisbe- 
treuer" bilden den "Sudetendeutschen Heimatrat", 
deren Vorsitzender automatisch Mitglied des Bun- 
desvorstandes der SL als "Bundesreferent für die 
Heimatgliederungen" ist. Dieser "Heimatrat" tagt 
alljährlich im Spätherbst unter der Bezeichnung 
"Sudetendeutscher Heimattag". Wesentlichen An- 
teil haben die "Heimatgliederungen" der SL bei 
der Mobilisierung der Besucherinnen zum "Sude- 
tendeutschen Tag", an dem i.a. mehrere 100.000 
BesucherInnen teilnehmen. Die "Heimatgliederun- 
gen" publizieren sogenannte "Heimatblätter" 
(1986 waren es 65, die Auflagen bewegten sich 
von wenigen hundert bis zu mehreren tausend). 
Laut Presseinformation der SL anläßlich des "Su- 
detendeutschen Tages" 1986 haben die "Heimat- 
blätter" "zusammen eine Auflage von 180.000 
Exemplaren bei meist monatlicher Erscheinungs- 
weise". 


Er 


"Hei- 


Das Paten- 
schaftswesen 


Ein weiterer wichtiger Stütz- 
pfeıier der Revanchistenverbän- 
de sınd die Patenschaften, da 
sich hierbei die Länder und 
Kommunen der BRD finanziell 
beteiligen. Am 15. Dezember 
1953 vereinbarten dıe Bundes- 
vereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände (Deutscher 
Städtetag, Deutscher Landkreis- 
tag, Deutscher Gemeindetag und 
Deutscher Städtebund) und der 
"Verband der Landsmannschaf- 
ten" (VdL, nach 1958 ım BdV 
aufgegangen) die "Richtlinien 
für die Übernahme von Paten- 
schaften über ostdeutsche Ge- 
meinden und Landkreise". Hie- 
rın heißt es zum Inhalt der Pa- 
tenschaften: 

"3. Auf folgende Einzelmaßnah- 
men kann verwiesen werden: 

a) Führung von Heimatkarteıen 
und Einrichtungen von Aus- 
kunftsstellen. 

b} Abhalten von Heimattreffen. 
c) Schaffung einer 'Heimatstube' 
oder eines 'Hauses’ des ostdeut- 
schen Partners. 

d}) Benennung von Straßen, 
Plätzen oder Gebäuden nach 
dem ostdeutschen Partner oder 
nach seınen hervorragenden 
Bürgem. 

e) Anbringung des Wappens 
oder regelmäßige Hissung der 
Flagge des ostdeutschen Part- 
ners; Ausschmückung der öf- 
fentlichen Gebäude mit Bildern 
aus der alten Heimat. 

f) Besondere Berücksichtigun- 
gen ostdeutscher Kulturgüter ın 
den öffentlichen Büchereien, in 
den Museen, in den Ausstellun- 
gen, ım Schulunterricht, ın den 
Volksschulen usw. 

g) Sammlung von Kulturgut und 
Archivgut des ostdeutschen 
Partners. 


h) Gewährung von Unterstüt- 
zung und Stipendien, von Erho- 
lungsaufhalten für Kınder und 
sonstige Fürsorgemaßnahmen, 
Beteiligung an Hilfsaktionen für 
dıe ın der alten Heimat verblie- 
benen Bürger." 

Das Arbeits- und Sozıalministe- 
rum des Landes Nordrhein- 
Westfalen veröffentlichte 1961 
eine Schrift mit dem Titel "Das 
West-Östdeutsche Patenschafts- 
werk in Nordrhein-Westfalen", 
in dem es u.a. heißt: "Durch 
diese Bindung eines ostdeut- 
schen Gemeindewesens an eine 
westdeutsche Kommune wird 
aber auch vor aller Welt ın ent- 
scheidener Weise zum Ausdruck 
gebracht, daß diese Städte und 
Kreise eindeutig deutsch sınd 
und dıe Patengemeinden ohne 
Einschränkung als Zeugen und 


- Verteidiger für: diese Tatsache 


einstehen [...] Die Menschen 
dieser Stadtgemeinden, dieser 
Bürger-- und Bauernschaften 
sind in ihren Gemeinschaftsbil- 
dungen zu erfassen und zu sam- 
meln, um den Pulsschlag der al- 
ten Heimatgemeinschaften neu 
zu beleben. [...] Kinder, die 
sonst keine Erinnerungen mehr 
an ıhre alte Heimat haben, wer- 
den hier neu in den Kreis einge- 
führt und erleben im Verweilen 
und ın den Gesprächen die Heı- 
matgemeinschaft ıhrer Eltem”. 
(S.10 f.) Laut Presseinformatıon 
der SL zum "Sudetendeutschen 
Tag" 1986 "haben 138 Gemein- 
den, Städte bzw. Landkreise Pa- 
tenschaften über sudetendeut- 
sche Orte oder Landschaften 
übernommen". 


Die Schirmherr- 
schaft Bayerns 
über die SL 


Anläßlıch des "Sudetendeut- 
schen Tages" 1954 übernahm 
dıe Bayerische Staatsregierung 
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dıe "Schirmherrschaft über die 
sudetendeutsche Volksgruppe". 
In der "Schirmherrschafts-Ur- 
kunde" vom 7.9.1962 heıßt es 
u.a! "Die Bayerische Staatsre- 
gieristg betrachtet dıe sudeten- 
deutsche Volksgruppe als einen 
Stamm unter den Stämmen Bay- 
erns. Sie bekennt sich zum Hei- 
mat- und Selbstbestimmungs- 
recht der Sudetendeutschen, das 
sıe jederzeit mıt dem ganzen Ge- 
wicht ıhres Einflusses vertreten 
will. Sıe will stets bestrebt sein, 
das Volkstum der Sudetendeut- 
schen zu erhalten und ihrer 
und deren 


Landsmannschaft 


Franz Neubauer (Chef der SL) 
und Edmund Stoiber (CSU) 


‚ 


Einrichtungen als Vertretung 
der sudetendeutschen Volks- 
gruppe bei der Wahrnehmung 
der heimatpolitischen, kulturel- 
len und sozialen Aufgaben ıdeel! 
und finanziell zu fördern." 


Die Sudeten- 
deutsche Stiftung 


Ein wesentliches Mittel der fı- 
nanziellen Förderung ıst die 
"Sudetendeutsche Stiftung". Der 
Gesetzestext über diese Stiftung 
wurde am 5. August 1970 vom 
damaligen bayerischen Mini- 
sterpräsidenten Dr. Alfons Gop- 
pel (CSU) dem damalıgen Vor- 
sitzenden des Bundesvorstands 
der SL, Dr. Franz Böhm, offi- 
ziell überreicht. Der damalıge 
bayerische Staatsminister Dr. 
Fritz Pırkl (CSU) sagte auf dem 


"Sudetendeutschen Tag" 
in Stuttgart: "Der Freistaat Bay- 
ern hat mit einer Zuwendung 
von 200.000 DM und die Sude- 
tendeutsche Landsmannschaft 
mit 100.000 DM das Grund- 
stockvermögen der Stiftung ge- 
schaffen." 1974 erhielten lands- 
mannschaftliche Einrichtungen 
auf Grund des "Westvermögens- 
abwicklungsgesetzes" durch die 
Bundesregierung 29 Millionen 
DM. Diese Mittel stammen aus 
Guthaben von Kreditinstituten 
aus den ehemalıgen deutschen 
Ostgebieten und aus dem NS- 
Gau "Sudetenland". Die "Sude- 
tendeutsche Stiftung" erhielt da- 
von den größten Eıinzelbetrag 
von 12 Millionen DM. 1984 er- 
klärte der Vorsitzende der "Su- 
detendeutschen Stiftung”. Dr. 
Fritz Wittmann (MdB CSU): 
"In den abgelaufenen zelın Jah- 
ren sınd dann bis heute aus dem 
Westvermögen sudetendeutscher 
Institute der Sudetendeutschen 
Stiftung ca. 23 Millionen DM 
zugeflossen." 


Das Sudeten- 
deutsche Haus 


Am 24. März 1974 beschloß die 
bayerische Staatsregierung, eın 
"Sudetendeutsches Zentrum” zu 
errichten. Als dıeses 22-Millio- 
nen-DM-Projekt fertiggestellt 
war, wurde es ın "Sudetendeut- 
sches Haus" umbenannt und der 
SL übergeben. Der größte Teil 
der Finanzierung dieses Projekts 
wurde wie folgt zusammenge- 
tragen: 

il Millionen DM bayerische 
CSU-Regıerung 

3.6 Millionen DM Bayerische 
Landesstiftung 

6.9 Millionen DM Sudetendeut- 
sche Stiftung 

Der Rest wurde von Spenden 
aus den Gliederungen der SL 
aufgebracht. An den Spenden 


1972: 


beteiligten sıch auch Patenkom- 
munen wıe z.B Kaufbeuren, 
Stadt Kempten, Stadt Passau 
und Stadt Reutlingen. 

Das "Sudetendeutsche Haus" 
befindet sich ın München 
(Hochstr. 2) in räumlicher 
Nachbarschaft zum "Haus des 
Deutschen Ostens" (Am Lilien- 
berg 5). In diesem Haus, dessen 
Rechtsträger die "Sudetendeut- 
sche Stiftung” ist, befinden sich 
die Geschäftsstellen einer Viel- 
zahl gewichtiger Einrichtungen 
und Organısationen der SL: 
"Sudetendeutsches Archiv e.V." 
"Albert-Stifter-Verein" 
"Arbeitsgemeinschaft der sude- 
tendeutschen Alpenvereinssek- 
tion" 

"Arbeıtsgemeinschaft sudeten- 
deutschen Erzieher e.V." 


Zeitzeichen 3 


"Arbeitsgemeinschaft für kultu- 
relle Heımatsammlungen beı 
dem Sudetendeutschen Archiv" 
"Arbeıtsgemeinschaft sudeten- 
deutscher Tumerinnen und Tur- 
ner" ın der SL 

"Benrather Kreis - Arbeıtsge- 
meinschaft für Deutschland" 
"Verlagshaus Sudetenland" 
"Kolbenheyer-Gesellschaft e.V." 
"Sudetendeutsche Sing-, Tanz- 
und Spielgruppen" 
"Sudetendeutsche Akademie der 
Wissenschaften und der Künste" 
"Sudetendeutsche  Sozıalwerk 
EN. 
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Gestern Statik, 
morgen Dynamik 


Warum die Vertriebenenver- 
bände bis heute ihre Wühlarbeit 
immer noch nicht aufgegeben 
haben, erklärte Wilfried Hassel- 
mann (seinerzeit niedersächsi- 
scher CDU-Vorsitzender und 
stellvertretender Ministerpräsi- 
dent) 1986 auf einer "deutsch- 
landpolitischen Tagung" des 
BdV. Er sagte, daß "angesichts 
der bestehenden Machtstruktu- 
ren einschneidende Veränderun- 
gen ın überschaubarer Zeit nicht 
erwartet werden können. Daraus 
ergebe sıch für dıe Vertriebenen 
eine besondere Überbrückungs- 
funktion. Sie müssen die Erinne- 
rung an ein deutsches Ostpreu- 
ßen, Schlesien und Pommem 


aus dem Heute der Statık ın eın 


Morgen der Dynamik hinüber- 
retten." ("Das Ostpreußenblatt", 
7. Junı 1986) Nun scheimt ab 
1989 für die SL die Zeit "der 
Dynamık" gekommen zu sein. 


Die "Deutsch- 
tschechische 
Erklärung" 


Nach jahrelangen Verhandlun- 
gen zwischen der BRD und der 
Tschechischen Republik wurde 
die Erklärung am 10. Dezember 
1996 der Öffentlichkeit präsen- 
tiert. Mıt der Zusage, die Auf- 
nahme der Tschechischen Repu- 
blık ın dıe EU zu unterstützen, 
erkaufte sıch dıe BRD das Be- 
dauern der tschechischen Seite, 
daß durch dıe "Aussiedlung der 
Sudetendeutschen [...] unschul- 
dıgen Menschen viel Leid und 
Unrecht zugeführt wurde". Das 
Potsdamer Abkommen hingegen 
wird ın der Erklärung nicht er- 
wähnt. Roland Schnürch, Vize- 
präsident der SL-Bundesver- 
sammlung und Mitglied des SR, 


schrieh am 20.12.1905 in der 
Frei- 


rechtsextremen "Jungen 
keit” unter der Überschrift "Ver- 
köhnung statt Versöhnung”: 
"Weggefallen" (aus einer frühe- 
ren Fassung) "ist lediglich &s 


‘Mitwirkung tschechoslowaki- 
scher Bürger deutscher Abstam-... 
mung an der Zerschlagung der. 
CSR'. Damit wollte man das le- 

gitime, auf dem Selbstbestim-.. 
mungsrecht fußeiide Wirken der. 


Sudetendeutschen herabsetzen. 
[...] Neu und völlig abwegıg ıst 
in dem Text die 'Flucht und 
Vertreibung von Menschen' 
nach 1938 aus den deutschen 
Gebieten, eine raffinıerte Um- 
schreibung der Geschichtslegen- 
de, daß Tschechen vertrieben 
worden seien. [...] Kausale Zu- 
sammenhänge der NS-Gewalt- 
politik und des Verbrechens der 
Vertreibung sind falsch. Die Er- 


Literatur: 


Deutschen) 


Klärung gibt damit der tschechi- 


schen Seite eine Alibibegrün- 


dung für die Vertreibung [...] 


Die Vertreibung war Völker- 
mord (Felix Ermacora) und 
nicht mit Aufteilung in 
"Verireibung sowie zwangsweise 
Aussiediung' verharmlost wer- 
den. Unerträglich ist, daß die 


Lar- 
Arzeizll 


‘deutsche Seite’ die Verantwor- 


tung für alle Untaten (damit 
auch für die Vertreibung der 
übernimmt, was 
Foigen nach sich zieht, die 
tschechische Seite! nur 'bedau- 
ert', ohne sich zur Verantwor- 
tung und damit zu einer zumut- 
baren Wiedergutmachungs- 
pflicht zu bekennen. [...] Die 
Bundesregierung hat die Sude- 
tendeutschen beı den Verhand- 
lungen fast so ausgegrenzt, wie 
sie es 1919 beim Diktat von St. 
Germain erleben mußten. [...] 


Der erweiterte ‚Bundesvorstand 
der Sudetendeutschen Lands- 
ıannschaft hat die Erklärung 
einmütig abgelehnt und gerügt: 
'Aus dem Denken ın den Kate- 
görien von Ursache und Wir- 
kung heraus übemimmt die 
deutsche Seite sogar dıe Verant- 
wortung für die Vertreibung der 
Sudetendeutschen." 
Obwohl es unter Ziffer 4 der Er- 
klärung heißt, daß beide Seiten 
"ihre Beziehungen nicht mit aus 
der Vergangenheit herrührenden 
politischen und rechtlichen Fra- 
gen belasten werden", vertrat 
Kohl am 22. Januar 1997 bei 
seinem Besuch in Prag die Meiı- 
nung, die Frage des Vermögens 
der Vertriebenen bliebe ın der 
Erklärung offen. Es kann also, 
auch wenn die SL die beschlos- 
sene Erklärung ablehnt, keine 
Entwarnung gegeben werden! 


Georg Herde/Alexa Stolze, Die Sudetendeutsche Landsmannschaft, Pahl-Rugenstein Köln 1987 


ID-SCHLESWIGHOLSTEIN@BIONIC..zerberus.de 26.09.1996, "Chemische Auflösung" - Die Zerschlagung der 


CSR 


ID-SCHLESWIGHOLSTEIN@BIONIC.zerberus.de 14.08.1995, "Durchtriebene-Vertriebene” 


Sudetendeutsche als fünfte Kolonne des Ill. Reiches, Antifaschistisches INFO-Blatt Nr.36, S.39 
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Der 


Nie wieder Heimat ! 


Witikobund 


Der "Witikobund e.V." 
(WB) zählt seit seiner offi- 
ziellen Gründung ım Jahr 
1948 zum äußersten rech- 
ten Rand der Sudetendeut- 


schen Landsmannschaft 
(SL). Dies war alleın 
schon durch die Zusam- 


mensetzung seiner Grün- 
dungsmitglieder vorgege- 
ben. Diese hatten sıch auf 
‘ den Tag genau 24 Jahre 
nach dem Marsch auf die 
Feldherrnhalle am 
9.11.1947 versammelt, um 
den leider überlebenden 
Faschisten der Sudeten- 
deutschen Parteı erneut 
politisches Gewicht zu si- 
chern. Alle sieben Grün- 
dungsmitglieder hatten 
schon eine Karriere ın der 
NSDAP bzw. SS hinter 
sıch. 


So z.B. Dr.rer.pol. Walter Be- 
cher, der seit 1931 NSDAP- 
Mitglied und ehemaliger Res- 
sortleiter des NSDAP-Gauor- 
gans "Die Zeit" war. Die mi- 
litärısche Niederschlagung des 
Nationalsozialismus hatte al- 
lerdings keine Konsequenzen für 
Becher. Schon ab 1950 saß er 
12 Jahre nicht ım Knast, son- 
dern im bayerischen Landtag für 
den "Gesamtdeutschen Block- 
/Block der Heımatvertriebenen 
und Entrechteten" und war 
dessen langjähriger Fraktions- 
vorsitzender. Von 1956-58 war 


er Bundesvorsitzender des WB. 
1965 zog Becher für die CSU ın 
den Bundestag eın und biteb 
MaB bıs 1980. 1968-82 war er 
außerdem Sprecher der Sudeten- 
deutschen Landsmannschaft. 
Nebenbei saß der Alt-Nazı, der 
vor 1945 unter anderem noch 
von "jüdischen Kulturwanzen" 
sprach. ım bayerischen Rund- 
funkrat 

Weitere Mitbegründer des WB 
waren u.a.: 

-Das ehemalige Mitglied des 
"Sudetendeutschen Freikorps” 
Walter Stain. Der Staatsminı- 
ster a.D., der von 1986-89 Vor- 
sitzender des WB war und von 
1982 an lange Jahre Vorsitzen- 
der der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft. war vor 1945 
Leiter der HJ ım Sudetenland. 

- Frank Seiboth, von 1953-55 
Vorsitzender des WB, 


bekleidete 1939 das 
Amt eines Gauschu- 
lungsleiters der 
NSDAP. 


- Sıegfried Zoglmann 
war seit 1934 NSDAP- 
Mitglied, Gebietsführer 
der HJ ım "Protektorat 
Böhmen und Mähren" 
und seit 1942 Fremwil- 
liger bei der Waffen-SS. Später 
war er FDP-Bundestagsmit- 
glied, stellvertretender Landes- 
vorsitzedner der FDP ın Nord- 
rhein-Westfalen und MdB für 
die CSÜ. 

-Walter Brand war Hauptleı- 
tungsmitglied der "Sudetendeut- 
schen Partei" und Leiter der 
Kanzleı Henleins. Am 
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1.12.1938 wurde er zum Gene- 
ralreferenten für den Vierjah- 
resplan ermannt. Von 1950-52 
war er Bundesvorsitzender und 


Mitglied des Sudetendeutschen 
Rates. 


Scharnier | 
zwischen Nazis ... 


Durch diese Vorgeschichte sei-. 

ner Gründer war die politische . 
Richtung des WB von Besinn 
an vorgezeichnet und es wurde 
auch dafür gesorgt, daß dıe re- 
vanchıstischen und neonazisti- 
schen Ziele nicht nur über dıe 
Jahre gerettet, sondem auch 
durch die gezielte Aufnahme 
neuer Mitglieder ın etlichen 
rechten Gruppierungen teilweise 
an führender Stelle präsent wa- 
ren. Denn nicht jedeR kann Miıt- 
glıed ım WB werden, die ca. 
1 000 Mitglieder wurden und 
werden ausgewählt und für je- 
des neue Mitglied müssen zweı 
alte bürgen. 


Rübezahl-Meeting 


1958 zählte Dr. Walter Becher 
auf, ın welchen Bereichen Witi- 
konen bereits maßgeblichen 
Einfluß erlangt hatten. Dazu 
zählten u.a: 

- "Arbeitsgemeinschaft sudeten- 
deutscher Tumer und Turmmerin- 
nen" ım Deutschen Tumerbund 
- "Arbeıtsgemeinschaft sudeten- 
deutscher Erzıeher" 


- "Sudetendeutsche Jugend" und 
"Deutsche Jugend des Ostens” 
(Oskar Böse und Wolfgang 
Egerter) 

- "Arbeitskreis sudetendeutscher 
Studenten" (Vorsitzender W. 
Egerter) 

- "Grenzlandausschuß der Deut- 
schen Burschenschaften", ge- 
gründet von Dr. Herbert Fleiß- 
ner 

- "Altherrenschaft bündischer 
Studentenverbände" 

- Zentralgenossenschaft "Eige- 
ner Herd" 

- "Siedlerschule Katlenberg" 

- Böhmerwäldler Baumschule 

- Vertriebenenpresse (als Ver- 
lagsbesitzer, Verlagsleiter, 
Chefredakteure und Redakteure) 
- "Gemeinschaft evangelischer 
Sudetendeutscher" (Leiter Ober- 
kirchenrat Hugo Pietsch) 

- "Aktion Südtirol" 

Des weiteren zählten zum WB 
unter anderem die Besitzer der 
Verlage Adam-Kraft, Bogen 
und Heimreiter. | 

In den 60er Jahren gehörten 
viele NPDier dem WB 
an. Zwei von ihnen, 
Heinz Flöter und 
Ernst Anrıch 
(NSDAP-Mitglied seit 
1930 und später der 
Chefideologe der 
NPD) waren 1967 
auch ım Vorstand des 
WB. Doch mit dem 
verschwindenden 
Einfluß der NPD ın 
der bundesrepublika- 
nischen Gesellschaft 
sank auch ıhr Stern im WB. Al- 
lerdings finden sich auch heute 
noch NPD-Funktionäre ım WB, 
wie der NPD-Bundespressespre- 
cher und ehemalige Bundesvor- 
sitzende des "Nationaldemokra- 
tischen Hochschulbundes" 
(NHB) und der "Jungen Natio- 
naldemokraten" (JN)  Karl- 
Heinz Sendbühler oder der ex- 
NHB-Bundesgeschäftsführer 


Günter Schwemmer. ‚Auch die: 
beiden ehemaligen NPD-Abge- 
ordneten im baden-württember- 
gischen Landtag Dr. Rolf Ko- 
siek und Karl Baßler sınd Witi- 
konen. 

Karl Baßler ıst stellvertretender 
Vorsitzender der "Notgemein- 
schaft für Volkstum und Kul- 
tur" (Vorsitzende ıst Lisbeth 
Grolitsch, der andere Stellver- 
treter ist Wolfgang Nahrath, der 
Chef der verbotenen Wiking-Ju- 
gend.) Er ist Autor in den Hut- 
ten-Briefen - der Zeitschrift des 
"Freundeskreises Ulrich von 
Hutten" - Verfasser einer Schrift 
für die "Deutsche Kulturge- 
meinschaft" (DKG) und Refe- 
rent bei der "Gesellschaft für 
freie Publizistik" (GfP). Rolf 
Kosıek ıst Vorsitzender der 
GfP, Referent der DKG, Chef- 


lektor ım rechtsextremen Gra- 


bert-Verlag, dessen Besitzer 
Wıgbert Grabert ebenfalis Mit- 
glied im WB ist und saß (sitzt?) 
im Wissenschaftlichen Beirat 
der von Jürgen Rieger geleiteten 


"Gesellschaft für biologische 


Anthropologie, Eugenik und 
Verhaltensforschung". 

Doch auch für andere rech- 
te/rechtsextreme Parteien und 
Organisationen scheint der WB 
ein geeigneter Tummelplatz zu 
sein. So sind auch die ehemalı- 
gen REP-Kandidaten für den 
bayerischen Landtag Henning 
Lenthe, Carl-Wolfgang Holzap- 
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fel' und Horst Rudolf Übelacker 
Witikonen. | 

Besagter Übelacker war u.a. 
Bundesvorsitzender des "Ar- 
beitskreises _ Sudetendeutscher 
Studenten", bis 1986 Gesell- 
schafter der "Deutsch-Europäi- 
schen Studiengemeinschaft" und 
CSU-Mitglied, bevor er 1990 zu 
den REP wechselte und sich 
dort ım Landesvorstand betätig- 
te. Nach etwas mehr als einem 
Jahr verließ er allerdings die 
Parteı wieder. Grund waren Dif- 
ferenzen mit dem damaligen 
Bundesvorsitzenden Franz 
Schönhuber. Seiner Position ım 
WB tat das keinen Abbruch. 
Übelacker ist heute bayerischer 
Landesvorsitzender und Bun- 
desvorsitzender des WB. 

Wirft mensch einen Blick auf 
den heutigen Bundesvorstand 
des WB, findet sıe/er auch den 
Namen Hans-Ulrich Kopp. Der 
1962 geborene Kopp ist seit 
1983 WB-Mitglied und seit 
1992 Schriftleiter des "Witiko- 
briefes". Bausteine für seine 
rechte Karriere waren 
für das ehemalige 
CDU-Mitglied unter 
anderem dıe "Bur- 
schenschaft Danubia 
zu München" und der 
"Hochschulverband 
der Republikaner", 
dessen Gründungsmit- 
glied er 1989 war. 
Größeren (antifaschi- 
stischen) Kreisen wur- 
de er als stellvertreten- 
der Chefredakteur der 
"Jungen Freiheit" (JF) bekannt. 
1993 war er für dieses rechte 
Schmierblatt Organisator der 
"JF-Sommeruni'. Des weiteren 
ist er Redakteur bei "Nation 
Europa" und Autor ua. jn 
"Identität", "Aula", "Criticon" 
und der "Deutschen Militärzeit- 
schrift". | 

Die "Deutsche  Militärzeit- 
schrift" wird von Harald Tho- 


mas aus Wesseling herausgege- 
ben. Und natürlich ist auch die- 
ser ım WB. Nebenbei bemerkt 
war seine Frau Anneliese Tho- 
mas jahrelang für Satz und 
Druck des "Witikobriefes" zu- 
ständig. 

Überschneidungen gab es auch 
zwischen dem WB und dem 
mittlerweile aufgelösten "Hilfs- 
komitee Südliches Afrika" 
(HSA), einer Vereinigung zur 
Unterstützung und moralischen 
und politischen Legitimierung 
des früheren Apartheidregimes 
ın Südafrıka. Deutlichstes Beı- 
spiel ıst der Witikone Dr. Mar- 
tın Pabst, der jahrelang Vorsit- 
zender des HSA war. 1995 hielt 
das WB-Mitglied Karl Mauder 
einen Vortrag beim 19. Südafrı- 
ka-Seminar des HSA. 

Ebenfalls im WB ıst der Vorsit- 
zende des "Schutzbundes für 
das deutsche Volk" (SdV) 
Friedrich Köberlein 


0.® und bürgerli- 
chem Lager 


Allerdings ıst der WB nıcht nur 
Tummelplatz für offen auftre- 
tende Neofaschisten. Zu seinen 
Mitgliedem zählen auch (zu- 
meist) Männer aus sogenannten 
bürgerlichen Parteien und Bon- 
zen aus der Wırtschaft. 

Seit 1965 Witikone ıst der lang- 
jährige CDU-Funktionär Rüdı- 
ger Goldmann aus Düsseldorf. 
Goldmann war nıcht nur Land- 
tagsmitglied in Nordrhein-West- 
falen, sondern ıst auch siellver- 
tretender Bundesvorsitzender 
der "Ost- und Mitteldeutschen 
Vereinigung der CDU". Dane- 
ben ıst er auch noch stellvertre- 
tender Landesvorsitzender des 
BdV in Nordrhein-Westfalen. 
Die Mitgliedschaft in WB und 
CDU zu vereinbaren, gelang 
auch einem ehemaligen Frak- 
tionsassistenten der CDU im 


hessischen Landtag, dem bereits 
oben erwähnten :Wolfgang Eger- 


‘ter (mal davon abgesehen, daß 
das ja nun auch überhaupt nıcht 


schwierig ıst). 1988 sollte Eger- 
ter, ein persönlicher Freund von 
Hessens damalıgem Minister- 
präsıdenten Walter Wallmann, 
für seine Arbeit für die CDU- 
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Bundesverdienstkreuz verlieh, 
für das er vom ehemaligen Bun- 
desführer der "Deutschen Ju- 
gend des Ostens" und Mitglied 
im Witiko-Bundesvorstand von 
1984-87 Oskar Böse vorge- 
schlagen worden war. 

Zu Esgerter bleibt nur noch zu 
erwähnen, daß er 1950 am er- 
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Witiko-Wurzeln 


Fraktion mit einer Ministerialdı- 
rıgentenstelle in der hessischen 
Staatskanzlei belohnt werden. 
Dafür vorgesehen war das "Re- 
ferat Kırchen und Religionsge- 
meinschaften". Dazu ein Zitat 
aus der taz vom 26.5.90: "Daß 
Egerter von 1955 bıs 1986 füh- 
rendes Mitglied, zuletzt steilver- 
tretender  Bundesvorsitzender 
des rechtsradikalen Gesinnungs- 
bundes 'Witiko' war, ın dieser 
Eigenschaft völkısche Reden 
schwang und das HJ-Kampflied 
'Nur der Freiheit gehört unser 
Leben' zu seinem Programm 
machte, diese Rechtsaußen-Ak- 
tivitäten seines politischen Zıeh- 
kindes hatten CDU-Chef Wall- 
mann ebenso wenig gestört, wıe 
Egerters Haltung zur Kirche. 
Deren Pastoren hatte er (beı eı- 
ner Rede zum "Tag der Heimat') 
mit 'Stoßtruppführern der Sy- 
stemüberwinder' verglichen." 

Das ıst nıcht weıter verwunder- 
lıch. Egerters politische Einstel- 
lung hatte ja auch nıcht gestört, 
als Wallmann ıhm 1987 das 
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sten Führerlehrgang der "Sude- 
tendeutschen Jugend” teilnahm, 
und von 1952-61 Sprecher des 
"Arbeitskreises Sudetendeut- 
scher Studenten”, später Mit- 
glied der Bundesversammlung 
der SL sowie 1984 ım Bundes- 
vorstand der SL war. 

Als Beispiel der Verflechtungen 
zwischen WB und Wirtschaft 
braucht hier nur der Solinger 
Bauunternehmer Günter Kiıssel 
genannt zu werden. Der am 2. 
Weıhnachtstag 1916 geborene 
Kissel kann auf eine lange fa- 
schistische Geschichte verwei- 
sen. Im 2.Weltkrieg brachte er 
es bis zum Kompanıechef. Nach 
dem Krieg versteckte er den ge- 
suchten KZ-Mörder Gottfried 
Weise in seiner Firma, die er 
von seinem Vater übernommen 
hatte. 1979 organisierte er auf 
dem Fırmengelände eine Veran- 
staltung mıt dem britischen Ho- 
locaust-Leugner Davıd Irving. 
Drei Jahre später veröffentlichte 
Kissel einen autobiographischen 
Aufsatz ın den "Deutschen An- 


nalen‘ des rechtsextremen Druf- 
fel-Verlages, in dem er voll des 
Lobes für die Wehrmacht und 
die Nationalsozialisten war. 
1983 setzte er sich vehement für 
den inhaftierten Nazı Thies 
Christophersen ein. Außerdem 
gehört Günter Kissel zum inter- 
nen Führungskreis der "Düssel- 
dorfer Herrenrunde". Dieser 
millionenschwere Club lädt re- 
gelinäßig zu Veranstaltungen 
mit hochrangigen Konservativen 
und Rechtsextremisten. Zu den 
ReferentInnen zählten u.a. Jörg 
Haider, Franz Schönhuber (der 


dann auch Millionenbürgschaf- 


ten für den REP-Wahlkampf er- 
hielt), Heinrich Lummer, Klaus 
Kinkel, Michaela Geiger 
u.v.a.m. 

Um zum Thema zurückzukom- 
men: Dieser Günter Kissel ist 
eın eifriger Förderer des WB 
und unterstützt ihn mit be- 
trächtlichen Geldspenden. 

Die Beschreibung der Machen- 
schaften eines anderen Witiko- 
nen würde den Rahmen dieses 
Textes sprengen: Dr. Herbert 
Fleißner, Großverleger und Trä- 
ger des "Großen Sudetendeut- 
schen Kulturpreises". Allen In- 
teressierten sei das Buch "Rech- 
te Geschäfte. Der unaufhaltsa- 
me Aufstieg des deutschen Ver- 
legers Herbert Fieißner", Frank- 
furt/M., 1994 von Hans Sarko- 
wicz empfohlen. 
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Der Witikobund ist extrem re- 
vanchistisch. Das ehemalige Su- 
detengebiet soll "heim ıns 
Reich". Um dies zu verdeutli- 
chen, ein etwas längeres Zitat 
aus dem  Witiko-Brief (Dez. 
84/Jan. 85), geschrieben von 
Harry Hochfelder von der Sude- 
tendeutschen Landsmannschaft: 
"Wir glauben nicht, daß einer 
Räumung zumindest eines be- 
trächtlichen Teils des Sudeten- 
gebietes durch die Tschechen 


"unüberwindliche Schwierigkei- 


ten im Wege stehen, wenn man 
folgende Punkte berücksichtigt: 
- Die Tschechen haben das Su- 
detengebiet niemals zur Gänze 
besiedeln können. Die dort jetzt 
lebende Bevölkerung ist an Zahl 
wesentlich geringer als vor der 
Vertreibung. 

- Die im Grenzgebiet jetzt woh- 
nende Bevölkerung ist nicht dort 
verwurzelt. 

- Die Tschechen sınd nicht im- 
stande gewesen, den Schutz der 
Umwelt wahrzunehmen. Dieser 
Umstand bestätigt, daß die 
Tschechen das Sudetengebiet 
nicht als ihre Heimat ansehen." 
(zitiert nach G.Herde/A. Stolze, 


Die Sudetendeutsche Lands- 
mannschaft,  Pahl-Rugenstein 
1987) 


Allerdings geht es dem Witiko- 
bund um mehr - Hans-Ulrich 
Kopp nannte es "... die Zukunft 
der Deutschen als Kulturvolk"- : 
um die rassistische Komponente 


des Deutschen-Herrenmen- 
schen-Wahnes, ein rein arisches 
Deutschland von der Maas bis 
an die Memel... 

Für diese Ziele arbeitet der Wi- 
tikobund seit seiner Gründung 
nach dem selben Schema. Die 
Mitglieder besetzen Ämter in 
anderen Organisationen und 
Parteien, bzw. deren Funktionä- 
re werden zu Witikonen ge- 
macht. So ist es auch zu erklä- 
ren, daß diese (nur) ca. 1.000 
Personen zählende Gruppe einen 
solchen Einfluß auf die Sudeten- 
deutsche Landsmannschaft (ca. 
200.000 Mitglieder) ausübt. 
Nicht nur, daß viele Witikonen 
im Vorstand der SL sitzen, auch 
dıe Bundesversammlung der SL 
besteht schon seit Jahrzehnten 
zu über der Hälfte aus Mitglie- 
dern des WB. 

Aber auch in vielen rechten Or- 
ganısationen, die nicht den Ver- 
trıebenen zuzurechnen sind, hat 
der WB durch seine zugegebe- 
nermaßen taktisch gute Politik 
mehr als nur ein unbedeutendes 
Standbein, wie die sicher un- 
vollständigen Ausführungen im 
ersten Teil dieses Textes bewei- 
sen. 

Aber genau darın kann auch ein 
Ansatz für eine erfolgreiche an- 
tifaschistische Arbeit bestehen. 
Denn jede Aktion, den wir gegen 
Gruppen wie die "Gesellschaft 
für freie Publizistik", die REP, 
NPD, JN u.v.a.m. führen, trifft 
Mitglieder des WB, jede Aktion, 
den wır gegen den WB führen 
wollen, kann auch die ebenge- 
nannten Gruppierungen treffen. 


Nie wieder Heimat ! 


o .. Um einschätzen zu können, | 
Wiedergänger 
lismus gegenüber Osteuropa 
Deutschland ? verhalten wird, kommen wir 
um eine Analyse der Inter- 
essen des deutschen Kapi- 
tals und der damit zusammenhängenden Handlungsmöglichkeiten des Staats nicht he- 
rum. Zwei Kurzschlüsse sind dabei ziemlich beliebt. So heißt es mitunter, daß die Welt 
künftig von einem Geflecht teils konkurrierender, teils kooperierender transnationaler 
Konzerne beherrscht werden würde, die für ihre global organisierte Ausbeutung der 
staatlichen Hülle immer weniger bedürfen. Dies führt konsequenterweise zu der Auf- 
fassung, daß es inzwischen unsinnig geworden sei, Kapitalinteressen noch national- 
staatlich zu definieren. Die Gegenposition zu diesem Ansatz, der den Nationalstaat als | 
tendenziell überflüssig ansıeht, beschreibt den deutschen Staat als zwanghaften Wie- 
derholungstäter. Es wird eine unheilige Allianz aus politischer Elite und Kapital be- 
schworen, die sich auf ihre antiwestlichen Traditionen besinnen und sich als Ordnungs- 
macht für die Länder Ost- und Südosteuropas in Szene setzen würde, um diese Region 


wie sich der BRD-Imperia- er 


als Basis für einen erneuten 'Griff nach der Weltmacht! (F. Fischer) zu nutzen (1). 


Beide Argumentationslinien be- 
ziehen sich auf die Erscheı- 
nungsebene des aktuellen Me- 
tropolenkapitalismus, nehmen 
jedoch nur einen Teil für das 
Ganze und blenden so die reale 
Widersprüchlichkeit des Prozes- 
ses aus. Deshalb können sıe die 
Entwicklungen nicht vollständig 
erfassen. Es liegt auf der Hand, 
daß die politische Praxis, die 
aus derart verkürzten Analysen 
abgeleitet wird, mitunter mehr 
als haarscharf an den Erforder- 
nissen vorbeigeht. 

Da aber niemand ausschließen 
kann, daß sich dıe ökonomische 
Krise des Imperialismus ın auto- 
ritären innenpolitischen Strate- 
gien bzw. einem aggressiven 
Expansionismus entlädt, sollten 
wir uns den Luxus theoretischer 
Hemdsärmeligkert nicht länger 
leisten, wenn wiır nicht die 
Chance verspielen wollen, Ge- 
genmacht zu den Interessen der 
Herrschenden zu entwickeln. 


Politökono- 
misches Vakuum 
Osteuropa 


Die bescheidene ökonomische 
Situation ın den Ländern Ost- 
und Südosteuropas ıst bekannt. 
Selbst in Ungam, Polen und der 
Tschechischen Republik (CR), 
die den wirtschaftlichen Zusam- 
menbruch nach 1989 - ın der 
zynischen Sprache der Fachleu- 
te wird dieser mit dem Begriff 
der "Übergangsökonomie' um- 
schrieben - noch am besten ver- 
kraftet haben, ist die Industrie- 
produktion in der Periode 1989- 
93 um etwa 40% zurückgegan- 
gen (2). Während hier seither 
wieder schwache Zuwächse re- 
gistriert werden, haben Bulga- 
rien, Rumänien und die Nach- 
folgestaaten der UdSSR dıe Tal- 
sohle noch nicht durchschritten: 
Das Bruttosozialprodukt hat 
sich dort seit 1989 teilweise 
mehr als halbiert (3). 
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Ein wesentlicher Grund für dıe- 
sen Kollaps lag in der ökonomı- 
schen Ineffektivität der Staaten 


. des ehemaligen RGW (1949 ge- 


sründeter 'Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe' des realsozualı- 
stischen Lagers). Die Produkti- 
vität war ‚niedriger als ın den 
westlichen industriestaaten, was 
dazu führte, daß veraltete Anla- 
gen nicht in ausreichendem Ma- 
ße durch modernere ersetzt wer- 
den konnten. Die mit dieser 
Strukturschwäche verbundenen 
Probleme verschärften sıch, als 
die RGW-Staaten zunehmend ın 
den Weltmarkt integriert wurden 
und hier auf die überlegene 
Konkurrenz der kapitalistischen 
Metropolen trafen. Die Fähıg- 
keit des RGW, die Wirtschafts- 
kreisläufe der teilnehmenden 
Staaten zu koordinieren und zu 
entwickeln, wurde durch diese 
Tendenzen immer mehr unter- 
graben. 

Einige Staaten des RGW, so vor 
allem Polen und Ungam, ver- 


suchten in den 70er Jahzen, ihre 
Weltmarktintegration zu forcie- 
ren. Es würden Milliardenkredi- 
is westlicher Banken aufgenom- 
mer, um konkurienzfähige mi 
dustien aus dem Bodei 
stampfen. Die ee 
Politbürokratin- 


nen spekulierten 
darauf, daß es 
mit den Erlösen 


aus den verkauf- 
ten Produkten eıü 
Kinderspiel wäre, 
die Kredite wie- 


hineinregieren. Es wurde eine 
totale Ausnchtung auf den 
Weltmarkt, eine Politik dei 


Währungsstabilität und eine ra- 
dikale Privatisierung diktiert. 
Zugleich wurde eın drastischer 
 Subventionsabbau angeordnet. 


Wunsch jedoch mehr oder weiii- 
ger reserviert begegnet; sprich, 
Shne eine gewisse soziale Stabi- 
lität und ein Mindesiüiaß an 
ökonomischer Verwertbarkeit 
der angebotenen Wiırtschafts- 
räume war das Anliegen der 
| osteuropäischen 
Regierungen 
chancenlos. 
Überlagert war 
diese Kosten- 
Nutzen-Analyse 


EEE. | von der strategi- 


schen Absicht vor 


der zu tilgen. z ie = AR At dern er D- der gm 

Diese Seifenblase ee A gegen: R “ jez Er Er 

platzte jedoch; a en ein Vorfe 

die Investitionen u | N fe Gropdeulschhind- " zu schaffen, um 

wurden buch- , a Europapolitik E ohne große Ver- 
Be z rs 


stäblich ın den 
Sand gesetzt. Der 
wahre Charakter 
dieser 'Modemi- 
sierung auf 
Pump’ zeigte sıch 
in der weltweiten Rezession zu 
Beginn der 80er Jahre: Es wur- 
den lediglich Überkapazitäten in 
Dinosauriertechnologien ge- 
schaffen, deren Output auf dem 
Weltmarkt nicht absetzbar war. 
Spätestens mit der Hochzinspo- 
lıtik der USA wurde die Sack- 
gasse, ın der sıch die Planungs- 
ökonomien befanden, offen- 
sichtlich. Zur Rückzahlung der 
unnützen Kredite gezwungen, 
verloren die Eliten der Schuld- 
nerstaaten ihre sozialpolitischen 
und ökonomischen Steuerungs- 
möglichkeiten, so daß die Ver- 
rottung der produktiven Basis 
und die Unzufriedenheit der Be- 
völkerung 1989 die bekannten 
Folgen nach sich zog. 

Nach der Abdankung der alten 
Machthaber - die häufig auf so- 
zıaldemokratisch getrimmt oder 
in einen Managerzwirn gestopft 
wieder auf der politischen Büh- 
ne erschienen - konnten die im- 
perualistischen Zentren via IWF 
ungehindert nach Osteuropa 


Die sozialen Auswirkungen wa- 
ren verheerend. Breite Bevölke- 


rungsschichten erlitten einen 
starken Kaufkraftverlust und 
verarmten. Die Inflation explo- 
dierte, weil die neuen bürgerli- 
chen Regierungen weiterhin ho- 
he Ausgaben hatten, obwohl das 
Wirtschaftsvolumen massiv 
schrumpfte. Darüber hinaus zer- 
fiel die wirtschaftliche Koopera- 
tion der RGW-Staaten mit des- 
sen Auflösung, so daß die Ab- 
hängigkeit von den kapitalisti- 
schen Metropolen umfassend 
wurde. 


Deutschland als 
Nadelöhr zur EU 


Die einzige Chance, die die Re- 
gierungen dieser Staaten sahen, 
um aus der Misere herauszu- 
kommen, bestand darin, westli- 
ches Kapital anzuziehen und so 
schnell wie möglich der EU bei- 
zutreten. Dort wurde diesem 
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Wr... pflichtungen 

2% | machtpolitisch in 

X die ehemalige 
“ wirken zu kön- 
nen. Schließlich 

soll dem russischen Bären das 

Fell abgezogen werden, ohne 


. daß der postmodernen Bourge- 


oisie danach ein blutig-faulender 
Kostgänger Lifestyle und Profi- 
te ruiniert. 

Im Ergebnis dieser Erwägungen 
wurden 1992 zwischen Polen, 
Ungarn, der damalıgen CSFR 
und der EU Assoziationsverträ- 


. ge abgeschlossen, die perspekti- 


visch auf eine Eingliederung 
hinzielten. Über das Tempo die- 
ser Integration herrscht jedoch 
in der EU nach wie vor Ba 
keit. 


Dafür gibt es handfeste wirt- 


schaftliche Gründe. Die Haupt-. 
produkte der osteuropäischen 
Staaten - nämlich landwiırt- 
schaftliche Erzeugnisse, Texti- 
lien, Kohle und Stahl - werden 
schon heute innerhalb der EU 
im Übermaß produziert. Die 
zwangsläufige Eingliederung 
dieser überschüssigen und un- 
rentabel hergestellten Produkte 
in den europäischen Markt wür- 


de deshalb die ökonomischen 
Verwerfungen ın der EU noch 
verstärken: Entweder wırd die 
osteuropäische Produktion un- 
geschützt der Konkurrenz des 
Binnenmarkts ausgesetzt, was in 
diesen Staaten zu einer erneuten 
tiefen Krise analog zu derjeni- 
gen ın der früheren DDR führen 
dürfte - oder die Industrien die- 
ser Staaten werden künstlich ge- 
schützt, was die entsprechenden 
Fonds der EU belasten würde 
und dadurch der Wettbewerbs- 
fähıgkeit des "Standorts Europa' 
auf denı Weltmarkt abträglıch 
wäre. 

Hinter dem Streit um das Inte- 
grationstempo verbergen sıch 
aber auch massıve Konflikte 
zwischen den ıimpenalıistischen 
Rivalen. Dabeı ıst vor allem 
Frankreich bestrebt, die ınfor- 
melle Hegemonialmacht 
Deutschland unter Kontrolle zu 


halten, um nicht 
vom partner ın 
leadership' zum 


Juniorpartner ab- 
zusteigen. Erreicht 
werden soll dies 
einerseits durch 
die Schaffung 
machtpolıitischer 
Gegengewichte. 
Geplant ıst z.B. 
dıe  Installierung 
eines 'Mister X |! 
(Frauen scheinen |; 
| 


per se ausge- 
schlossen zu seın) 
genannten EU- 
Außenministeramts, wobeı diese 
Institution so beschaffen seın 
soll, daß ihre Beeinflussung ım 
Sinne der Herrschenden Frank- 
reichs möglich ıst. 

Zusätzlich wird von diesen aber 
auch dıe Integration der osteuro- 
päischen Staaten in die EU ver- 
zögert. Die Motivation für dıe- 
sen Schachzug ıst einleuchtend: 
Wenn für die beitrittswilligen 
Staaten ein Weg ın die EU 
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führt, dann verläuft dieser über 
Berlin. Das politische Gewicht 
der BRD ın Europa wächst je- 
doch in dem Maße, wie sich die 
osteuropäischen Staaten von 
deutschem Wohlwollen abhän- 
gig machen müssen. 

Dies erklärt das große Interesse 
der BRD an der Abschaffung 
des Einstimmigkeitsprinzips bei 
EU-Entscheidungen, weil sie da- 
von ausgeht, als Protektorats- 
macht der beitretenden osteuro- 
päischen Staaten künftig deren 
Gewicht beı Abstimmungs- und 
Entscheidungsprozessen mit ın 
dıe Waagschale werfen zu kön- 
nen. 

Als machtpolitisches Druckmit- 
tel, um Polen und die CR dabeı 
auf Linie zu halten, verfügt 
Deutschland über seine bewähr- 
te 5. Kolonne: die 'deutschstäm- 
migen' Mimderheiten. Immerhin 
ıst die BRD seit Beginn der 90er 
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Deutsch-Europa nach dem 1. Weltkrieg (Entwurf) u 


Jahre wıeder dazu übergegan- 
gen, dıese Menschen zum Bleı- 
ben ın den Herkunftsländern zu 
bewegen. Dort und nur dort sind 
sie für den deutschen Imperialis- 
mus nützlich, ındem sıe als po- 
tentiell destabilisierende Manöv- 
riermasse zur Verfügung stehen. 
Die auf diese Weise vergrößerte 
Machtbasıs soll der BRD dann 
dazu verhelfen, dıe bisher noch 
informelle Hegemonie über die 


IL 


Europäische Union in 
strukturelle umzuwandeln. 


eine 


Marktwirtschaft 
in den Zeiten der . 
Marktverstopfung 


Wie verhält sıch nun der BRD- 
Imperialismus den osteuropäi- 
schen Staaten gegenüber, die 
sıch notgedrungen und wider 
besseren historischen Wissens 
an Deutschland anlehnen? Wer 
behauptet, das deutsche Kapital 
würde nach Osteuropa drängen, 
um die dortigen Ökonomien auf- 
zukaufen, beweist damit nur, 
daß sıe bzw. er sich bestenfalls 
mäßıg mit der Materie beschäf- 
tıgt hat. 

Insgesamt betrug zwischen 
1990 und 1994 die Summe der 
BRD-Direktinvestitionen in Ost- 
europa 7.] Mrd. DM (4), das 
entspricht etwa 
20% des dorthin 
aus dem Ausland 
geflossenen Kapı- 
tals. Dies sind nur 
2% des gesamten 
BRD-Auslands- 
vermögens, das 
sıch auf ca. 340 
Mrd. DM beläuft 
(5). 

Diese Zurückhal- 
tung kann nicht 
»..} | überraschen, wenn 
man sıch die ak- 
tuellen Bedingun- 
gen kapitalısti- 
scher Produktion vergegenwär- 
tigt. Hier ıst durch die Einfüh- 
rung modernster Technologien 
ın den Verwertungsprozeß die 
Produktivität derart gestiegen, 
daß die ausgestoßenen Güter- 
massen kaum noch absetzbar 
sınd. Klarer wırd dies daran, 
daß steigende Produktivität eın 
geringeres Zeitquantum bedeu- 
tet, das für die Fertigung einer 


Ware: aufgebracht werden muß. 


Da Fabriken aber abends nicht: . 


früher schließen, kann die Glei- 
chung nur aufgehen, wenn die 
Menge der produzierten Waren 
wächst und/oder die Anzahl der 
Beschäftigten sinkt. Die Statisti- 
ken der Bundesanstalt für Ar- 
beit belegen allmonatlich diesen 
simplen ökonomischen Zusam- 
menhang. 
Diese Produktivitätshetze wird 
von dem Zwang, auf dem Welt- 
markt preiswerter als dıe kon- 
kurrierenden Konzeme herstel- 
len zu müssen, vorangetrieben. 
Gleichzeitig bleibt aber wegen 
des Anwachsens der im Verwer- 
tungssinne "überflüssigen Bevöl- 
kerung' (Marx) dıe Massenkauf- 
kraft in den Metropolen hinter 
dem Warenangebot zurück. Die 
Folge: Strukturelle Absatzkri- 


sen, da selbst das Fassungsver- 


mögen des Weltmarkts nicht 
mehr mit der Produktivitätsex- 
plosion Schritt halten kann. 

Daraus folgt, daß das Kapital 
sıch hüten wird, in großem Stil 
neue Produktionskapazıtäten zu 
errichten. Osteuropa ist als Pro- 
duktionsstandort für deutsche 


Unternehmen nur von Interesse, .. 
um:ibei arbeitsintensiver Ferti- :' 


gung den Lohnkostenvorteil 
auszunutzen, wobeı dies ım Ge- 
samtmaßstab aber eher zweit- 
rangig ist. Wichtigere Aspekte 
sind in diesem Zusammenhang, 
in Osteuropa auf mittlere Sicht 
die lokalen Märkte erschlossen 
zu haben und einige Bestandtei- 
le der Hochwertproduktion für 
westliche. Märkte dorthin zu 
verlagem. '£ 

Letzteres kommt jedoch häufig. 
einem 'Kathedralenbau in der 
Wüste' gleich. So investieren 
VW in der CR und Opel bzw. 
Audi in Ungarm insgesamt 1.6 
Mrd. DM in den Aufbau moder- 
ner, nach dem Prinzip der 'lean 
production’ organisierter Auto- 
mobilfabriken. Hier machen die 
Löhne aber nur noch 2 bis 3% 
der Kosten aus. Damit dıe Kon- 
zerme trotz der hohen Investi- 
tionssumme noch auf ıhren Pro- 
fit kommen, erwarten sıe ent- 
sprechend großzügige Vorlei- 
stungen - und so erkaufen sıch 
die genannten Staaten ıhre Ade- 
lung zum Standort notgedrun- 
gen z.B. mit mehrjährigen Steu- 


‚ erbefreiungen und Zollabschlä- 


gen. Die Struktureffekte für die 
Region, ın der die Produktions- 
stätten errichtet werden, sind 
dabei gleich Null: Die Fabriken 
sind logistisch völlıg. an die 
Mutterkonzerne angebunden; sıe 
beziehen von dort ihre Zuliefe- 
rungen und liefern ıhre Produkte 
dorthin zurück (6). 

Ein weiterer Vorteil der ökono- 
mischen Verhältnisse Osteuro- 
pas ist das große Potential billi- 
ger Arbeitskräfte, das z.B. 
durch die hiesige Bauindustrie 
zum Zwecke des Lohndumpings 
eingesetzt wird. Dies ıst für das 
deutsche Kapital doppelt zweck- 
mäßig, weil die skrupellose 
Ausbeutung illegalisierter Ar- 
beiterlnnen nicht nur den Profit 
erhöht, sondern auch angesichts 
weitverbreiteter _rassistischer 


Ressentiments ın der Bevölke- 


rung die Spaltung der Lohnab- 
hängigen noch verstärkt. 

Am wichtigsten ıst Osteuropa 
für die wirtschaftlichen Interes- 
sen des BRD-Imperialismus je- 
doch ın seiner Funktion als Ab- 
satzmarkt (sıehe Tabelle). 


| 1994 695.5 403.6 
| (58.0%) 
730.3 421.8 
| (57.8%) 
763.9 4399 T1.T94%) 62.4(8.2%) 69.9 ( 
BE (57.7%) 2: 


BRD-Exporte in Mrd. DM sowie prozentualer Anteil einzelner Regionen am Gesamtexport, Angaben 


für 1995 und 1996 geschätzt (7) 
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Die Nähe zu den deutschen Pro- 
duktionsstätten und die zunächst 
noch informelle politische An- 
bindung der osteuropäischen 
Staaten schaffen optimale Vor- 
aussetzungen, um die Märkte 
dieser Regionen zu besetzen. 
Außerdem gibt es dort natürlich 
auch GewinnerInnen der Krise: 
es wırd geschätzt, daß ein Drit- 
tel der Bevölkerung einer kon- 
sumfähigen Mittelschicht ange- 
hören und ca. 5% auch nach 
hiesigen Maßstäben als wohlha- 
bend bezeichnet werden können 
(8). Entsprechend entwickelt 
sıch dort eine relevante Nach- 
frage für deutsche Produkte. Die 
Dynamik dieses Zusammenwir- 
kens von aggressiver Markt- 
durchdringung und Nachfrage- 
schub zeigt sıch daran, daß in 
Osteuropa dıe weltweit höchsten 
Wachstumsraten (1995: 11.8%, 
1996: 21.2%) für den BRD-Ex- 
port registriert werden: 1996 
wird die Überflügelung der Aus- 
fuhr nach Nordamerika erwar- 
tet; der osteuropäische Markt 
würde dann beinahe ebenso vie- 
le Waren aus der BRD schluk- 
ken wıe Asıen - das seinerseits 
ımmer als Wachstumsregıon 
schlechthin apostrophiert wırd. 
Eine regionale Aufschlüsselung 
der BRD-Ausfuhren nach Ost- 
europa zeigt, daß 21% der Ex- 
porte nach Rußland, 20% nach 
Polen, 19% in die CR und 12% 
nach Ungarn gehen (9). Diese 
Spitzenposition Rußlands wird 
aber durch dıe hohe Bevölke- 
rungszahl relativiert, so daß 
auch hierdurch die Bedeutung 
der anderen Staaten nochmals 
unterstrichen wird. 

Gleichzeitig geht aus der Ta- 
belle aber auch eindeutig her- 
vor, daß die ökonomische Ver- 
flechtung mit den EU-Staaten, 
die sich ım Zuge des Maas- 
tricht-Prozesses noch weiter 
vertiefen wird, die eigentliche 
profitable Basıs für den BRD- 


Imperialismus darstellt - eine 
Erkenntnis, die bei der Einschät- 
zung von dessen Entwicklung 
nicht unterschlagen werden darf. 


Imperialismus in 
den Zeiten der 
Transnationa- 
lisierung 


Wir haben gesehen, daß ım öko- 
nomischen Bereich die Funktio- 
nalıtät der osteuropäischen 
Staaten für das deutsche Kapital 
hauptsächlich darin besteht, ein 
noch nıcht durchdrungener Ab- 
satzmarkt zu sein. Zugleich be- 
stehen aufgrund der politischen 
Einflußnahme der BRD auf diıe- 


se Staaten große Vorteile gegen- 


über der ımperalistischen Kon- 
kurrenz. 

Die staatliche Politik hilft dabeı 
den deutschen Konzernen, auf 
den osteuropäischen Märkten 
Profite zu realisieren, die auf 
dem heimischen Markt ungleich 
schwerer zu erzielen wären. Im- 
merhin werden 38% der BRD- 
Exporte ım Bereich Maschinen- 
und Fahrzeugbau und 37% ım 
Konsumgütersektor abgewickelt 
(10). Die Profitchancen beıder 
Industriezweige sınd ın den ka- 
pitalistischen Metropolen von 
zwei Seiten her eingeengt: Die 
Märkte sınd relativ gesättigt, 
und dıe Massenkaufkraft ver- 
fällt tendenziell wegen der ge- 
schilderten Rationalisierungs- 
und Produktivitätsspirale. 
Durch dıe Osteuropa-Politik der 
BRD wird somit also dıe Ver- 
wertungskrise der Konzerne 
kurzfristig gedämpft. 

Das Wesen und die Krisendyna- 
mık der neuen imperialistischen 
Entwicklungsstufe ist damit je- 
doch nıcht erfaßt. Wenn auch an 
dıeser Stelle keine umfassende 
Imperialismusanalyse erfolgen 
kann, so ist doch eine Skizze der 
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Grundlagen und der spezifisch 
deutschen Ausformung dieses 
Kapıtalismustyps immerhin 
schon mösglıch. 

Als 'klassıscher' Zug des Impe- 
rıalısmus kann gelten, daß sich 
Monopole des bürgerlichen 
Staates bedient haben, der be- 
strebt war, durch mehr oder we- 
niger aggressive Außenpolitik 
Expansion und Absatz dieser 
Konzeme zu befördern. Zu- 
glecch war es den jeweiligen 
Staaten aber noch möglich, 
durch ınnenpolitische Steuerung 
auf sozialem und ökonomischen 
Bereich auf die Verwertungsbe- 
dingungen der noch relatıv eng 
an den Nationalstaat gekoppel- 
ten Kapitalgruppen zurückzu- 
wirken. 

Die kapitalıstische Dynamik hat 
jene Symbiose von National- 
staat und Konzemen zerbro- 
chen. Diese sınd ım Zuge der 
Produktivkraftentwicklung ge- 
zwungen, die Mehrwertproduk- 
tion global zu organisieren, um 
angesichts der zugespitzten 
Konkurrenz überleben zu kön- 
nen. Mit aiesem Hinauswuchern 
über die enge nationalstaatlıche 
Basıs reduzieren sıch jedoch 
dramatisch die staatlıchen Eın- 
flußmöglichkeiten auf die trans- 
nationalen Konzerne. 

Diese sınd dıe ökonomisch do- 
minierende Kapitalfraktion, da 
sie wegen ıhrer Fınanzkraft die 
fortgeschrittensten Technologien 
in dıe Produktion integrieren 
und so einen wachsenden Pro- 
duktivitätsvorsprung vor den 
übrıgen Kapitalıen erzielen. Die 
Nationalstaaten und Regionen 
konkurrieren darum, sich als 
Produktionsstätte und Investi- 
tionsort für diese Konzerne at- 
traktiv zu erhalten, weıl deren 
Rückzug einen wirtschaftlichen 
und sozialen Niedergang mit 
sich brächte. Entsprechend spie- 
len die Konzerne dıe Standorte 
gegeneinander aus, um auf dıese 


Weise .die individuellen Produk- 
tionskosten zu reduzieren. Dies .. 


geht natürlich mit einer allge- 
meinen Absenkung des Lebens- 
niveaus : weiter Bevölkerungs- 
schichten einher - was nebenbei 
bernerkt ebenso folgerichtig die 
Quelle der immensen Bereiche- 
rung einiger weniger ist. 

Dieser, transnationale Konzern- 
terrorismus ist jedoch kein Akt 
amoralischer  lManagerInnen, 


sondern folgt lediglich elementa- 


rer Kapitallogik. Die notwendi- 
ge Technisierung der Produktion 


ist so kostenintensiv, daß daraus 


eine nur noch sehr niedrige Pro- 
fitrate resultiert. Es gılt jedoch 
bei Strafe des Untergangs, mehr 
Profit: als die Konkurrenz auf 
den Konten zu verbuchen, also, 
den Fall der Profitrate aufzu- 
halten. 

Genau hier darf die Neue Deut- 
sche Arbeitsfront aus Staat und 
Gewerkschaften noch tätig sein, 
wenn sıe schon sonst nichts 
mehr zu vermelden hat: Hand ın 
Hand wird die Mehrwertrate 


‚(11j: 
schon. bei aktuclien Freuden des 


31. Mai 1940. % en Opitz (Hrg). Europas trats 
genstein Nachfolger, Bonn, 1994, 8. SORHE.. 


(Il)...angehoben, womit . wir 


Alltags wıe. der informellen 


Ausdehnung der. Arbeitstages, 


dem Reallohnabbau und der so- 


. genannten 'Senkung der Lohnne- 
: benkosten' wären.. 


Diese brutale Ausrichtung der 
sozioökonomischen Bedingun- 


‚gen auf die Kapitalinteressen 


bedient nicht nur die Bedürf- 


. nısse der transnationalen Kon- 
zemme, sondern prinzipiell dieje- 


nıgen aller ın der BRD ansässı- 
gen Unternehmen. Die durch 
den deutschen Staat umgesetzte 
Bündelung von notfalls auch re- 
pressiv durchgesetztem Sozial- 
abbau nach innen und ökonomi- 
schem bzw. politischem Druck 
nach außen erhöht dabei auch 
für die Kapitalgruppen, die nicht 
transnational agieren können 


"bzw. ın veralteten Technologien 


fixiert sind, die Wettbe- 
werbschancen gegen 'nıchtdeut- 
sches’ Kapital. 

In diesem Kontext zeigt sıch die 
spezifisch deutsche Variante des 
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‚ neuen’ Imperialismus in der Eu- 
‚ropa-Politik der BRD. Deren 


Politik gegenüber Osteuropa ist 
nicht eigenständig, sondern viel- 
mehr in eine umfassendere ge- 
samteuropäische Strategie ein- 
gebettet. Hauptziel ist, während 
des europäischen Integrations- 
prozesses die Führungsposition 
innerhalb der EU auszubauen 
und abzusichern. Offenbar wird 
dies gegenwärtig u.a. an den 
Versuchen der Kohl-Admini- 
stration, Rest-Europa die öko- 
nomischen Rahmenbedingungen 
für die vorgesehene Währungs- 
unıon zu diktieren. Dabei steht 
ungeachtet des Gerangels um 
eine Aufweichung der Konver- 
genzkriterien (12) und um den 
Zeitplan der Währungsunion 
(13) eines grundsätzlich fest: 
Die EU soll auf die Wirtschafts- 
politik der BRD, d.h. auf die In- 
teressen des deutschen Kapitals, 
ausgerichtet werden, womit die 
EU ungeachtet des realen Wäh- 
rungsnamens de facto zu einer 
Deutschmarkzone verkäme. 


te ien des deutschen Kaptal 1900-1945. Tree - | 


In wessen Interesse lıegt dieses 
aggressive Vorgehen des deut- 
schen Staates? Sıcherlich zählen 
auch die transnationalen Kon- 
zeme, denen diese Entwicklung 
eine stabile Basıs für die globale 
Expansıon böte, mit zu den 
NutznießerInnen. Unmittelbar 
abhängig sind diese Unterneh- 
men von dem beschriebenen 
deutschen Großmachtverhalten 
jedoch nicht mehr. Prinzipiell 
anders sieht es mit den weniger 
produktiven bzw. kleineren Ka- 
pitalien aus, die eın hohes Inter- 
esse daran haben müssen, unter- 
stützt von ıimperalistischer 
Machtpolitik konkurrenzfähig 
zu bleıben. 

Es liegt nicht zuletzt auch ım 
Eigeninteresse des deutschen 
Staates, konkurrenzfähige 
Mehrwertproduktion auf seinem 
Territorium zu konzentrieren, 
weil er nur so seine Steuerungs- 
fähıgkeit nach innen - relativ zu 
den übrigen europäischen Staa- 
ten gesehen - sowie sein macht- 
politisches Gewicht nach außen 
erhalten kann. 

An diesem Punkt fügt sich die 
osteuropäische Komponente ın 
den BRD-Imperialismus ein. 
Durch die Eingliederung vor 
allem Polens, Ungams und der 
CR in die politische und Ökono- 
mische Machtsphäre der BRD 
verbessen sich die Verwer- 
tungsbedingungen vieler hiesiger 
Unternehmen. Damit wiederum 
wird das Gewicht der BRD auf 
europäischer Ebene vergrößert - 
eine Voraussetzung, um ın der 
allgemeinen Standortraserei 
nicht unter die Räder zu kom- 
men. 


Wir können also festhalten: Die 
imperialistische Durchdringung 
Osteuropas ist nicht ahistori- 
scher Selbstzweck, sondern im 
Gegenteil lediglich Mittel zum 
Zweck der Errichtung einer ge- 
samteuropäischen Hegemonie. 
Dieses Hegemoniebestreben ıst 
dabei nıchts anderes als eın poli- 
tisches Nachhinken der BRD 
hinter dem transnationalen Ka- 
pital. 

Die dargestellte Schrumpfung 
der staatlichen Einflußmöglich- 
keiten ıst zugleich mit einem 
Funktionswandel staatlicher Po- 
litik verbunden. Narr/Schubert 
schreiben hierzu: "[...] der Na- 
tıonalstaat [erhält] dadurch eine 
zusätzliche Bedeutung, daß er 
den Anschein erweckt, als könne 
er im weltweiten Wettbewerb, 
[...], die Chance seiner Bürger- 
Innen erhöhen, daß: ıhnen der 
Wohlstand erhalten bleibe." Sıe 
fahren fort: "Insofern stellt die 
Aushöhlung der nationalen Sou- 
veränität gleichzeitig eine neue 
Chance für die Natıionalstaaten 
dar, nämlich die eigene Bevölke- 
rung im Rahmen der weltweiten 
Konkurrenz mehr als zuvor zu- 
sammenzurotten und entspre- 
chend zu mobilisieren." (14) 
Dies dürfte eine treffende Be- 
schreibung einer wesentlichen 
staatlichen Aufgabe ım Rahmen 
des 'neuen' Imperialismus sein. 
Immer größere Bevölkerungs- 
gruppen sind ökonomisch nicht 
mehr integrierbar, und so muß 
das wachsende Aggressionspo- 
tential in einen nach außen ge- 
richteten Wohistandschauvinis- 
mus kanalisiert werden. 

Der Grundtenor dieser deutsch- 
nationalen Formierung wird 


417 


wieder einmal völkisch sein; und 
die entsprechende, von A wie 
Augstein bis Z wie Zwickel lie- 
bevoil varııerte Parole von der 
'Schicksalsgemeinschat der 
Deutschen‘ (Schäuble) ist schon 
ausgegeben. 

Für die Herrschenden ist dieser 
nationale Aufbruch in vielfacher 
Hinsicht funktional. Nach innen 
wird hartes Durchgreifen gegen 
oppositionelle "Volksfeinde' legi- 
tımıert, und nach außen kann 
gegenüber MigrantInnen die Fe- 
stung Europa noch effektiver 
abgeschottet werden. Außerdem 
würde der völkiısche Wahn die 
Resonanz auf die Mobilisierung 
der sogenannten "deutschen 
Minderheiten’ ın Osteuropa er- 
höhen, um auf diese Weise die 
jeweiligen Staaten wirkungsvoll 
zu destabilisıeren und unter die 


‚deutsche Knute zu zwingen. 


Der neue Impenalismustyp 
macht deutlich, daß die kapıtalı- 
stische Produktionsweise end- 
gültig ın ıhr destruktives Sta- 
dium eingetreten ist. War staat- 
liche Aggression bisher am 
Kampf der Monopole um den 
'Platz an der Sonne"! orientiert, 
so ist diese Aggressivität ım 
postfordistischen Imperialismus 
nur noch ein Vehikel der ım 
Würgegriff der transnationalen 
Konzerne befindlichen Macht- 
blöcke, um den Sturz ın das ent- 
kapitalisierte Nichts abzuwen- 
den. 

Angesichts der drohenden Bar- 
bareı kann eine realistische Per- 
spektive nur jenseits der welt- 
weiten Zerschlagung dieses Sy- 
stems liegen - alles andere ist 
Quark ! 


fSj-" 
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Nie wieder Heimat! 


Historischer Rückblick 
auf die "Tage der Heimat" 


Jedes Jahr im September wird Berlin mit 
einem "besonderen" Ereignis belästigt: 
Der Bund der Vertriebenen veranstaltet 
seinen "Tag der Heimat" (TdH). Dieser 
TdH in Berlin ıst der Auftakt zu ca. 200 
ähnlichen Veranstaltungen im ganzen 
Bundesgebiet. 

Noch 1988 durften sich die Vertriebenen 
im Internationalen Congress Centrum 
(ICC) treffen. Seitdem finden die Treffen 
regelmäßig in der Sporthalle Charlotten- 
burg in der Sömmeringstraße statt. Nach 
Auskunft des zuständigen Bezirksstadtrats 
für Jugend und Sport Axel Rabbach 
(CDU) bei der Bezirksverordnetenver- 
sammlungs (BVV)-Bürgerfragestunde am 
24.8.1995 wird die Halle dem BdV ko- 
stenlos zur Verfügung gestellt. Rabbach 
erklärte, daß "der Verband der Vertriebe- 
nen in der Verwaltungsvorschrift, die der 
Senat vor 15/20 Jahren erlassen hat, expli- 
zit als eine Vereinigung genannt wird, de- 
nen also Veranstaltungssäle |...] Kostenlos 
zu geben sind. [...] Das hat der Senat so 
festgelegt, und ich kann ıhnen sagen, ich 
finde es auch richtig." 

Den typischen Verlauf eines TdH kann 
mensch sich wie folgt vorstellen. Beim 
TdH treten neben BdV-Funktionären auch 
"prominente" Politiker als Redner auf, 
wobei anzumerken ist, daß die meisten 
Redner Mitglieder der CDU/CSU sind. 
Ein weiterer Hauptprogrammpunkt ist die 
Verleihung einer sogenannten "Plakette 
für Verdienste um den deutschen Osten 
und das Selbstbestimmungsrecht" 
(PfVuddOudS) an Politiker, die den Zie- 


in Berlin 1988-96 
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len des BdV nahestehen. Schirmherr der 
Veranstaltung war in den letzten Jahren 
Eberhard Diepgen (CDU-Vorsitzender 
Berlin, regierender Bürgermeister, Mit- 
glied im Verwaltungsrat des VDA (Ver- 
band für das Deutschtum ım Ausland), 
Burschenschafter der Verbindung "Sara- 
vıa-Berlin"). . 
Die Halle wird mit Fahnen volligehängt, 
die die "Heimat" symbolisieren sollen. 
Verschiedene Organisationen bieten an 
Ständen alles an, was ein Vertriebenen- 
herz begehrt, z.B.: alte Karten von 
Deutschland in den Grenzen von 1937. 
Damit sich der ganze Aufwand auch lohnt, 
werden haufenweise alte Menschen mit 
Reisebussen angekarrt, um den klatschen- 
den Hintergrund abzugeben. 
Währenddessen verteilen die verschieden- 
sten rechten Gruppierungen wie z.B. REP, 
NPD bzw. vor ihrem Verbot die FAP vor 
und in der Halle ihre faschistische Propa- 
ganda. Nach einem kurzen "Kulturpro- 
gramm" mit Musik und unsäglichen 
Volkstanzgruppen kommt dann eine Be- 
grüßungsrede eines BdV-Funktionärs mit 
Forderungen, angepaßt an die aktuelle po- 
litische Wetterlage, an die eingeladenen 
Politiker. 

Im folgenden wollen wir uns einige TdH 
etwas genauer anschauen. Die Blöcke sind 
untergliedert in Datum, Veranstaltungsort, 
Motto, Aufzählung einiger Redner, Zitate 
und Besonderheiten. Leider gaben die 
Quellen für 1990 und 1991 etwas weniger 
her, so daß u.a. das Motto fehlt. 


em 9.1988, 1C6, 39 Tan een ne i 
_ ‚Recht und freie Selbstbestimmung für. alle Deutschen“ A 


Reer EI. Strauß sy me 
ar Peter Rebsch. (CDU-Porlamenpräsiden) 
Eberhard aDiepen. | 


2 Rebsch. ach nicht etwa von. T Assibenrbeiit, sondern von Aussiedlern : "Das Recht auf Heimat . 
: ist Menschenrecht, gehört zu den unveräußerlichen Grundrechten jedes einzelnen Menschen auf 
dieser Welt, und dieses Recht haben auch-die Aussiedler unserer T age". 
"Ich selbst werde deshalb- immer wieder i in kurzen ‘Abständen: die Berliner Aufnahmelager besu- 


= chen, um. ‚mich davon. zu sap daß zum einen alles Me antehthe für die Aussiedler 


getan. wird... ' 

Strauß er zur auieipgeschtänkten. Solidarität " mit den Anssiediem. aus Osteuropa auf, und 
mahnte, daß die Spätaussiedler Deutsche seien, die unter Deutschen leben wollten. Sie seien keine 
Asylbewerber : aus fremden Ländern, sondern "Mitbürger ohne Wenn und Aber". Zur Belohnung 
- für diese eindeutigen Worte bekam Strauß vom BdV die "PfVuddOudS" verliehen. 

Diepgen. bekräftigte das Recht. auf Selbstbestimmung für alle-Deutschen und fügte hinzu, daß 
"kein noch so großer Fortschritt der aktuellen innerdeutschen Beziehungen" eine "Aufgabe dieser 
Forderungen rechtfertigen" könne. In diesem Zusammenhang meinte er, die DDR daran zu erin- 
nem zu müssen, daß niemand einer menschlichen, einer gerechten Gesellschaft davonlaufe. 


10.9.1989, Sporthalle Charlottenburg, 40T. dH 


"40 Jahre Bundesrepublik Deutschland das ganze 
Deutschland ist unser Vaterland" Be: | 


Redner: Walter Momper (SPD, rauen Bürgermöste) 
0.7. Karl Carstens (CDU, et re 3 
Eberhard Diepgen : 


Bundeskanzler Haie Kohl ließ ein Grubwört en ee eh | 
Momper sagte unter anderem: "Lassen: Sie uns nicht mehr an den Ürenzen rühren. E ı Denn‘ wer, 
wie wit unter Hitlers Führung, einen Eroberungs- und Ausrottungskrieg beginnt, der. darf nicht  - 
hinterher, wenn der Krieg verloren ist, ankommen und sagen: ‚Gebt mir meinen Einsatz wieder! 
Der Einsatz war das Deutsche Reich. Dieses ist verspielt worden. Ostpreußen, Pommern, Schle- | 
sien, waren deutsche Gebiete. Sie sind es nicht mehr." und fuhr fort: "Da sollen doch, bitteschön, 
führende: Vertriebenenfunktionäre nicht ankommen und Forderungen aufstellen, die den Bedürf- 
nissen der meisten Menschen gar nicht mehr- entsprechen, ‚aber immensen politischen Schaden a an- 
richten. ä reg erntete dafür Buhrufe ("Verrat an Da) und Pike. | 2 


Diepgen hatte im Gegensatz zu Momper keine Probleme, an bestäheiden Grenzen zu rühren, und 
forderte ein "Europa ohne Grenzen". Dies wurde mit kräftigem Beifall belohnt. ee 
Carstens appellierte an seine Zuhörer, die "Einheit der Nation" auch i in Zukunft zu bewahren nd 


"so oft wie möglich ın die. DDR und die deutschen ee zu. ‚ Fahren und. bekam die 
"PfVuddOudS" verliehen. 


9.9.1990, Sporthalle Charlottenburg, 41 T dH | ; 


Redner: Alfred Dregger (CDU/CSU-Fraktionschef) Kr 
Walter Momper (SPD, regierender Bürgermeister) | 


Dregger mahnte, es dürfe nicht der "falsche Eindruck" erweckt wer- - 
den, daß die Deutschen durch die Grenzregelung mit Polen "die 
Vertreibung anerkennen" würden. "Dies würde die Beziehungen 
zwischen Deutschen und Polen auf unabsehbare Zeit, wahrschein- 8 
lich für immer, vergiften". Dregger sprach mit Bezug auf den Tod - 
von 2,3 Millionen Deutschen noch nach 1945 von einem der "größ- 
ten Verbrechen der Menschheitsgeschichte": In der Geschichte Eu- 
ropas hätte es dafür "kein Beispiel" gegeben. Er lobte den CSFR- 
Präsidenten Vaclav Havel für sein Wort von der "zutiefst unmorali- 
schen Tat" der Vertreibung der Sudetendeutschen. Da von pon- MW 
scher Seite keine ähnlichen Äußerungen kamen, forderte Dregger 
die polnische Regierung in Warschau auf, "den offenen, ehrlichen 
Dialog" mit den deutschen Heimaätvertriebenen zu suchen, und "in 
ihnen nicht Gegner, sondern Leidensgefährten zu sehen, die ın 
manchem das Schicksal des polnischen Volkes zu teilen hatten. & 

Den kürzlich an Dregger verliehenen Konrad-Adenauer-Freiheits-Preis (10.000 DM) stiftete 
Dregger gönnerhaft dem Eichendorff-Kreis im oberschlesischen Lubowitz. 

Momper verteidigte die ın den "Zwei-plus-vier"-Dokumenten festgelegte deutsche Ostgrenze und 
stimmte Bundeskanzler Kohl mit seiner Feststellung zu, die Deutschen hätten nur die Wahl zwi- 
schen der Bestätigung der bestehenden Grenzen "oder dem Verspielen der Chance zur Einheit". 


w 
ee A Ne 


SEND: "Stilleben - 


8.9.1991, Sporthalle Charlottenburg, 42.TdH 


Redner:  E. Diepgen (regierender Bürgermeister) 


Bundeskanzler Kohl und-Bundesinnenminister Schäuble würdigten n Grußworten die Rolle des 
-BdV bei der Vereinigung Deutschlands und dem Vertrag mit Polen. 


Diepgen rief dazu auf, die Lebensbedingungen der Deutschen in Ost- und Südosteuropa zu ver- 
bessern. 
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Bav Prasiden Herbert :Czija; de: Zusammen mit‘ :Dewiiz und. Wiithann‘ am 121. 6 1990. * der 
ne 5 Abetimmn ung ‚über. die endgültige Anerkennung. der. polnischen Westgrenze im : Bundestag Nein- 
& Stimmen abgegeben hatte, forderte Verbesserungen im det utsch-poinischen Vertrag. 

Im Verfassungsschutz-Bericht 5 Berlin 1991 kann nachgelesen werden, was noch geschah: "Flug- 
;  blaftaktior ‚der N Front en aus 5 Anlaß einer Messung verschiedener Ver- 


z triebenenyerbände.' Dee 


6 9 9 992, ‚Sporthalte Charlottenburg, 4 TaH 


Fin r Recht und geschichtliche Wahrheit . 


Rocher = Wolfgang Schäuble (CDU, Bundesinneniniste) 
Eberhard Diepen Ä Ä 


Der BdV forderte Schäuble und Diepgen 2 zu "angemessener Selbstbehauptung i in deutschen Fra- 
gen" auf. 

:REPs verteilten a am Engine Flugblätter, auf denen Deutschland bis: Kaliningrad reichte. NPDier 
entroliten ein Transparent mit Deutschland in den Grenzen von 1937. 

Schäuble forderte von Polen und der Tschechosiowakei "Freizügigkeit und Niederlassungsrecht 
für ihre deutschen Nachbam". Nur dann könnten diese Länder a in der EU werden. 


> 9.1993, Sporthalle Charlottenburg, 44 T: dH 


"Eur uro pälsche Friedensordn ung mit Volksgrupenre chten ; 


Redner: Manfred Kanther (CDU, Bindesihnen- 
| 2. minisfer, Mitglied der: ‚Corps HB i 
et Suevoborussia. Mara 
| — Eberhard De 


Ein Grußwert von Hchnie Kohl rule, sn An . f 
dem es unter anderem hieß: "Der deutsche Osten ge 
hört zum unverlierbaren historischen und kulturellen R 
Erbe unseres Volkes". u 
Der Hauptredner war. Kanther. Der Anking- seiner 2 
Rede ging in Zwischenrufen unter. Ca. 100 offen auf- 
Die A tretende Nazis. zeigten Transparente mit den Auf- 
Gerhard Dewitz und Manfred Kanther schriften: "Verzicht ist Verrat", "Bonn Krematorium . 
für gesamtdeutsche Fragen", "Vorwärts zur: deutschen | - 

Revolution” und "Deutschland ist größer als die BRD. 
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NPD" (aus VS-Bericht Berlin 1993, S. 233) Ein NPDler warf mit. Fiugblättern um sich. Nach 
einiger Zeit erteilten Ordner den Neonazis Saalverbot. | ee 
Kanther sagte, daß die 800jährige Geschichte der ehemaligen Odesbieis "Teil unseres. een = z 
Erbes" wäre. "Als Bundesinnenminister obliegt mir die Förderung dieser Kulturarbeit." Kanther 
versprach, das Tor für Aussiedler offenzuhalten. Die Deutschen sollten aber lieber "in ihren heu- = 
tigen Siedlungsgebieten" verbleiben. Hierfür stünden 200 Millionen DMi im n Haushalt 1993/94 zur. | 
Verfügung. e = 
Heinrich Lummer (CDU, MdB) und Peter Kittelmann CDU, MaEp) beobachteten das Treiben ri 
‚aus der ersten Reihe. 2 
"Gesehen wurde an diesem Tag auch der FAPler Detief Rose Berin-Charotenburg)" (aus der Ei 
Broschüre Kampf der FAP!"S.57) 


4.9.1994, Sporthalle Charlottenburg, 45. TdH 


"Recht auf Heimat" 


Redner: Friedrich Bohl (CDU, Kanzleramtsminister, VDA-Mitglied) 
Eberhard Diepgen 


Am Vortag wurde dıe Plakette für "Verdienste um den deutschen Östen' 
von Diepgen an Theodor Oberländer verliehen. Gerhard Dewitz, Vorsit- 
zender des Berliner Landesverbandes des BdV, meinte, die 12 Mülionen 
Deutschen in Osteuropa hätten ein "historisches Recht auf diese Lebens- 
räume". Mit Lebensräumen meinte er Schlesien, Pommern, West- und 
Ostpreußen und das Sudetenland. Durch dıe Tatsache, daß die osteuropät- 
schen Nachbarländer Mitglied der EU werden wollen, erklärte Diepgen, 
biete sich jetzt "die Chance durchzusetzen, was zu den Menschenrechten 
gehört". Bohl zählte die finanziellen Zuwendungen der Bundesregierung 

N 6 an die Vertriebenen auf. Seit 1990 seien 700 Millionen Mark in die "deut- 

"llsulaSschefer schen Siedlungsgebiete" geflossen. Im Jahr 1994 seien 4 Milliarden Mark 

für die Integration von Aussiedlem aufgewendet worden. Ein dieser Tage 
in Omsk eröffneten Kirchen-Kulturzentrum sei mit 2,5 Millionen unterstützt worden. Vor der 
Halle gab es eine Gegenkundgebung mit ca. 50 Teilnehmerinnen, bestehend aus B90/Grüne und 
einigen Antifagruppen. Auf schwarzem Stoff waren dıe Namen von 40 Todesopfer rechtsextre- 
mer und rassistischer Übergriffe von 1990 bis 1992 zu lesen. Auf einem Transparent stand die 
Forderung "Königsberg bleibt Kalinngrad - Revanchistische Politik ist Kriegspolitik”. 

"Auch im September 1994 tauchten enige FAPler - darunter Lars Burmeister - auf-.dem alljährlichen 
Revanchistentreffen "Tag der Heimat! in Berlin-Charlottenburg auf. Vor dem Eingang wurden Flugblät- 
ter verteilt, die auf eine Verbotsankündigung von Kanther Bezug nehmen und in denen natürlich der 
"Verrat an den deutschen Ostgebieten' beklagt wird. Nach kurzer Zeit wurden die FAPler jedoch durch 
anwesende Antifas zu einer vorzeitigen Abfahrt überredet..." (aus Karmmpf der FAP!' S.57) 

REPs verteilten ebenfalls ıhre Propaganda. 
Vor der Halle waren u.a. zu sehen: 
Ursula Schaffer (Ehrenvorsitzende der faschistischen "Berliner Kulturgemeinschaft Preußen‘) 
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IR: Tino Staus (damals FAP, anschließend 'Ka- 
= meradschaft Treptow") 
‚Detlef Cholewa (heute Nolde) (damals FAP 
. . Treptow, jetzt "Kameradschaft Treptow’, Autor 
in der faschistischen "Berlin-Brandenburger 
. Zeitung" der "Nationalen e.V." und Aktivist ın 
- der Anti-Antifa) 
"Frank Seifert (REP Tiergarten, Vorsitzender 
der REP-Jugend) 
Michael Aulich (REP Schöneberg, später Tier- 
garten, WJ, Mitbegründer der 'Kameradschaft 
Beusselkiez) 
Sascha Karı (REP Neukölln) 


2 9 Z 995, Festakt ım Berliner A bgeordnetenha us (chem. Preußischer 
Ländtag) 


Der 80jährige BdV-Ehrenpräsident Herbert Czaja bekam die "PfVuddOudS" verliehen. Sein 
Nachfolger Fritz Wittmann (CSU) würdigte die Verdienste Czajas, die er als langjähriger Ver- 
bandspräsident und als Bundestagsabgeordneter erworben hätte. 


9:30 Kranzniederlegung am Mahnmal Theodor-Heuss-Platz 


Mit über 30 Kränzen von u.a. Bundespräsident, Bundeskanzler, Bürgermeister Berlin, Präsiden- 
tin des Abgeordnetenhauses, Republikaner, Bezirksbürgermeisterin Charlottenburg, Ministerprä- 
sidenten Bayern, Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern, Regierung Baden-Württemberg, diver- 
sen Landsmannschaften, Volksbund deutsche Kriegsgräber bis zu exotischen Gruppen wie dem 
"Weltdachverband der Donauschwaben" war ein breites Spektrum vertreten. Anwesend bei der 
Kranzniederlegung war u.a. auch Sozialsenatorin Ingrid Stahmer (SPD). 

Charlottenburgs Bezirksbürgermeisterin Monika Wissel (SPD) bei der BVV-Bürgerfragestunde 
am. 24.8.1995: "Der Bund der Vertriebenen bekommt, wie in den Jahren zuvor, während der 
Kranzniederlegung auf dem Theodor-Heuss-Platz ein Beeipuk und eine Mikroanlage unentgelt- 
lich zur Verfügung en | | Ä 


18:30 Katholischer Gottesdienst Lud wiskirchplaz Pa fer Lothar 


Groppe 5J 


Zur Person Lothar Gippen aus Bad Donna | 
- Kuratoriumsmitglied i im "Förderverein Konservative Kultur und Bildung e.V." 
- Autor in Criticon, Aula, Der Schlesier, Ermeuerung und Abwehr (Zeitung. der Evangelischen 
Notgemeinschaft i in Deutschland (ENiD)) i | | 
- Mitglied der "Juristenvereinigung Lebensrecht" 
- Militärpfarrer a.D. 
- Dozent an der Hamburger "F ührungsakademie der Bundeswehr‘ 


9 
. at 
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- Referent auf der Herbststudientagung der "Evangelischen Notgemeinschaft in Deutschland « e. Y m . | —_ 
am 7.10.1995 E 


Die Besucher des Gottesdienstes, unter ihnen auch. Polizei in Uniform und Zivil, zmnben einige — 


üble Bemerkungen des Geistlichen ertragen. Groppe verkündete, man könne " zu Recht von einem = 
Rumpfdeutschland" sprechen, und die Polen könnten "von uns Deutschen Tugenden. wie Diszi- : 


plin, Ordnung und Arbeitsamkeit lernen”. Einige Besucherinnen verließen die Kirche frühzeitig. 


3:3; I 995, 11:00 E Vensafisöher Gottesdienst Kirche "Zum Heilsbrön: Fr | 
nen", Superintendent Horst Gunter 3 


3.9.1995, Sporthalle Charlottenburg, 46.TdH 


"50 Jahre Flucht, Deporta tion, Vertreibung - Unrecht 
bleibt Unrecht" | en. 


Redner: Klaus Töpfer (CDU, Bundesbaumnister, Landsmannschaft Schlesien) 
Eberhard Diepgen | 


Dieses Mal gab es eine Gegenkundgebung, welche von einem breiten Bündnis antifaschistischer 
Gruppen vorbereitet wurde. Der Verfassungsschutz, der leider genauestens über die Vorberei- 
tungstreffen unterrichtet war, erwirkte über ihm offenbar bekannte Hoffnung der Vorbereiter!In- 
nen, mit der Kundgebung den TdH akustisch stören zu können, daß sie nicht auf dem Platz vor 
der Halle stattfinden durfte. Auch die Lautsprecher durften nicht auf die großräumig abgesperrte 
und von Bullen-Hundertschaften bewachte Halle gerichtet werden. In Redebeiträgen wurde über 
die revanchistische Politik des BdV informiert, auf Transparegten stand u.a. "Lieber raus auf die 
Straße als heim ins Reich". 

Am Rande der Protestkundgebung wurde u.a. Peter Schüneisen Schünemann (REP 
Neukölln) war Direktkandidat der REPs zur Bundestagswahl 1994. Im Jahr 1995 versuchte er 
sich als "Sicherheitsbeauftragter" der Berliner REPs. Als er seinen: Namen über den Lautsprecher 
hörte, zog es ihn wieder in Richtung Sporthalle. 


Pr: 3 re = 
= ci: 


erree gegen den Badinen 'Tag der Heimat' 1995 
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Zum Ende der. ‚Gegenkuindgebing 52 sb es eine Kurzdems der ca. 300 Teilnehmerinnen zum U- 


EN 


\ 


2 Bahnhof Richard-Wagner-Platz. Hierbei griff die Polizei die frieaiiche Demo an und zerrte einige 


Leute brutal vom- Fautsptecherwagen, Es ‚Kann. zu ca. 10 Festnahmen, ie cr auch zu einigen 
Verfahren. en: > 
--An.der Halle wurden: Heinrich: Lutiner (CDU) od E- Diesen a nit. tbrausendein Beifall emptaii- 
; gen. Es gab ein ‚Grußwort von Manfred Kanther (CDU); in dem er dem BdV die Unterstützung 
der Bundesregierung auch für die Zukunft zusicherte. Für die Entwicklung zu einem friedlichem 
& Europa ser.die Mitwirkung des BdV "unverzichtbare Vorraussetzung". 
‚Fritz Wittmann forderte, daß bei den Verhandlungen zum EU-Beitritt der ehemaligen Ostblock- 
staaten über die Wiedergutmachung für die 15 Millionen vertiebegen Deutschen geredet werden 
muß, ; 
Der eigentlich. laden Häupkredner Bernhard ‚Vogel (CDU) hatte wegen angeblichen "Ter- 
minprobleme" ‚abgesagt. An seiner Stelle kam Töpfer "im Namen der Bundesregierung", wie Ger- 
hard Dewitz stolz verkündete. Töpfer outete sich als vertriebener Schlesier und meinte, daß die 
Erinnerung an Unrecht und Leid der Vertreibung unbedingt an die Jüngeren weitergegeben wer- 
den müßte. Töpfer weiter: "Heimat geht dort verloren, wo Unfreiheit und Friedlosigkeit herrscht". 
Es gab auch wieder Störungen von Neonazis, z.B. Zwischenrufe wie "Auge um Auge, Zahn um 
Zahn" und Transparente wie "Heimatliebe, unsere Kraft". Kein Wunder, schließlich mobilisierten 
die "Junge Freiheit” und das "Nationale Info-Telefon" (NIT) ihre Kreise zum TdH. 


ri 996, 9:30 Kranzniederlegung am Mahnmal Theodor-Heuss-Platz 


15:00 Katholischer Grottesdienst, R osenkranz-Basilika, Berlin-Sieglitz, 
Pa fer Lothar Groppe 5J 


Gröppe führte in seiner Predigt aus, wenn das Potsdamer Abkommen das notwendige Ergebnis 
des zweiten Weltkrieges wäre, müßten auch: anderen Ländern Gebiete weggenommen werden, 
weil sie mehr Kriege geführt hätten als Deutschland. Er vertrat die Meinung, daß die Polen nach 
1945 nichts von dem verloren hätten, was sie vor 1939 gehabt hätten. Groppe hielt es auch für 
wichtig darauf hinzuweisen, daß "Mitteldeutschland" nicht "Ostdeutschland" sei, wie es die Pres- 
se immer bezeichnet, und fragte: "Ist deutsches Recht noch deutsches Recht, angesichts der hohen 
Zahl der hier lebenden Ausländer?". Er brachte ein Zitat vom polnischen Papst Johannes Paul, in 
dem es heißt: die Deutschen hätten ein Recht, in ihre alte Heimat zurückzukehren. Desweiteren 
erklärte er das Potsdamer Abkommen für ungültig und drohte, daß es ohne Entschädigung der 
Vertriebenen keinen dauerhaften Frieden Beben kann. 


8.9.1 996, 11:00 E vangelischer Gottesdienst, Kirche "Zum Heilsbron- 
nen", Superintendent Horst Gunter 


8.9.1996, Sporthalle Charlottenburg, 4 7.TdH 


"Heimat ist Auftrag - Gerechtigkeit unser Ziel” 


Redner: Roman Herzog (CDU, Bundespräsident) 
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Gerhard Dewitz (Berliner Landesvorsitzender des Ba) 
Fritz Wittmann (Präsident des BdV) | 

Paul .Latussek (Fhlrmgischer { Landesvorsitzender des vs 
Be HER | ‚ Eberhard Diepzen | 


£ Vor der Halle verteilten. REP-Aktivisten 2 aus ; Chärlktenburg ein F Flgblat ir in 1 
dem sie die. "]ieben Heimatvertriebenen" dazu aufriefen, bei der nächsten 

Wahl eine ‚Partei zu wählen, "die sich für deutsche Interessen einsetzt". Auch 
ein Zitat-von Kurt Schumacher ($PD) aus dem Jahre 1951 fand darauf Platz: . 
"Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei können bestehen, die die 4 = 
Oder-Neiße-Grenze anerkennen. Wir lehnen Nationalverrat ab." Ese 
Dewitz erklärte in seiner Eröffnungsrede: "Unsere ostdeutsche Heimat werden ı wir immer lieben e 
und niemals aufgeben". _ k 
Latussek beklagte i in einer vorwurfsvollen Rede in Richtung Bonner Politiker. daß Denschländ 
sich n den letzten Jahrzehnten mehr in Kniefällen und Schuldbezeugungen ergangen hätte, als 
sich zu den. deutschen Opfem zu bekennen. Die Oder-Neiße-Grenze als deutsche Ostgrenze 
bezeichnete Latussek als Unrecht. Ä 
Wittmann forderte, daß die ungelösten Vermögensfragen ' Iyörstärke: angesprochen werden” müß- 
ten. Das an den Deutschen begangene Unrecht müsse gemildert werden. 


z Paul False 


In. der ersten Rede eines Bundespräsidenten 
zum TdH seit Jahrzehnten sagte Herzog: "Das 
wiıedervereinigte Deutschland erhebt keine Ge- 
bietsansprüche. Die Verschiebung von Grenzen 
ist auch gar nicht das Thema unserer Zeit. Wır 
‚haben die Chance, bestehende Grenzen niedri- 
ger und durchlässiger zu machen als Generatio- 
nen vor uns. Darauf müssen wir unsere Kraft 
konzentrieren. f...] So schmerzhaft dıe Erkemt- 
nis für Menschen ist, die in Hinterpommern, ın 
Ostpreußen oder Oberschlesien als Deutsche in 
Deutschland geboren worden sind: Richtig ist - 
und das werden wir nicht mehr ändern können - 
diese Gebiete sind heute völkerrechtlich unbe- 
stritten polnisches beziehungsweise russisches 
Staatsgebiet." Diese Äusserungen bewegten ei- 
nen der Zuhörer zu dem Zwischenruf "Vater- | 
‚landsverräter!". Herzog erwiderte "Das hat mir gerade noch gefehlt. Das habe ich nicht nötig, mir 
das von Ihnen sagen zu lassen. Schämen sie sich." Zu den Reden der BdV-Funktionäre meinte 
Herzog, es seien "so viele falsche Behauptungen aufgestellt worden, daß man gar nicht weiß, wo 
man mit dem Widerlegen anfangen soll". Aber das von den BdV-Funktionären beklagte Unrecht 
an den Deutschen wollte er nicht wiederlegen, im Gegenteil: "Deutsche waren allerdings nicht nur 
Täter, sondern auch Opfer. Deutsche haben, FERDIEUEN und deportiert, aber sind auch selbst Opfer 
von Vertreibung und Deportation gewor 
Diepgen forderte Prag auf, mehr über das Leid zu spiechäl, das den Deutschen nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg angetan wurde. 
Auch 1996 wurden Nazis, diesmal von der 'Kameradschaft Beusselkiez', im Umfeld des TdH be- 
obachtet. 


Roman Herzog reahits) 


“Y; 


Dieser rü ckblick über aie 9 letzten "Tage der 
Heimat" zeigt deutiich, welche Kontinuität die 
Revanchistenverbände an den Tag legen und wie 
stark sie von führenden Politikern aus CDU/CSU 
unterstützt werden. Viele Leute warei der Mei- 
nung, daß das Problem mit den Revanchısten 
sich durch das Wegsterben quası von alleın löst. 
Dem wiederspricht die durch das Bundesvertrie- 


benengesetz gestützte Auffassung des BdV, daß 
die Eigenschaft des "Vertriebenseins" auch auf 
die Nachkommen vererbt wird. Und deshalb 
werden diese TdHs ımmer wieder stattfinden. Es 
sei denn, wir erkennen die Gefahr, die von den 
Revanchistenverbänden immer noch und schon 
wieder ausgeht und handeln dementsprechend. 


Nie wieder Deut tschland! | 
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Nie wieder Heimat ! 


Was tun ?! 


- Gedanken zur Praxis 


So, vielleicht fragt sich ja 
jeszt die eine oder der an- 
dere, was mensch gegen all 
den Mist machen kann 


Natürlich alles, was Euch so einfällt. Ein kleiner 
Hinweis an dıe fast allgegenwärtige Staatsge- 
walt: Dies ist kein Aufruf zu Straftaten, hochhei- 
lıges Ehrenwort. 

Doch zurück zu den uns wohlgesonnenen Leser- 
Innen. Für den Fall, daß Euch gerade nicht der 
wunderbare Einfall kommt, haben wir ein paar 
Punkte zusammengetragen, an denen wir alle 
praktisch werden können. 

Als erstes gılt es mal herauszufinden, ob es im 
Dorf, ın der Stadt, ın der näheren und/oder wei- 
teren Umgebung irgendwelche Vertriebenenor- 
ganısationen o.ä. gibt. Manchmal reicht dazu 
schon ein Blick ıns örtliche Telefonbuch (z.B. 
unter L wıe Landsmannschaft...). 

Eine andere Mösg- 
lichkeit wäre ein Be- 


such ım Rathaus, 
um nach irgendwel- 
chen Schaukästen 


oder anderen Aus- 
hängen zu suchen. 
Manchmal sind auch 
bestimmte Räume 
nach sog. Vertrei- 
bungsgebieten be- 
nannt (Pommermnsaal 
oder Ostpreußen- 
klo). Vielleicht gibt es da ja bestimmte Gründe 
für. 

Wenn Ihr dann schon mal unterwegs seıd, könnt 
Ihr eventuell gleich noch ın der nächsten Bıblio- 
thek vorbeischauen, ob da vielleicht Zeitun- 
gen/Zeitschriften von  Vertriebenenverbänden 
ausliegen. Interessant kann übrigens auch sein, 
welche Bücher zum Thema da in den Regalen 


Zeitzeichen 4 
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stehen. Es ıst übrigens verboten, Leihbücher zu 
verschmutzen, zu beschädigen oder zu entwen- 
den. 

In einigen Gegenden gibt es auch Heimatmuseen 
und ähnliche Einrichtungen. Wer/welche sucht, 
der/die findet. 

Es spricht auch nichts dagegen, sich mal mit 
Oma oder Opa oder anderen betagteren Ver- 
wandten zu unterhalten, irgendwo müssen die äl- 
teren Menschen, die zu den Veranstaltungen der 
Vertriebenenverbänden "rennen", ja herkommen. 
Und denkt daran: Nicht alle, die damals 
vertrieben wurden, sind Arschlöcher. (Aber der 
Rest reicht auch.) 

Nun habt Ihr vielleicht entdeckt, daß bei Euch 
Vertriebenenverbände aktıv sınd und wo die was 
machen. Das ıst schon mal ein erster Erfolg, 
aber das Wissen ıst nichts wert, wenn es sich 
nicht ın der entsprechenden Praxis nıederschlägt. 
Wıe könnte diese Praxis aussehen ? 

Dazu ıst es erst mal nicht unwichtig, ob Ihr ın 
einer Großstadt oder ım platten Niederbayern 
aktıv werden wollt. 
Soll heißen: In der 
Großstadt, wo eben 
nicht jedeR jedeN 
kennt, kann mensch 
offener auftreten, 
ohne dabei gleich 
ein besonderes per- 
sönliches Risiko eın- 
zugehen. 

So, Ihr habt dann 
also Lage und Rah- 
menbedingungen 
gepeilt: Egal, ob es sich um Schaukästen, auslıe- 
gende Zeitschriften oder Veranstaltungen han- 
delt, normalerweise gibt es irgendwelche Verant- 
wortliche, dıe dies genehmigt haben. Auch wenn 
es unwahrscheinlich ıst, könnte es ja sein, daß 
sıch diese Leute durch einen Brief oder eın 
freundliches Gespräch doch eines Besseren be- 
lehren lassen. 


Eine andere Möglichkeit ıst, die Leute, die z.B. 
ım Rathaus oder ın der Bibliothek arbeiten, zu 
informieren bzw. die entsprechenden Gewerk- 
schaften und MitarbeitzrInnenvertretungen auf 
dıesen Mißstand hinzuweisen und diesen ge- 
meinsam zu beseitigen. 

Überlegt Euch, ob Ihr im Rathaus auch über 
wohlgesonnene Parteienvertreterinnen Druck 
machen könnt. Über diese Schiene lassen sich 
eventuell auch Anfragen starten, ob z.B. die 
Vertniebenenverbände Geldmittel oder Räum- 
lichkeiten von der Stadt, dem Landkreis oder der 
Landesregierung erhalten. 

Begleitend zu diesen Vortichent aber auch 
völlig unabhängig dazu, bietet es sich an, eifrig 
Leserinnenbriefe an die örtlichen Zeitungen zu 
schicken. Und nicht vergessen: Seitenlange theo- 
retische Abhandlungen haben keine Chance, in 
irgendwelchen Zeitungen abgedruckt zu werden. 
Aber auch, wenn Ihr den Text knapp & deutlich 
haltet, ıst das keine Garantie dafür, daß er in der 
Presse und nicht im redaktionseigenen Müllei- 


mer landet. Laßt Euch trotzdem nicht entmuti- 


gen. 
Kommen wir nun zu dem wunderschönen Fall, 


daß Ihr, sei es aus Vertriebenenzeitungen, An- 


kündigungen in Schaukästen oder wie auch im- 
mer erfahren habt, daß in Eurer Gegend eine 
Veranstaltung der Vertriebenenverbände wie 
z.B. ein "Tag der Heimat" bevorsteht. Das 
"wunderschön" bezieht sich in diesem Fall auf 
die Tatsache, daß Ihr das mitbekommen habt 
und nicht auf die Veranstaltung ! 

Am einfachsten ist es natürlich, wenn die Ver- 
mieterinnen der Räume den Vertriebenenverbän- 
den kündigen, sei es wegen unüberbrückbarer 
politischer Differenzen (was leider nur sehr sel- 
ten vorkommt) oder wegen zu erwartender Stö- 
rungen etc.. Da die VermieterInnen wahrschein- 
lich nicht zu Euch kommen werden, solltet Ihr 
an sıe herantreten. 


Pech gehabt? Die Veranstaltung soll trotzdem 
stattfinden? 


Nun denn, wır können auch anders! 

Was wir alles können, wird nıcht verraten, zu 
einfach wollen wir es den staatlichen Schnüffler- 
Innen ja auch nicht machen, aber ein paar Sa- 
chen seien trotzdem erwähnt. | 

Mit einem entsprechenden Potential im Rücken 
oder besser an der Seite, so von wegen gemein- 
sam und so, könnte mensch eine Demo oder 
Blockade veranstalten. Um die schon oben er- 
wähnte Störung als eine zu erwartende er- 
scheinen zu lassen, bieten sich auch Plakate und 
Flugblätter an. 

Eine andere Möglichkeit wäre, an der Veranstal- 
tung teilzunehmen. Dabei ıst auch zu beachten, 
daß in diesen Kreisen meist eine völlig andere 
Bekleidungsform als bei uns bevorzugt wird. 
Solltet Ihr diese Hürde überwunden haben, steht 
Ihr vor der Qual der Wahl. Mit vielen anderen 
gemeinsam ist es Euch vielleicht möglich, der 
ganzen Veranstaltung einen anderen Verlauf zu 
verpassen. Wie wär's denn mit fröhlichen Ge- 
sang revolutionären Liedgutes, dauerndem Un- 


. terbrechen der RednerInnen durch donnernden 


Applaus und schallende Begeisterungsrufe, ge- 
meinsamen Tanzen mit eventuell anwesenden 
Volkstanzgruppen oder vielem anderen mehr? 
Unserer Phantasie sınd keine Grenzen gesetzt, 
schon gar nicht die von 1937. Sollte dies für 
Euch nicht in Frage kommen, ist es auch so eine 
prima Gelegenheit, einfach nur zu beobachten, 
wer da so rumrennt, vielleicht wolltet Ihr ja auch 
schon immer ein Photo von dem einen oder der 
anderen. In Berlin z.B. zieht der "Tag der Hei- 
mat" das Nazipack an wıe ein Misthaufen die 
Schmeißfliegen (Dies soll nur ein Vergleich sein 
und auf keinen Fall eine Beleidigung der obenge- 
nannten Fliegen). 


Genug der Anregungen, wir wissen nicht, was 
Ihr machen wollt, aber wir hoffen, Ihr macht es! 
Und natürlich hoffen wır, davon zu hören. 
Macht's gut! 


Nie wieder Heimat ! 
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